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Aufgaben der SeHlG SeHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

Kommissionsgebühren. Die den Antragstellern vom BMVIT verrechne­
ten Verfahren kosten waren aufgrund nicht verrechenbarer Überstun­
denzuschläge und der geringen Stundensätze (Kommissionsgebühren) 
bei Weitem nicht kostendeckend. 

(3) Die nichtamtlichen Seilbahnsachverständigen der SCHIG hatten 
ihren Arbeitsplatz (mit einer Ausnahme) bis zum Frühjahr 201 4  im 
BMVIT und übten ihre Tätigkeit in enger Zusammenarbeit mit  den 
amtl ichen Seilbahnsachverständigen des BMVIT aus. Sie waren als 
Mitarbeiter der SCHIG nicht im Personalplan de BMVIT ausgewiesen. 

Das BMVIT verrechnete der SCHIG ab 201 3 Miete rur die von den nicht­
amtlichen Sachverständigen der SCHIG im Amtsgebäude des BMVlTJJ 
benutzten Räumlichkeiten. I m  Frühjahr 201 4  fühne die SCHIG mit 
dem BMVlT bzw. der rur die Vermietung des Amtsgebäudes zuständi­
gen Austrian Real Estate GmbH Verhandlungen über die Anmielung 
der Räumlichkeiten. Da sich die Verhandlungspanner nicht einigen 
konnten, entschied die Geschäftsführung der SCHIG, dass die nicht­
amtlichen Sachverständigen ab Juni 201 4 in den Räumlichkeiten der 
SCHIGJ4 arbeiten sollten. 

(4) Die Geschäftsruhrung der SCHIG erwanete zum Zeitpunkt der Über­
nahme der nichtamtlichen Seilbahnsachverständigen im Jahr 2009 
einen Gewinn aus deren Tätigkeit. Die Seilbahnsachverständigen arbei­
teten in den Jahren 2009 und 201 1  nicht ko tendeckend. Damit muss­
ten ihre von der SClIIG ausbezahlten Gehälter über den Sach- und 
Personalaufwand des BMVIT mitftnanzien werden. Die Geschäftsfüh­
rung der SCHIG berichtete dem Aufsicht rat im Dezember 201 1 .  dass 
sich die nichtamtlichen Seilbahnsachverständigen voraussichtlich bis 
zum Jahr 2017 und darüber hinaus nicht über Erlöse selbst tragen wer­
den. Entgegen dieser Prognose konnten die Seilbahn achverständigen 
der SCHIG in den Jahren 2010, 201 2  und 201 3  leicht positive Ergeb­
nisse erwin chaften. 

Tabelle 12: Ergebnisse der KostensteIle Seilbahnsachverständige in der SeHIG 

2009 2010 

- 76 21 

QueUen: SCHIG; Darstellung RH 

Bund 2015/15 

2011 2012 2013 

in 1.000 EUR 

- 143 23 

n Bund�aml.sg('b5udt'. 1030 Wirn, Radelzkystrafk 2 

14 1020 Wirn, Lassal1�lraßc: 9b 

23 

Durchschnitt 
2009 bis 2013 

- 30 

95 
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13.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass die nichtamL lichen Sachverstän­
digen der SCHIG den antragstellenden Seilbahnunternehmen für ihre 
gutachterlichen Leistungen Honorarnoten auf Basis kostendeckender 
Stundensätze stellen konnten, wogegen das BMVlT für die gleichen 
Leistungen der amtl ichen Sachverständigen Kommissionsgebühren mit 
weitaus geringeren, nicht kostendeckenden Stundensätzen (Kommis­
sionsgebühren) verrechnen musste. Er empfahl dem BMVlT, darauf 
hinzuwirken, die Kommissionsgebühren für Leistungen der amtlichen 
Seilbahnsachverständigen auf ein kostcndcckendcs Niveau anzuhe­
ben. 

Der RH kritisierte, dass die SCHIG im Jahr 2009 auf Wunsch des BMVIT 
vier Seilbahnsachverständige aufnahm, diese dann aber in den Räum­
lichkeiten des BMVIT ihren Dienst in enger Zusammenarbeit mit den 
amtlichen Sachverständigen des BMVIT verrichteten. Dies führte nach 
Ansicht des RH zu Doppelg1eisigkciten und stellte eine Umgehung des 
Personalplans des BMVlT d"r. Aus Sicht des RH wäre es im Sinne der 
Kostentransparenz zweckmäßiger, bei entsprechendem Bedarf an Seil­
bahnsachverständigen im BMVIT entsprechende Ressourcen bei amt­
lichen Seilbahnsachverständigen auFzubauen. Der RH empfahl dem 
BMVIT, den zukünftigen Bedarf an Seilbahnsachverständigen abzu­
schätzen und gegebenenfalls entsprechende amtliche Sachverständige 
- U.a. durch Übernahme der nichtamtlichen Sachverständigen der 
SCHIG ins BMVIT - im BMVIT aufzubauen. 

13.3 Laut Stellungnahme des BMVIT seien i/ie Kommissionsgebühren durch 

die Bundeskommissionsgebiilrren- Verordnung 2007 definiert. Da es 

sich hierbei um eine Verordnung der BUlldesregienmg halIdie, könne 

eille Anpassullg der Kommissionsgebühren nicht durch das BMVIT 

alleine envirkt werden. 

13,4 Der RH entgegnete dem BMVIT, dass ihm bewusst war, dass die Bun­
deskommissionsgebühren-Verordnung 2007 nicht durch das BMVlT 
erlassen wurde. Der RH blieb daher bei seiner Empfehlung, das BMVlT 
möge darauf hinwirken, dass die Kommission gebühren für Leistun­
gen der amtlichen Seilbahnsachverständigen auf ein kostendeckendes 
Niveau angehoben werden, 

14.1 (I) In den Mitglied.staaten der Europäischen Union war ab dem 
Jahr 2007 ein sogenanntes Einstellungsregister zu führen1S, in das 
alle im jeweiligen Land zugelassenen und betriebenen Schienenfahr-

]'io 2007/756/EG: EnlSchtidung der Kommissifm vom 9_ Nl)vt;:mbt'r 2007 zur Annahm� 

einer gemeinsamen Speziflk.alion für das nationale Einstc1lungsrcgistcf nach Anikel 14 

Absätze 4 und 5 dtf Richtlinien 96/48/EG und 2001/16(EG 

Bund 2015/15 
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zeuge - Personenwaggons. Güterwaggons und Triebfahrzeuge - ein­
zutragen waren. Die $CHIG baute im Jahr 2007 das nationale Einstel­
lungsregister auf und führt es seither. 

Tabelle 13:  Eckdaten der Aufgabe "Einstellungsregister" 

Basis der Aufgabenübertragung SCHIG-Gesetz § 3 Abs. 1 Zi. 8 
EisbG 1957 §§ 112 ff. 
Beschluss der Kommission 20l2/757/EG 
Richtlinie 2008/57/EG 

Spezifikation der Aufgabenübertragung in der Entscheidung der Kommission 2007/756/EG bzw. 
im Beschluss der Kommission 20ll/l07/EU 

Wahrnehmung der Steuerungsfunktion 
durch BMVIT 

keine 
Jahresbericht der SCHIG seit 2014 

Aufgabenumfang 208 Anträge im Jahr 2013 

administrativer Aufwand bei SCHIG 

Abgeltung des administrativen Aufwands 

1,3 VZÄ im Jahr 2013 

Einhebung von Gebühren, die ans Finanzamt abgeführt 
werden; Rückerstattung der Gebühren durch das BMVIT; 
darüber hinausgehender Aufwand durch den Sach- und 
Personalaufwand - abgegolten durch das BMVIT 

QueUen: SCHIG; Darstellung RH 

Bund 201 5/15 

Das BMVIT beauftragte die SCHIG per Gesetz mit der Führung des 
Einstellungsregisters. Details zur AuFgabenerfüllung wie z.B. zur Aus­
gestaltung dieses Registers legte die Europäische Kommission Fest. 
Die SCHIG agierte aus diesem Grund bei der Aufgabenerfüllung rela­
tiv autonom und ohne lauFende Abstimmung mit dem BMVlT. Im 
Jahr 2014 legte die SCHIG dem BMVIT erstmals einen Jahresbericht 
u.a. zur Führung des Einstellungsregisters (Jahresbericht über die Tätig­
keiten der SCHIG gemäß Eisenbahngeselz) vor. 

Die für die Führung des E instellungsregisters erforderlichen Personal­
ressourcen der SCHIG - durchschnittlich rd. 1 ,8 VZÄ pro Jahr in den 
Jahren 2009 bis 201 3  - wurden bis zum Jahr 201 1  über Kostenbei­
träge der Eisenbahnuntemehmen finanziert. 

Laut der im Dezember 201 1  in Kraft getretenen Novelle zum EisbG 195736 

hätte die SCHIG ab diesem Zeitpunkt für die Registerftihrung Gebüh­
ren und Verwaltungsabgaben einheben und an die Finanzverwaltung 
abliefern müssen. Sie hob bis zum März 201 3  dennoch weiterhin ver­
traglich geregelte Kostenbeiträge ein. Nachdem das BMVIT die SCHIG 
im März 201 3  auF die nicht dem Gesetz entsprechende Vorgehensweise 
aufmerksam machte, wickelte die SCHIG die im Jahr 201 2  bearbei-

J' BGB!. I Nr. 1 24/201 1  
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teten, mehr als 250 Anträge mittels Stornorechnungen und neu aus­
gestellten Gebührenvorschreibungen rückwirkend ab. Seither verrech­
nete die SCHIG den Eisenbahnverkehrsunternehmen Gebühren, liefene 
diese an das BMF ab und bekam vom BMVlT einen Betrag in der glei­
chen Höhe rückerstattet. Dieser Betrag deckte den Res ourceneinsatz 
im Jahr 201 2  zu rd. 22 % und im Jahr 201 3  zu rd. 52 %. 

(2) Weiters stellte die SCHIG ab November 2011 für österreichische 
Triebfahrzeugführer EU-weit einheitlich gestaltete Fahrerlaubnisse aus 
und führte ein Fahrerlaubnisregister, in das alle in Zusammenhang mit 
der Ausstellung der Erlaubnis erforderl ichen Daten eingetragen waren. 

Tabelle 14: Eckdaten der Aufgabe "Ausstellung von Fahrerlaubnissen und 

Fahrerlaubnisregister" 

Basis der Aufgabenübertragung SCHIG-Gesetz § 3 Abs. 1 Zi. 7 und 8 
EisbG 1957 §§ 128 ff. und §§ 156 ff. (Novelle BGB!. I 
Nr. 25/2010) 

Spezifikation der Aufgabenübertragung in Richtlinie 2007/59/EG bzw. 
in Verordnung (EU) Nr. 36/2010 bzw. 
in der Entscheidung der Kommission 2010/17/EG 

Wahrnehmung der Steuerungsfunktion keine 
durch BMVIT Jahresbericht der SCHIG seit 2014 

Aufgabenumfang 98 Anträge im Jahr 2013 

administrativer Aufwand bei SCHIG 0,3 VZÄ im Jahr 2013 

Abgeltung des administrativen Aufwands Einhebung von Gebühren, die ans Finanzamt abgeführt 
werden; Rückerstattung eines Pauschalbetrags je Fahr­
erlaubnis durch das BMVIT; darüber hinausgehender Aufwand 
durch den Sach- und Personalaufwand - abgegolten durch das 
BMVIT 

QueUen: SCHIG; Darstellung RH 

98 

Die Aufgabenübertragung an die SCHIG zur Ausstellung der Fahr­
erlaubnisse und zur Führung des Fahrerlaubnisregisters erfolgte per 
Gesetz. Details zur Aufgabenerfüllung legte die Europäische Kommis­
sion detaillien fest. Inhaltliche Vorgaben seitens des BMVIT und eine 
laufende Abstimmung der SCHIG mit dem BMVIT unterblieben des­
halb. Im Jahr 201 4  legte die SCHIG dem BMVlT erstmals einen Jahres­
bericht u.a. zur Ausstellung der Fahrerlaubnisse und zur Führung des 
Fahrerlaubnisregisters (Jahresbericht über die Tätigkeiten der SCHIG 
gemäß EisenbahngeselZ) vor. 

Das EisbG 1957 ermächtigte die SCHIG zur Einhebung von kostende­
ckenden Kostenbeiträgen für die Ausstellung der Fahrerlaubnisse und 
die Führung des Registers. Die SCHIG hob dennoch für beide Leistun­
gen Gebühren und Bundesverwalrungsabgaben ein und fühne diese 

Bund 2015/15  
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SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVlT 

ans BMF ab. Die SCHIG erhielt im Gegenzug vom BMVIT pro ausge­
stellter Fahrerlaubnis eine Pauschale. Diese Erlöse deckten im Jahr 201 2  
den Aufwand zu 1 4  % und im Jahr 20\3 zu 59 %. 

(3) In den Verantwortungsbereich des BMVIT fielen neben der Ausstel­
lung der Fahrerlaubnisse für Triebfahrzeugführer auch die Vergabe von 
Pilotenlizenzen, die von der Austro COnlroP7 vorgenommen wurde, und 
die Ausstellung von Kapitäns- bzw. Schiffsführerpatenten, die durch 
das BMVIT bzw. durch die Landeshauptleute erfolgte. Das Arbeitspro­
gramm der österreichischen Bundesregierung rur die Jahre 201 3  bis 
2018 nannte als ein Ziel die .sparsame und effiziente Neuorgani a­
tion der verkehrssicherheitsbehördlichen Agenden (Schiene, Wasser, 
Luft) unter Bündelung von Ressourcen". 

14,2 ( I )  Der RH kritisierte, dass die SCHIG von Dezember 201 1  bis März 20 I 3 
anstelle der im EisbG 1957 vorgesehenen Gebühren weiterhin Kostener­
sätze einhob und mehr als 250 Anträge aus diesem Zeitraum rückab· 
wickeln mUSSte. Der RH sah darin sowohl ein Umsetzungsdefizit der 
SCHIG als auch ein Kontrolldefizit des BMVIT. 

(2) Der RH wies kritisch darauf hin, dass das BMVIT der SCII IG den 
Aufwand für das Einstellungsregister. die Ausstellung von Fahrerlaub­
nissen und das Fahrerlaubnisregister über den Ersatz nicht kostende­
ckender Gebühren und nicht kostendeckender Pauschalen abgolt und 
den darüber hinausgehenden Aufwand über den Sach- und Personal­
aufwand abdeckte. Er erachtete diese Vorgehensweise als wenig zweck­
mäßig und verwies auf seine Empfehlung in TZ 38 zur Abdeckung des 
gesamten Aufwands über den Personal- und Sachaufwand. 

(3) Im Hinblick auf die Umsetzung der im ArbeilSprogramm der öster­
reichischen Bundesregierung (20\3 bis 2018) festgelegten Zielsetzung 
der effizienten Neuorganisation verkehrssicherheitsbehördlicher Agen­
den bestand nach Ansicht des RH bei der Ausstellung von Fahrer­
laubnissen für unterschiedliche Verkehrsträger und bei der Führung 
von Registern in einer zentralen Stelle die Möglichkeit, Synergien zu 
erzielen. 

Der RH empfahl dem BMVIT, im Sinne der E ffizienz der Verwaltung 
und der Verwaltungsreform eine Zusammenruhrung der Ausstellung 
und Verwaltung von Fahrerlaubnissen im Bereich Wasser, Schiene und 
Luft und der Führung von Registern in einer zentralen Stelle zu evalu­
ieren und diese Aufgaben gegebenenfalls in diese Stelle überzuruhren. 

J7 Östtrrtichischc: Gestllschart für Zivilluflfahn m.bJI. 
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15.1 (I) Die Aktivitäten der SCHIG im Bereich Forschung und Entwicklung 
konnten als ,Geschäfte und Tätigkeiten zur Entwicklung und Verbes, 
serung des Eisenbahnwesens sowie neuer Eisenbahntechnologien auf 
dem Schienen netz' unter die Zi. ) des § ) Abs. 1 SCHIG-G subsumien 
werden. Die SCHIG wirkte zur Zeit der Gebarungsüberprüfung an zwei 
Forschungs- und Entwicklungsprojekten, dem Projekt EcoTram und 
dem Projekt Rai I4SEE, mit. 

Tabelle 15: Eckdaten der Aufgabe .,Forschungs- und Entwicklungsrnaßnahmen für den 
Sch;enenbere;ch" 

Basis der Aufgabenübertragung SCHIG-Gesetz § 3 Abs. 1 Zi. 3 

keine Spezifikation der Aufgabenübertragung 

Wahrnehmung der Steuerungsfunktion durch BMVIT 

Aufgabenumfang 

keine 

2 Forschungsprojekte im Jahr 2013 

administrativer Aufwand bei SCHIG 

Abgeltung des administrativen Aufwands 

1.0 VZÄ im Jahr 2013 

erojektfördergeLder; Eigenanteil und 
Uberschreitung des förderbaren Anteils über den 
Sach- und Personalaufwand - abgegolten durch 
das BMVIT 

Quellen: SCHIG; Darsteltung RH 

100 

Die Geschäft führung der SCHIG berichtete dem Aufsichtsrat wie­
derholt zum Stand der Forschungsprojekte, darüber hinau nahm das 
BMVIT keine Steuerung funktion im Bereich Forschung und Entwick­
lung der SCHIG wahr. 

(2) Das Projekt ,EcoTram - Energieoptimierung der thermischen Fahr­
zeugsysteme bei Schienenfahrzeugen' startete im Jahr 2008 und lief 
in zwei Projekueilen bis ins Jahr 20 1 4. Es untersuchte den Energiebe­
darf von Schienenfahrzeugen für Heizung, Klimatisierung und Lüf­
tung und mögliche Einsparungspotenziale. Das Projekt wurde vom 
Klima- und Energiefonds gefOrdert und über die Österreichische For­
chungsfOrderungsgeselischaft abgewickelt. Neben der SCHIG waren 

die Rail Tec Arsenal Fahrzeugversuchsanlage GmbH (RTAJ, die Tech -

nische Universität Wien, die Wiener Linien und zwei private Unter­
nehmen Projektpartner. Für die Durchführung von Versuchen wurde 
der Klima-Wind-Kanal der RTA genutzt. Aufgabe der SCHIG war da 
Projekt-Management. 

Der Projektanteil der SCIlIG belief sich laut Fördervertrag auf insgesamt 
rd. 9).000 EUR, wovon rd. 47.000 EUR gefordert wurden. Der tatsäch­
liche Aufwand der SCHIG für Personalres ourcen lag vom Jahr 2009 
bis zum I. Quartal 20 14  bei rd. 1 68.000 EUR. Darunter ftelen neben 
den forderbaren Projektkosten z.B. Ressourcen rur die strategische Wei-

Bund 2015/ 1 5  
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SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

tcrentwiclUung der Forschungsaktivitäten im Bereich Energieoptimie­
rung und nicht förderbare Personalkosten flir die Projektvorbereitung 
und Öffentlichkeitsarbeit des Projekts Ecotram. 

(3) Da Projekt Rail4SEE _Rail Hub Cities for South East Europe- för­
dene der Europäische Fonds flir regionale Entwicklung (EFRE). Es zielte 
darauf ab. Maßnahmen rur eine verstärkte Nutzung des Verkehrsträ­
gers Schiene und des öffentlichen Verkehrs in Südosteuropa zu ent­
wickeln. Das Projekt stanete im Mai 201 2  und sollte bis Oktober 201 4  
abgeschlossen werden. Die SCHIG sollte vor allem ihr Know-how in 
Bezug auf den Abschluss und die Abwicklung von Verkehrsdienstver­
trägen einbringen. 

Bei einem Gesamtprojektbudget von 4.8 Mio. EUR entfielen 
3 30.500 EUR auf Leistungen der SCHIG. Davon fördene der EFRE 
85 % bzw. rd. 2 8 1 .000 EUR. Bis zum ersten Quanal 201 4  wendete die 
SCHIG Personalressourcen im Ausmaß von rd. 205.000 EUR rur das 
Projekt auf. Die Geschäftsflihrung berichtete an den Aufsichtsrat. dass 
bis September 201 3  rd. 40 % dieser Personal ressourcen in die Zusam­
menarbeit mit der First Level Control. die durch die Interne Revision 
des BMVIT wahrgenommen wurde. genossen waren. 

15.2 (I) Dcr RH wies darauf hin. dass Zi. 3 des § 3 Abs. I SCHIG-G schr weit 
gefasst war. Scincr Ansicht nach lag die Bearbeitung von Forschungs­
projckten nicht im Kernkompetenzbereich der SCHIG als Erbringerin 
von Dienstleistungen flir das BMVIT. Der RH empfahl dem BMVrr. den 
von § ) Abs. I Zi. 3 SCHIG-G umfassten Aufgabenbercich dcr SCHIG 
zu konkretisieren. 

(2) Der RH wies kritisch darauf hin. dass die flir die strategische Wci­
tercntwick.lung der Forschungsaktivitäten im Bereich Energicoptimie­
rung und das Projckt Ecotram in den Jahren 2009 bis zum I. Quar­
tal 201 4  angefallenen Personal ressourcen der SCHIG nur zu rd. 55 C\b 

im Rahmen des Projekts Ecotram förderbar waren und nur zu rd. 28 % 
gefördcn wurden. Der RH cmpfahl der SCHIG. in Zukunft dem BMVIT 
als Eigentümer laufcnd über dcn Personalaufwand flir Forschung pro­
jekte zu berichten. weil dieses den nicht durch Förderungen gedeckten 
Mehraufwand über den Personal- und Sachaufwand zu decken hat. 

(3) Der RH wies kritisch auf den hohen Anteil der Personalressour­
cen für das Projekt Rail4SEE hin. der nicht in den Kernbereich des 
SCIIIG-Know-how. sondern in die First Level Control genossen war. 
Er empfahl der SCHIG und dem BMVIT. vor einer weiteren Teilnahme 
an einem EU-Projekt die organisatorischen Rahmenbedingungen u.a. 
fur die First Level Control zu diskutieren und in Zukunft nur dann 
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an EU-Projekten teilzunehmen. wenn die Rahmenbedingungen eine 
Entlastung der Projektadministration erwarten lassen. Der RH verwies 
dabei auf seine bisherigen Empfehlungen]8 

15.3 (I) Laur Srellungnahme des BMVIT sei eine den A ufgabenbereich der 

SCHIG im Hinblick auf deren Bearbeirung I'on Forsel,ungsprojekren 

konkrerisierende Anpas ung des § 3 SCHIG-Gesetz aus Sicht des 

BMVIT niel,r zielfrJ/rrend. Die Empfel,lung, vor einer weiteren Teil­

nahme an EU-Projekten die organisatorischen Rahmenbedingungen 

u.a. for die First Level COII/roi zu diskutieren und in Zukunft nur dann 

an Projekten teilzunehmen, wenn die Rahmenbedingungen eine EII/­

lastung der Projektadministrarion erwarten lassen, nahm das BMVIT 

zur Kell/llni . 

(2) Die SCHIG stimmte in ihrer Stellungnahme den Empfehlungen des 

RH LU, in Zukunjl dem BMVIT als Eigentümer laufend über den Per­

sonalaufwand jlir Forschungsprojekre zu berichten und nur da/li! an 

EU-Projekren teillllllehmen, wenn die Ra/'lIIenbedillgungen eine EIII­

lastung der ProjeklOdministration insbesollders hin ichr/iel, der First 

Level Colt/rol er/vartell lassen. 

15.4 Der RH entgegnete dem BMVIT, dass seiner Ansicht nach eine Grund­
satzentscheidung, inwiefern die SCHIG in Zukunft an Forschungspro­
jekten mitwirkt. erforderl ich war. Diese Entscheidung muss aber nicht 
im Rahmen einer Konkretisierung des SCHIG-Gesetzes niedergeschrie­
ben werden. sondern kann auch auf andere Weise, z.B. in der Eigen­
tümerstralegie, feslgehalten werden. 

16.1 Im Zuge der Öffnung des Schienenverkehrs flir den Wettbewerb waren 
Eisenbahninfrastrukturunternehmen verpflichtet. ihre Schieneninfra­
struktur allen Eisenbahnverkehrsunternehmen diskriminierungsfrei zur 
Verfügung zu stellen. Die Vergabe von Fahrrechten erfolgte im Zuge der 
Trassenzuweisung. Die SCHIG nahm die Funktion einer Zuweisungs­
steIle flir vier integrierte Eisenbahnunternehmenl9 - das sind Unter­
nehmen. die sowohl Eisenbahninfrastruktur- als auch Eisenbahnver­
kehrsuntcrnchmen sind - wahr. 

lf Btricht d� RII _EU-Förderung�n (HRE) aus Sichl der Fordu-empfängc:r mit dc:m 

Schw�rpunkl V("rtmr3chung von VOl'S('hnfic:n" (Reihe: Bund 201l/11) 
19 Graz-Könachc:r Bahn und Busbf'tntb Gmbll. Salzburgtr Lokalbahnen ISalzburg AG 

rur Energie. V('rkchr und TC'lckommumkatlon). StC'lt'nnärki.sche undcsbahnen. Wie­

ntr lokalbahnen AG 

Bund 2015/15 
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Tabelle 16: Eckdaten der Aufgabe "Zuweisungsstelle" 

Basis der Aufgabenübertragung SCHIG-Gesetz § 3 Abs. 1 Zi. 5 
EisbG 1957 §§ 54 ff. 

Spezifikation der Aufgabenübertragung in Richtlinie 200l/14/EG bzw. 
in Richtlinie 2012/34/EG 

Wahrnehmung der Steuerungsfunktion durch BMVIT keine 

Aufgabenumfang 

Jahresbericht seit 2014 

Trassenzuweisung für 4 Eisenbahnunternehmen im 
Jahr 2013 

administrativer Aufwand bei SCHIG 

Abgeltung des administrativen Aufwands 

Quellen: SCHIG; Darstellung RH 

1,0 VZÄ im Jahr 2013 

Kostenersatz durch Eisenbahnunternehmen 

Bund 2015/1 5  

Der Aufgabenbereich umfasste die Ausarbeitung der Schienennetz­
Nutzungsbedingungen, die Festsetzung der Höhe der Benützungsent­
gelte, die Erstellung des Netzfahrplans (eigentliche Trassenzuweisung) 
Für die Fahrplanperiode auf Basis des Entwurfs des Eisenbahnunter­
nehmens, die Durchführung von Koordinierungsverfahren im Fall von 
Unvereinbarkeiten zwischen verschiedenen Anträgen und die Vergabe 
von Ad-hoc-Trassen [Trassen außerhalb des Netzfahrplans). 

Die Ei enbahnuntemehmen bezahlten die SCHIG nach Aufwand auf 
Basis eines venraglich festgelegten Stunden atzes. Die in den Jah­
ren 2009 bis 201 3  eingehobenen Beiträge deckten die Kosten Für die 
Trassenzuweisung. 

Bi auf ein Eisenbahnuntemehmen. das bis zum Jahr 201 2  Ad-hoc­
Trassen beantragte und dies dann einstellte, gingen von den anderen 
Eisenbahnuntemehmen im überpnüf1en Zeitraum keine Ad-hoc-Tras­
sen-Anträge bei der SCHIG ein. Die Schienen-Control GmbH fragte 
bereits im Jahr 2008 bei der SCHIG an, inwieweit und in welcher 
Arbeitszeit sie Ad-hoc-Trassen vergab. Die SCHIG teilte daraufhin 
mit, dass sie nur ftir eines der Eisenbahnuntemehmen Ad-hoc-Tras­
sen zuwies. 

16.2 Nach Ansicht des RH war nicht auszuschließen, dass auf dem Schie­
nennetz der Eisenbahnuntemehmen. die die SCHIG mit  der Trassen­
zuweisung beauftragt hatten, auch außerhalb des Netzfahrplans Züge 
verkehnen. Damit bestand die Möglichkeit. dass durch die Nicht-Bean­
tragung der Ad-hoc-Trassen einerseits das Schienen netz d ieser Ei en­
bahnuntemehmen - entgegen den Bestimmungen de EisbG 1 957 -
genutzt wurde und dadurch andererseits der SCHIG Einnahmen ftir die 
Ad-hoc-Trassen-Zuweisung entgingen. Der RH empfahl dem BMVIT. 
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hinsichtlich der Vergabe von Ad-hoc-Trassen darauf hinzuwirken, 
dass diese bei den Zuweisungsstellen entsprechend dem EisbG 1 957 
gemeldet werden. 

Überblick 

17 .1  Die SCHIG war im überprüften Zeitraum zu 100 % Eigentümerin von 
drei Projektgesellschaften für Public-Private-Pannership-Projekte 
(PPP-Projektel; dies waren die Gütenerminal Werndorf Projekt GmbH, 
die Rail Test EI Research GmbH und die RoLa-Terminal Regensburg 
Projektgesellschaft mbH. 

Tabelle 17:  Eckdaten der Aufgabe "PPP-Projekte" 

Basis der Aufgabenübertragung SCHIG-Gesetz § 3 Abs. 1 Zi. 1 

keine Spezifikation der Aufgabenübertragung 

Wahrnehmung der Steuerungsfunktion durch BMVIT Auftrag des 8MVIT zur Veräußerung der 
Proje ktgeseLLsch aften 
Einbindung des BMVIT in Verkaufsverhandlung 

Aufgabenumfang 2 PrOjektgesellschaften im Jahr 2013 
(Verkauf der GWP im Dezember 2012) 

administrativer Aufwand bei SCHIG 

Abgeltung des administrativen Aufwands 

0,5 VZÄ im Jahr 2013 

Management Fees der Projektgesellschaften an die 
SCHIG 

Quetten: SCHIG; Darstettung RH 

104 

Geschäftsführer der Projektgesellscilaften war der Geschäftsführer der 
SCHIG. Die Projektgesellscilaften verfügten darüber hinaus über kein 
Personal. Vielmehr erledigte ein Mitarbeiter der SCHIG jene Tätig­
keiten, die die Projektgesellschaften betrafen. Er wendete dafür in 
den Jahren 2009 bis 201 3  Personalressourcen von durchschnittlich 
0,7 vZÄ pro Jahr auf. Dafür zahilen die Projektgesellschaften Manage­
ment Fees an die SCHIG, die den Personalaurwand im Durchschnitt 
zu 1 64 % deckten. 

Die Projektgesellschaften schlossen mit Betreibergesellschaften Ver­
träge zum Betrieb der Anlagen (Güterterminals, Klima-Wind-Kanal) ab 
und erhielten von den Betreiberge ellschaftcn Bestandzinszahlungen 
ftir die Nutzung der Anlagen, welche die von den Projektgesellschaf­
ten getätigten Investitionen refmanzienen. 

Die Initiative für die PPP-Projekte und die Gründung der Projekt­
gesellschaften waren von der Vorgängergesellschaft der SCHIG, der 
Schieneninfrastruktur-Finanzierungsge ellschaft mbH, ausgegangen. 

Bund 2015/15  
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Im Zuge der Gründung der SCHIG durch Abspaltung von der Schie­
neninfrastruktur-Finanzierungsgesellschafl mbH gingen die PPP-Pro­
jekLgesellschaften ins Eigentum der SCHIG über. Es war aber Zielset­
zung des BMVlT, die Projektgesellschaften zu veräußern, weil sie nicht 
mehr zum Kerngeschäft der SCHIG zu zählen waren. Bis zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung veräußerte die SCHIG eine Projektgesellschaft 
(Güterterminal Wemdorf Projekt GmbH, siehe TZ 1 8) .  

Abbildung 2: Projek:tgeseUschaften und Betreibergesellschaften der PPP-Projekte der SCHlG 

GWP 
GiJterterminal Werndorf 

Projekt GmbH 

CCG 
Cargo -Center-Graz 

Betriebs GmbH 

Verkauf GWP 2012 

QueUen: SCHIG; Oarstellung RH 

Bund 2015/15  

SCHIG 

1 
RTR 

Ra1l Test & Research GmbH 

RTA 
Rall Tee Arsenal Fahrzeug­

versuchsanlage GmbH 

Projektgesellschaften im 100" Eigentum 

'- ��
,
r SCHIG Management Fees der �OjektgeSeUSChaften an die SCHIG 

RRP 
RoLa Regensburg 

PrOjekt GmbH 
Projektgesellschaften 

Bestandverträge 
Bestandzinszahlungen der Betreiber- an die 
Projektgesellschaften 

Bayernhafen 
GmbH & CoKG 

Betreibergesellschaften 

17.2 Der RH wies darauf hin, dass die Aktivitäten der SGIIG hinsichtlich 
ihrer Projektgesellschaften für PPP-Projekte historisch bedingt waren, 
weil die SCHIG diese Aufgabe von ihrer Vorgängergesellschaft über­
nommen hatte. Der RH wertete die Einschäuung des BMVIT, dass die 
PPP-Projekte nicht zum Kemgeschäft der SCHIG zählten und die Pro­
jektgesellschaften daher zu veräußem seien, positiv; nicht zuleUI unter 
dem Gesichtspunkt der mit den PPP-Projekten verbundenen Risiken, 
z.B. dem Ausstieg einer Betreibergesellschaft aus dem Bestandvertrag 
vor Abschluss der Refmanzierung der Investitionen. 

Güterterminal Graz-Wemdorf 

18.1 Die Gütenerminal Wemdorf Projekt GmbH (GWP) wurde im Jahr 1 999 
zu dem Zweck gegründet, die Errichtung eines Eisenbahn-Güterter­
minals südlich von Graz zu finanzieren und an eine Betreiberge e11-
schaft zu vermieten. Der Terminal wurde im Jahr 2003 in Betrieb 
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genommen und im Jahr 2007 erweiten. Die Basisinvestilion betrug 
65 Mio. EUR. diverse Erweiterungen kosteten weitere 5.3 Mio. EUR. 
Die SCHIG brachte d iese Millel über einen Zuschuss des Bundes 
(30,S Mio. EUR), über Darlehen bei der Europäischen Investitions­
bank (40 Mio. EUR) und über ein weiteres Darlehen bei einer österrei­
chischen Bank (7.04 Mio. EUR) auf. 

Der Bestandvenrag mit der Betreibergesellschaft. der Cargo-Center­
Graz Betrieb gesellschaft mbH (CCG), wurde im Februar 2006 aur unbe­
stimmte Zeit abgeschlossen, wobei die CCG bis zum Jahr 2034, dem 
Zeitpunkt, zu dem die Fremdrlnanzierung des Projekts rückgezahlt 
ist. unabhängig vom winschartlichen Verlaur aur eine Kündigung des 
Venrags verzichtete. Der Bestandzins setzte sich aus einem Basisbe­
standzins. in den u.a. die gesamten Inveslit ionskosten rur den Termi­
nal und die Zinsen rur den rremdrlnanzienen Anteil eingingen. und 
aus einem Zusatzbestandzins. der aus den konsol idienen Jahresum­
sätzen der CCG berechnet wurde, zusammen. 

Im Jahr 2010 beauftragte der Aursichtsrat die SCHIG mit der Aur­
nahme von Verkaufsverhandlungen. Verhandlungsbasis war ein extern 
beauftragtes Wengutachten. das den Wen der GWP im Jahr 201 1  unter 
Angabe eines Wenebereichs (zwischen 5.2 Mio. EUR und 6.4 Mio. EUR) 
schätzte. Die GWP wurde im Jahr 201 2  um 5.5 Mio. EUR und damit 
innerhalb des Schätzbereichs des Wengutachtens an die ÖBB-Inrra­
struktur AG verkauft. Die durch den Verkaur entstandene Liquidität 
wurde in Hinblick aur die anderen Beteiligungen und die damit ver­
bundenen Risiken in der SCHIG behalten. 

18.2 Der RH wies daraur hin, dass durch die Venragsgestaltung hinsichtlich 
des Bestandzinses sowohl das Nachrragerisiko als auch das Finanzie­
rungsrisiko bei der CCG und nicht bei der GWP bzw. der SCHIG gele­
gen waren. 

Der RH erachtete den Verkau� prozess - die Einholung eines Wengut­
achtens als Ba is rur Verkaufsverhandlungen - positiv. Er wies daraur 
hin, dass der erzielte Verkaufspreis der GWP im unteren Bereich der 
Bewenung des Gutachtens lag. 

Klima-Wind-Kanal 

19.1 Die Rail Test Et Research GmbH (RTR) wurde im Jahr 1999 mit dem 
Ziel gegründet. einen Klima-Wind-Kanal zu errichten und an eine 
Betreibergesellschart, die Rail Tec Arsenal Fahrzeugversuchsanlage 
GmbH (RTA), zu vermieten. Gesellschafter der RTA waren das Aus-

Buna 201:>/ 1 5  

III-213 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)12 von 100

www.parlament.gv.at



R 
-

H 
Aufgaben der SCHIG 

Bund 2015/ 1 5  

SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

trian Institute or Technology4° und runf Untemehmen aus dem Bereich 
der Entwicklung und des Baus von Schienenfahrzeugen. Der Klima­
Wind-Kanal ging im Jahr 2003 in Betrieb. Im Jahr 2008 wurde die 
Hilfs- und Prüfspannung erweiten bzw. sanien. Die Anlage ermög­
lichte es, Schienenfahrzeuge gezielt Winerungseinnüssen wie Wind, 
Niederschlag, extreme Temperatur (-45'C bis +60'C) und Sonnenein­
strahlung auszusetzen. 

Die Errichtung des Kl ima-Wind-Kanals kostete rd. 66,S Mio. EUR, 
die Sanierung der Hilfs- und Prüfspannung weitere 3 Mio. EUR. Der 
Betrag wurde durch Eigenkapital des Bundes ( 1 0,9 Mio. EUR), eine 
Vorfinanzierung der Stadt Wien ( 1 3, 1  Mio. EUR), zwei Darlehen bei 
einer österreich i chen Bank (30,9 Mio. EUR), zwei ERP-Darlehen41 
( 1 1 ,6 Mio. EUR) und ein weiteres Darlehen rur die Hi lfs- und Prüf­
spannung 0,75 Mio. EUR) aufgebracht. 

Der Bestandvenrag zwischen RTR und RTA wurde im Jahr 1 999 auf 
unbestimmte Zeit abgeschlossen. Der darin festgelegte Bestandzins 
bestand aus einem fixen und einem variablen Anteil. Der fixe Anteil 
errechnete sich aus den Gesamtinvestitionskosten des Projekts zu 
Beginn des Bestandverhältnisses ohne Finanzierungskosten. der vari­
able Anteil hing vom Betrieb ergebnis der RTA ab. Die RTA verzich­
tete im Bestandvenrag rur die Dauer von 30 Jahren und damit bis zum 
Zeitpunkt der Refinanzierung des Projekts auf eine Kündigung. Diese 
Frist wurde nachträglich venraglich um jene Dauer verlängen, die rur 
die Refinanzierung der Sanierungskosten rur die Hilfs- und Prüfspan­
nung erforderlich ist. 

Die SCHIG ftihne ab Ende des Jahres 201 2  mit der Geschäftsftihrung 
und den Eigentümern der RTA Gespräche zum Verkauf der RTR, zu 
denen ab dem Jahr 2014 auch Venreter des BMVlT beigezogen wur­
den. Basis ftir die Verhandlungen war ein Bewertungsgutachten aus 
dem Jahr 201 3. Da über die Verkaufsbedingungen keine Einigung zwi­
schen der RTR und der RTA bzw. deren Eigentümern erzielt werden 
konnte, stand die RTR zur Zeit der GebarungsüberprüFung weiterhin 
im Eigentum der SCHlG. 

19.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass beim KJima-Wind-Kanal das 
Nachfragerisiko bei der RTA lag, das Finanzierungsrisiko wegen des 
au den Ge amtinvestitionskosten zu Beginn des Bestandverhältnisse 
errechneten Bestandzinses aber grundsätzlich bei der RTR und somit 
bei der SCHIG. Der RH nahm zur Kenntnis, dass die Finanzierung der 

40 zu rd. so � In Besitz drs 8MVIT 

41 ERP - Europc:an R«ov(ry Program - Europai.schcs Wicdcraufbauprogramm 
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Sanierung der Hi lfs- und Prüfspannung durch eine entsprechende 
Ergänzung zum Bestandvertrag auf die RTA überwälzt werden konnte. 

Der RH nahm die Bemühungen der SCHIG zum Verkauf  der RTR Zur 
Kenntnis. Er empfahl der SCHIG, den Geschäftsverlauf der RTA wei­
terhin zu verfolgen und bei einer entsprechenden wirtschaft l ichen 
Entwicklung des Unternehmens und einer positiven Entwicklung des 
Marktumfeldes neuerlich Verkaufsverhandlungen zu führen. 

19.3 Die SCHIG sagte ill illrer Stellullgllahme die Umsetzung der EmpJe/r­

IUllg des RH zu. 

Güterterminal Rollende Landstraße (Rola) Regensburg 

20.1 Die RoLa Regensburg Projektgesellschaft mbH (RRP) wurde im 
Jahr 2005 mit dem Ziel gegründet. einen Gütenerminal für die Rol­
lende Landstraße am Regensburger Hafen zu nnanzieren. zu errichten 
und an eine Betreibergesellschaft, die Bayernhafen GmbH EI Co KG zu 
vermieten. Der Terminal wurde im Jahr 2005 eröffnet und im Jahr 2007 
um eine zweite Rampe erweiten. Das Gesamtinvestitionsvolumen 
betrug 3 Mio. EUR. Die MiLteiaufbringung erfolgte durch zwei Dar­
lehen ( 1 ,21  Mio. EUR und 710.000 EUR) und durch eine ZwischenfI­
nanzierung über das Verrechnungskon\O der SCHIG. Die Tilgung war 
gemäß Businessplan der RRP bis zum Jahr 2036 geplanl. 

Der Bestandvenrag wurde im Juli 2005 befristet bis zum 3 1 .  Dezem­
ber 2020 abgeschlossen. Eine außerordentliche Kündigung war vor Ver­
tragsablauf durch beide Vertrag panner möglich. wenn die Mindest­
zielvorgabe für einen winschartlichen Betrieb von sechs Zugpaaren an 
fünfTagen pro Woche ab dem dritten Betriebsjahr unterschritten wurde. 
Der Bestandzins wurde für die gesamte Laufzeit des Venrags in gleich­
bleibender Höhe ohne Indexierung festgelegt. Demgegenüber war die 
Miete, die die RRP an die Hafenverwaltung Regensburg für die Grund­
stücke, auf denen der Terminal errichtet worden war. zahlte. indexiert. 

Die Rail Cargo Austria AG, die die RoLa-Verbindung Trento-Regens­
burg bediente, stellte diese mit Fahrplanwechsel am 9. Dezember 201 2  
ein. Da bei Wegfall der Verbindung die wirtschaftlichen Mindestziel­
vorgaben nicht mehr gegeben waren. bestand für die Hafenverwal­
tung Regensburg die Möglichkeit. den Bestandvertrag außerordentlich 
zu kündigen. Die Geschärlsftihrung der SCHIG informiene den Auf­
sichtsrat über die möglichen finanziellen Auswirkungen einer Kündi­
gung für die RRP bzw. für die SCHIG. Zwischenzeitlich übernahm ein 

Bund 201 5/ 1 5  
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SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

deutsches Unternehmen die RoLa-Verbindung und die Hafenverwal­
tung Regensburg kündigte den Be tandvertrag nicht. 

HinsichLlich eines Verkaufs der RRP gab es eine informelle, nicht doku­
mentierte Anfrage der SCHIG bei der Hafenverwaltung Regensburg, 
die wegen fehlendem Interesse der Hafenverwallung Regensburg nicht 
weiter verfolgt wurde. Ein Bewertungsgutachten lag nicht vor. 

20.2 Der RH luitisiene, dass die Laufzeit des Bestandvenrags ( 1 5  Jahre) 
zwischen der RRP und der Hafenverwaltung Regensburg zum Güter­
terminal RoLa Regensburg kürzer war als die Laurleit der Kredite für 
die Finanzierung der Anlage (30 Jahre). Er merkte weiters kritisch an, 
dass der Bestandzins, den die Hafenverwaltung Regensburg an die RRP 
zu zahlen harte, als Fixum ohne Indexierung vereinbart worden war, 
während die RRP der Hafenverwaitung Regensburg eine über den Ver­
braucherpreisindex wertangepasste Miete rur die Grundstücke zu zah­
len hatte. Bei einer angenommenen Innationsrate von 2 'lb pro Jahr 
war der Bestandzins im 1 5. Jahr wertmäßig um rd. 26 'lb geringer als 
im I. Jahr. Der RH wies darauf hin, dass durch die Festlegung einer 
Mindestzielvorgabe für den winschaftlichen Betrieb des Gütertermi­
nals das Nachfragerisiko bei der RRP und damit bei der SCHIG lag. 

Der RH empfahl der SCHIG, entsprechende Nachverhandlungen mit 
der Hafenverwaltung Regensburg zu führen, um eine dem Mietver­
trag entsprechende Indexierung für den Bestandzins zu vereinbaren, 
die Laufzeit des Bestandvertrags an die Refmanzierungszeit der Darle­
hen anzupassen und das Nachfragerisiko für den Güterterminal ROLa 
Regensburg auf die Hafenverwaltung Regensburg zu übertragen. 

Zudem empfahl der RH der SCH IG, weiterhin Möglichkeiten zum Ver­
kauf des RoLa-Güterterminals Regensburg zu suchen, entsprechende 
Verhandlungsgrundlagen zu schallen, Verhandlungen zu führen und 
diese zu dokumentieren. 

20.3 Die SCHIG stimmte ill ihrer Stellullgllahme deli EmpfehlullgclI dc RH, 

Nachverhalldlungell zum Bestalldvertrag zufiihrell, weiterhin Möglich­

keitell zum Verkauf des RoLa-Gütenermillals Regellsburg zu sucheIl, 

Verhalldlullgell zu fiilrrell ulld diese zu dokumelltierell, zu. 

Finanzierung der PPP-Projekte 

21.1 ( I )  Zur Finanzierung der PPP-Projekte nahmen in der Regel die Pro­
jektgesellschaftcn Kredite auf und die SCHIG übernahm die Haftung 
rur die Kredite. In Ausnahmefallen war die SCHIG die Kreditnehmerin. 
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Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die von den Projektge­
sellschaften bzw. der SCHIG aufgenommenen Kredite: 

Tabelle 18: Kredite zur Finanzierung der PPP-Projekte der SCHIG - Übersicht 

ursprünglicher aushaftende Summe 
Betrag per 31.12.2013 Mittel- läuft seit Kreditnehmer Haftungs-

herkunft übernahme 
in Mio. EUR 

Ci., 

20.0 _I EIß' 2003 SCHIG Bund 

20.0 -' EIB 2003 SCHIG Bund 

7.04 -' Bankdartehen 2007 GWP SCHIG 

m 

11.0 6.19 ERP-Kredit3 2001 RTR SCHIG 

0.6 0.15 ERP-Kredit 2003 RTR SCHIG 

10.9 1,68 Bankdarlehen 2001 RTR SCHIG 

20,0 20.00 Bankdarlehen 2004 RTR SCHIG 

3.75 3.00 Bankdarlehen 2009 SCHIG BMF 

... 

0.71 0.60 Bankdart.hen 2011 RRP SCHIG 

1.21 0.90 Bankdarlehen 2006 RRP SCHIG 

Verkauf der GWP im Jahr 2012 

EIS - Europäische Investitionsbank 
ERP - European RecoIJery Program - Europaisches Wiederaufbauprogramm 

Quellen: SCHIG; Darstellung RH 

1 10 

(2) Laut Geschäftsordnung der Geschäft.sflihrung der SCHIG war die 
Aufnahme von Krediten vom Aufsichtsrat zu genehmigen, nicht aber 
die Übernahme von Haftungen flir Kreditaufnahmen durch die Projekt­
gesellschaflen. Die SCHIG hatte dementsprechend für echs Kredite der 
Projektgesellschaften in den Jahren 2001 bis 2007 in der Gesamthöhe 
von rd. 51 Mio. EUR die Haftung ohne Zuslimmung des Aufsichtsrats 
übernommen. Lediglich im Jahr 201 1  holte die Gcschäftsflihrung die 
Zustimmung des Aufsichtsrats - ohne eine diesbezügliche Änderung 
in der Geschäftsordnung - für eine Haftungsübernahme für den Kre­
dit der RRP über 710.000 EUR ein. 

(J) Ging die SCHIG flir die PPP-Projekte eine Zahlungsverpflichtung 
- etwa durch die Aufnahme eines Kredits - ein. war gemäß SCHIG­
Gesetz vorher das Einvernehmen mit dem Bundesminister flir Verkehr. 
Innovation und Technologie und mit dem Bundesminister für Finan­
zen herzustellen. Übernahm die SCHIG jedoch Haftungen für die von 
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den Projektgesel lschaften aufgenommenen Kredite, war eine vorherige 
Einvernehmensherstellung laut Gesetz nicht erforderl ich. 

Für die Kredite der SCHIG für die RTR über 40 Mio. EUR bei der Euro­
päischen Investitionsbank gab es eine Patronatserklärung des Bundes. 
Für die Aufnahme des Kredits für die RTR über 3,75 Mio. EUR stellte 
die SCHIG das Einvernehmen des BMF her und die Haftung des Bundes 
(BMF) war in der Haftungsübersicht des Bundesrechnungsabschlus­
ses 201 3  mit Kapital und Zinsen ausgewiesen. Betreffend die Über­
nahme der Haftungen für die Kredite der Projektgesellschaften durch 
die SCHIG, von denen am 3 1 .  Dezember 20 1 3  noch rd. 30 Mio. EUR 
aushafteten, war eine Information des BMF nicht dokumentiert. Die 
Haftungen der SCHIG für die Projektgesellschaften waren im Bun­
desrechnungsabschluss 201 3  bei den Beteiligungen des Bundes nicht 
unter den Eventualverbindlichkeiten ausgewiesen. 

(4) Für einen Kredit der RTR über 20 Mio. EUR mit variablem Zins­
satz schloss die SCHIG zur Absicherung des Zinsänderungsrisikos im 
Jahr 2005 einen Fix-Zins-Swap mit der Österreich ischen Bundesfman­
zierungsagentur mit  einer der Kreditlaufzeit entsprechenden Laufzeit 
bis 2029 ab. Der Fix-Zins-Swap wandelte den variablen Zinssatz des 
Kredits (6-Monats-Euribor + 0,3 %) in einen Fixzinssatz (4,4725 %) 
um. Ab dem Jahr 2010 bildete die SCHIG in ihren Jahresabschlüssen 
Drohverlustrückstellungen zur Absicherung drohender Verluste auf­
grund des im Vergleich zum vertraglich festgelegten Fixzins niedrigen 
Zinsniveaus des Marktes.42 Da die Laufzeit des Fix-Zins-Swaps iden­
tisch mit der Laufzeit des Kredits war und kein vorzeitiger Verkauf 
des Swaps geplant war, war von einer Realisierung des zwischenzeit­
lichen Kursverlustes des Swaps nicht auszugehen. 

(5) Im Mai 2014 beantragte die Geschäftsführung der SCHIG im Auf­
sichtsrat die Aufnahme eines Kredits über 2,5 Mio. EUR, um einen 
Liquiditätsbedarf der RTR zu decken. Das beste indikative Angebot bot 
einen Kredit mit einem Fixzinssatz von jährlich 2, 1 98 %. Im Juli 20 1 4  
hatte die SCHIG liquide Mittel in der Höhe von 4,5 Mio. EUR z u  einem 
Zinssatz von 0,48 % veranlagt. 

21.2 ( I )  Der RH wies kritisch darauf hin, dass laut Geschäftsordnung der 
Geschäftsführung der SCHIG zwar die Aufnahme von Krediten, nicht 
jedoch die Übernahme von Haftungen für Kredite der Projektgesell-

42 Höhe der Drohverlustrilck5tcllung: 
2010: 1 .28 Mio. EUR 

201 1 :  4.19 Mio. EUR 

2012: 6.08 Mio. EUR 

201J: 4.12 Mio. EUR 

1 1 1  
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schaften genehmigungspflichtig durch den Aufsichtsrat war, und 
dass die SCHIG für Kredite der Tochtergesellschaften in der Höhe von 
rd. 5 1  Mio. EUR ohne Zustimmung des Aufsichtsrats Haftungen über­
nommen hatte. Da die SCHIG bei einer Zahlungsunfahigkeit einer Pro­
jektgesellschaft eine vergleichbare Zahlungsverpfl ichtung träfe wie im 
Fall einer Kreditaufnahme durch sie selbst, erachtete der RH eine Infor­
mation und Zustimmung des Aufsichtsrats auch für die Übernahme 
von Haftungen als erforderlich. Der RH empfahl dem BMVIT und der 
SCHIG, die Geschäftsordnung der Geschäftsführung dementsprechend 
zu ergänzen. 

(2) Der RH wies kritisch darauf hin, dass die SCHIG gemäß SCHIG­
Gesetz bei Übernahme einer Haftung für den Kredit einer P rojektge­
sellschaft nicht vorher das Einverständnis des BMVIT und des BMF 
einholen musste. Der RH kritisierte, dass das BMVIT die Haftungen der 
SCHIG für ihre Tochtergesellschaften nicht als Eventualverbindlich­
keiten bei den Beteiligungen des Bundes gemeldet hane. 

Der RH empfahl dem BMVlT, auf eine Änderung des SCHIG-Gesetzes 
dahingehend hinzuwirken, dass die SCHIG auch bei der Übernahme 
von Haftungen für Kredite der Tochtergesellschaften das Einverneh­
men mit dem BMVIT und dem BMF herstellen muss. Er empfahl dem 
BMVIT weiters, im Rahmen des Bundesrechnungsabschlusses die Even­
tualverbindlichkeiten der Tochtergesellschaften vollständig anzuführen. 

(3 )  Der RH wies darauf hin, dass der Fix-Zins-Swap in seinen Grund­
zügen - der Bindung an ein Grundgeschäft und der Bonität des Swap­
Partners - den Empfehlungen der RH') entsprach. Er war der Ansicht, 
dass der Abschluss des Fix-Zins-Swaps für einen über einen Zeit­
raum von 25 Jahren laufenden Kredit und die damit einhergehende 
Umwandlung eines variablen in einen fixen Zinssatz im Interesse einer 
langfristigen, prognostizierbaren Finanzplanung lag. Nach Ansicht des 
RH stand der Fix-Zins-Swap aber aufgrund des aktuellen Zinsniveaus 
einem Verkauf der RTR entgegen. 

(4) Der RH wies kritisch daraufhin, dass die SCHIG die Aufnahme eines 
Kredits zur Deckung des Zwischenfmanzicrungsbedarfs einer Projekt­
gesellschaft beantragte und gleichzeitig über Liquidität im Unterneh­
men verfügte, die die angestrebte Kreditsumme überstieg. Die Differenz 
aus dem für den Kreditbetrag zu leistenden Zinsaufwand und der aus 
der Veranlagung des gleichen Betrags (2,5 Mio. EUR) erwachsenden 
Zinserträge betrug zur Zeit der Gebarungsüberprüfung rd. 43.000 EUR 
jährlich. Der RH empfahl der SCHIG, einen Teil ihrer liquiden Minel 

41 siche AlIgcmcinrr Teil des Jahrestätigkeitsberichts 2009 des RH MGcbiclSkörpcrschar­

len regeln ihr Finanzmanagcmenl neu" (Rcihe Bund 2(091 14) 

Bund 2015/15 
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Geschäftsführung 
für die Sachverstän­
digenkommission 
nach § 48 EisbG 1957 
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SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVlT 

für ein internes Darlehen an die RTR zur Deckung des Liquiditätsbe­
darfs der RTR zu nutzen. 

21.3 (I) Das BMVTT teilte in seiner Stellungnahme mir, dass sich eine 
Verpjlichrung zur Einvernehme'Jsllersrelllmg bereUs aus den haus­
Ilaltsrechtlichell Recilrsvorsdlriftell ergebe. Die Regdullg zur verpjlich­
tellden EinverIJelllnenslJersteilu '19 bei der ÜberlJahme von Haftu "gen 
der SCHIG .für Kredite ill rer Tochtergesellschaften im SCHIG-Gesetz 
ersclreille daher wr Zielerreich ung lIidll erforderlich. Die Empfelrlu llg 
zur Ä llderung der Geschäftsordll ullg sei bereits bei der A ufsielrlsrMs­
silzung im Mai 201 5 umgesetzt wordeIl. Die deneitige Gesclräftsfilr­
rung lrabe in soleire" Angelegenlreitell aber bereits davor stets den A uf­
sicht rar bela sr. 

(2) Die SCHIG sagte irr ilrrer Stellungnahme die Allpassung der 
Geschäftsordnung Irinsiclrtliclr der Gellelr migullgspjlicht fir Haftullgs­
übenralr mell der SCHIG fir Kredite der TochtergesellsclraftePl dureIl deli 
A llfsichtsrar Zu. Die Empfehlung, einen Teil der liquiden Mine! der 
SCHIG fir 6n i!llmres Darlehen Oll die RTR wr Deckung des Liquidi­
lätsbedarfs der RTR zu nutzell, sei berei!s umgesetzt würde". 

21.4 Der RH entgegnete dem BMVlT, dass das SCHIG-Gesetz die SCHJG auch 
explizit verpfl ichtet, beim Eingehen von Zahlungsverpflichrungen für 
PPP-Projekte das Einvernehmen mit dem BMVIT und dem BMF her­
zustellen. Daher erachtete der RH eine analoge Bestimmung bei der 
Übernahme von Haftungen durch die SCHIG für die von den Projekt­
gesellschaften aufgenommenen Kredite - ungeachtet des Bestehens 
gleichlautender haushaltsrechtlicher Besrimmungen - für zweckmä­
ßig und blieb bei seiner Empfehlung. 

22.1 Die SCHIG war mit der Geschäftsführung der Sachverständigenkom­
mission nach § 48 EisbG 1 957 beuaut. Diese Kommission legte bei 
der baulichen Umgestalrung vOn Eisenbahnk.reuzungen auf Antrag 
des betrorrenen Eisenbahnunternehmens oder des rur die Straße Ver­
antwonJichcn die Kosten und deren Aufteilung zwischen den beiden 
Beteiligten fest. 

Im Rahmen der Geschäftsführung der Sachverständigenkommission 
stellte die SCHIG die Räumlichkeiten zur Verfügung, führte das Pro­
tokoll bei den Sitzungen und organisierte den Schriftverkehr. 

113 
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Aufgaben der SCHIG 

Tabelle 19: Eckdaten der Aufgabe "Geschäftsführung der Sachverständigenkommission 

gemäß § 48 EisbG" 

Basis der Aufgabenilbertragung SCHIG-Gesetz § 3 Ab •. 1 Zi. 6 
§ 48 Abs. 4 EisbG 1957 

Spezifikation der Aufgabenübertragung keine 

Wahrnehmung der Steuerungsfunktion durch BMVIT keine 

R 
-

H 

Aufgabenumfang 4 Kommissionssitzungen im überprüften Zeitraum 

administrativer Aufwand bei SCHIG 0,01 VZÄ im Jahr 2013 

Abgeltung des administrativen Aufwands über den Sach- und Personalaufwand - abgegolten 
durch das BMVIT 

Ouellen: SCHIG; Darstellung RH 

Ressourceneinsatz 

für die Aufgaben der 

SCHIG 

1 14 

22.2 Der RH wies auf den geringen Ressourceneinsatz der SCHIG rur die 
Geschäflsruhrung der Sachverständigenkommission nach § 48 EisbG 
1 957 hin. Die Aufgabenerftillung gab keinen Anlass Zur Beanstandung. 
Der RH empfahl dem BMVIT, im Rahmen einer Evaluierung zu prü­
fen. ob die Geschäft ruhrung der Sachverständigenkommission gemäß 
§ 48 EisbG nicht wieder vom BMVIT übernommen werden könnte, und 
diese allenfalls in das BMVIT zurückzuruhren (siehe TZ 3). 

23.1 Folgende Abbildung zeigt den Einsatz von Personal ressourcen rur die 
operativen Aufgaben der SCHIG im Jahr 201 3 : 

Bund 2 0 1 5/ 1 5  
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Abbildung 3 ;  PersonaJres ourcen fü r  operative Tätigkeiten der SCHIG i m  Jahr 201 3 
( i n  % der gesamten operativen PersonaJressoureen) 

QueUen: SCHIG; Oorstellung RH 

Bund 2015/15 

• technische Infrastrukturkontrolle 

• 
• 
• 
• 

Förderabwicklung BMVlT 

Förderabwicklung Klima- und Energiefonds 

Abwicklung Verkehrsdienstverträge 
Schienen personenverkehr 

Benannte Stelle 

Seilbahnsachverständige 

Registerführung 

• Forschung und Entwicklung 

Trassenzuweisung 

• PPP-Projekte 

Die hinsichtlich des Personaleinsatzes bedeutendsten AuFgabenbereiehe 
der SCHIG waren die technische Infrastrukturkontrolle (40 % der Per­
sonalressourcen für operative Tätigkeiten), die Abwicklung von För­
derungen für das BMVlT ( 1 2  %), die Abwick.lung der Förderungen 
des Klima- und Energiefonds ( 1 1  %) sowie die Abwicklung der Ver­
kehrsdienstverträge für den Schienenpersonenverkehr ( 10 %). In die­
sen Bereichen war im überprüften Zeitraum eine enge Anbindung und 
lauFende Abstimmung zwischen SCHIG und BMVlT gegeben. 

In Summe wendete die SCHIG rd. 69,7 % der gesamten Personalressour­
cen für operative Tätigkeiten auF. Ein Anteil von 30,3 % der Personal­
ressourcen'" floss in unterstützende, administrative Tätigkeitsbereiche 
(Overhead) wie z.B. Untemehmenskommunikation. Risikomanagement, 
Recht. Personal. Finanzen. Controlling und in die Geschäftsführung. 

23.2 Der RH kritisierte, dass der Anteil der administrativen Tätigkeiten mit 
rd. 30,3 % an den gesamten Personal ressourcen im Jahr 201 3  ver-

44 15,6 von SI,4 VZÄ 

1 1 5  
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gleichsweise hoch war." Er empfahl der SCHIG, die administrativen 
Tätigkeiten zu evalu ieren und mögliche Rationalisierungspotenziale 
zu heben. 

Hinsichtlich der Übenragung operativer Aufgaben vom BMVIT auf die 
SCHIG verwies der RH auf eine Empfehlung in TZ 3. 

23.3 Laut Stellungnahme der SCHIG seien in einem Untemehmen In/abhän­

gig von der UnTemehmensgröße diverse in/eme Dienstleistungen wie 

beispielsweise Interne Revision, Untemehmenskommunikation, Com­

pliance-, Risiko- und Qlwlitätsmollogemem zu erfüllen. ZwischenzeiT­

lich würden aber verselriedene Maßnalllnw zur Steigerung der Pro­

duktivität geseTzt. Eine kOlltinuierliclle Reduktion des administrativen 

Aufwands sei Teil der Zie!vereinbanlllgen fiir die Monogemenrebt>ne 

der SCHIG. 

Die Empfelllu lIg, Ratiollalisiermrgspotenziale bei deli administrativen 

Tätigkeiten zu Ireben, würde damit laufend umgesetzt. 

23.4 Ocr RH verblieb bei seiner Kritik., dass der Anteil der admi nistrativen 
Tätigkeiten bei der SCHIG vergleichsweise hoch war. Im EU-Förderbe­
reich waren bei der pauschalen Abrechnung von Personalkosten admi­
nistrative Tätigkeiten nur im Ausmaß von maximal 20 <\\) forderfahig. 
Auch im ForschungsfOrderungsbereich in Österreich würden rd. 20 <\\) 
Overhead als fOrderfähig anerkannt. Der R H  bekräftigte seine Emp­
fehlung und nahm von deren laufender Umsetzung durch die SCHIG 
Kenntnis. 

24.1 Das BMVIT entwickelte erstmalig im Jahr 201 2  Für sein Tochterunter­
nehmen SCHIG eine Eigentümerstrategie und legte diese schriftlich 
fest. Die vom AuFsichtsrat der SCHIG genehmigten Finanzpläne und 
Beauftragungen des BMVIT ergänzten und konkretisierten diese Stra­
tegie. 

Die SCHIG stimmte ihre eigene Untemehmensslrategie auf die Eigen­
tümerstrategie ab und passte ein bestehendes Kennzahlensystem an 
die strategischen Vorgaben an (siehe TZ 3 1 ). 

4� Die EU sieht in ihren Verordnungen S otJ bis 6 � der bewilligien EU-Mitlel für .Tcch� 

nische Hilff'- (d.h. Programmabwicklungskoslen) vor: im EU-Fördt"rbcreich sind bei 
dc:'f pausch.lten Abrechnung von Personalkosten maximal 20 � förderP.ihig. Auch im 

Forschungsrdrderungsbcrcich wurden zuletzt rd. 20 � Overhcad z.B. vom FWF als rar· 

dert1l.hig <lDcrk.anrn. 

Sund 2015/ 1 5  
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SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVrr 

Tabelle 20: Eigentümerstrategie des BMVrr tür die SCHIG 

strat.,gisch.,s Ziel 

Konzentration auf das Kerngeschäft 

Einhaltung der Budgetvorgaben 

Einhaltung aller Terminvorgaben 

Erstellung einer rollierenden Budgetvorschau für 
jeweils 6 Jahre 

nachhaltige Personalentwicklung und hohe 
Mi ta r bei te<zufried e n h eit 

ohne Zuteilung neuer Aufgaben Beibehalten der 
derzeitigen Vollzeitäquivalentzahl 

Gehaltsniveau orientiert sich am öffentlichen 
Dienst 

SCHIG leistet Beitrag zur Innovation des 
öffentlichen Verkehrs 

SCHIG leistet layfend Beiträge zur Effizienz­
steigerung des OV/SystemsZ Schiene und berichtet 
den Organen dazu 

Implementierung eines Systems zur Messbarkeit 
und aarsteIlbarkeit der Ztelerreichung 

Implementierung der laufenden Effizienz­
verbesserung in die mit dem BMVIT abzustimmende 
Mittelfristplanung 

Einführung eines umfassenden Systems für 
Compliance Management 

risikoaverse Finanzierungs- und Anlagestrategie 

Umsetzungsmaßnahmen der SCHIG (Beispiele) 

eine PPP-Projektgesellschaft verkauft, Verkauf der 
weiteren beiden Gesellschaften angestrebt 

Erarbeitung des Finanzplans und laufende 
Berichterstattung Soll-Ist an den Aufsichtsrat und 
in den Eigentümer-Jours fixes 

abgebildet in den Kennzahlen 

Finanzplan 2010 und alle folgenden enthalten 
Mittelfristplan für sechs Jahre 

regelmäßige Mitarbeiterbefragung, 
Mitarbeiterworkshops, Ideenwerkstatt 

im überprüften Zeitraum trotz Zuteilung neuer 
Aufgaben gegeben 

Genehmigung von Gehaltsrahmen im Aufsichtsrat 

INES-Berichte', Forschungsprojekte 

INES-Berichte' 

Einführung bzw. Überarbeitung Kennzahlensystem 

Sollwerte für Kennzahlen zur Effizienzverbesserung 
in den Mittelfristplänen 

Ethik-Richtlinie, Mitarbeiterveranstaltungen zum 
Thema Compliance, Einführung eines Compliance 
Managers 

Richtlinie zu Veranlagungen 

INES - Identifizierung von konkretem Einsparungspotenzial bei ÖBB-Infrastrukturprojekten 

2 ÖV _ Öffentlicher Verkehr 

QueUen: SCHIG; Darstellung RH 

Bund 2015/ 1 5  

Ab dem Jahr 201 2  hielt ein Vertreter des BMVIT46 einmal jährlich 
Eigentümer-Jours fixes mit der GeschäftsfUhrung der SCHIG ab. bei 
denen die GeschäftsfUhrung U.3. über die U msetzung der strategischen 
Vorgaben berichtete. Die Inhalte und FesUegungen der Treffen wur­
den protokolliert. 

24.2 Der RH wies k.ritisch darauf hin. dass das BMVIT bis zum Jahr 201 2 
über keine Eigenrumerstrategie fUr die SCHIG verfUgte. und die stra­
tegischen Vorgaben ab dem Jahr 201 2  zum Teil wenig ambitioniert 
waren (z.B. Einhaltung von Budgetvorgaben. Einhaltung aller Ter­
minvorgaben). Zu den Zielsetzungen der im Jahr 201 2  an die SCHIG 

46 leiter der Abu:ilung Finanzen. Controlling und Beu�iligungsmanagemenl 

117  
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übergebenen Eigentümerstrategie gab es umfassende Umsetzungsmaß­
nahmen im Unternehmen. 

Der RH empfahl dem BMVIT. die Eigentümerstrategie auf Basis der 
bisher umgesetzten strategischen Ziele weiterzuentwickeln. 

24.3 Laut Stellungnalrme des BMvrr habe e auch vor 2012 eine Strate­
gie ]Ur die SCHIG gegeben, die im Jahr 2012 auf neue und formali­
sierte Weise gefasst worden sei. Die vorliegende Eigentümerstrategie 
werde im Rahmen der Eigelllümergespräelre laufend weiterelllwickeit. 
Vor dem Jahr 2012 seien die Eigflltiimerillleressen nielli zuletzt durch 
die Besetzung des Aufsichtsrats gewalrn worden. 

24.4 Der RH entgegnete dem BMVIT. dass bis zum Jahr 201 2  keine schrift­
liche Eigentümerstrategie vorgelegen war. Zur vom BMVIT ins Treffen 
geruhrten Wahrung der Eigentümerinteressen durch den Aufsichtsrat 
wies der RH darauf hin, dass der Aufsichtsrat primär ein Kontrollor­
gan der Ge chäftsruhrung ist und dem BMVIT die Eigentümerfunk­
tion zukommt. 

25.1 Der Aufsichtsrat der SCHIG war im überprüften Zeitraum mit acht bis 
neun Personen besetzt. Davon kamen drei bis vier Aufsichtsratsmit­
glieder aus dem BMVIT. zwei bis drei Aufsichtsratsmitglieder waren 
nicht dem BMVIT bzw. der SCHIG zugehörige Personen und zwei bis 
drei Aufsichtsratsmitglieder waren Betriebsräte der SCHIG. Seitens des 
BMVIT waren jene Sektionen bzw. Abteilungen hochrangig (mit Sek­
tions- bzw. Abteilung leitern) vertreten. rur die die SCHIG wesentliche 
Aufgaben erbrachte. Jährlich fanden mindestens vier Aufsichtsratssit­
zungen statt. 

Einmal jährlich fand eine Generalversammlung zur Prüfung und Fest­
stellung des Jahresab chlusses sowie zur Entlastung der Geschäftsftih­
rung und des Aufsichtsrats statt. In der Generalversammlung war das 
BMVIT grundSätzlich durch den Bundesminister rur Verkehr. Innova­
tion und Technologie vertreten. Er gab diese i.d.R. per Vollmacht an 
Mitarbeiter des BMVIT weiter. Im Jahr 2010 entlastete sich ein Mitar­
beiter des BMVIT als Stellvertreter der Bundesministerin in der Gene­
ralversammlung als Mitglied des Aufsichtsrats der SCHIG. 

25.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass in einem Jahr des überprüf­
ten Zeitraums ein Mitglied des Aufsichtsrats der SCHIG als Vertre­
ter der Bundesministerin rur Verkehr. Innovation und Technologie 
in der Generalversammlung den Aufsichtsrat entlastete. Dies wider­
sprach dem Prinzip der Trennung von operativer Tätigkeit und Kon-

Bund 2 0 1 5/ 1 5  
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Personal 

SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

trolle. Der RH empfahl dem BMVrr, in Zukunft nur Personen zur Ver­
tretung des Bundesministers Hir Verkehr, Innovation und Technologie 
in der Generalversammlung zu bevollmächtigen, die nicht Mitglieder 
des Aufsichtsrats der SCHIG sind. 

25.3 Laut Stellung/wh me des BMvrT sei die an sich trotzdem reell/skon­
forme Vorgangs weise nur einmalig im Jahr 2010 al/gewendet worden. 
Ansonsten sei die vom RH angeregte Vorgang weise im BMVIT Stan­
dard. 

Mitarbeiter und Funktionsgruppen 

26.1 Bis zum 3 1 .  Jänner 201 1  leiteten zwei GeschäftsHihrer und seit dem 
1 .  Februar 201 1  leitete ein Ge chäflsfUhrer die SCHIG. Der Aufsichts­
rat genehmigte die Bestellung von zwei Prokuristen per 1 .  September 
201 1  und eines dritten Prokuristen per 1 .  Oktober 201 3. 

Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung der Mitarbeiterzahlen der 
SCHIG im überprüften Zeitraum: 

Tabelle 21:  Entwicklung der Mitarbeiterzahlen der SCHIG 

Köpfe gesamt! 

VZÄ gesamt' 

Frauenquote (Köpfe) 

Frauenquote (VZÄ) 

I Jahresdurchschnittswerte 

QueUen: SCHIG; Darstellung RH 

Bund 2015/ 1 5  

Veränderung 

2009 2010 2011 2012 2013 2009 bis 2013 

in '" 

63 64 58 59 59 -6.3 

59.0 60.1 55.8 55.6 55.1 -6.6 

in '" 

40 41 43 46 44 10.0 

37 40 42 43 40 8.1 

Die SCHIG verfUgte im überprüften Zeitraum über durchschnittlich 
rd. 61 Mitarbeiter (rd. 57 VZÄ). Die Frauenquote betrug im Jahr 201 3  
im Durchschnitt über alle Funklionsgruppen 44 'lb. Auf Wunsch des 
BMVIT erstellte die SCHIG halbjährlich Genderberichte und übermit­
telte diese dem BMVIT. 

26.2 Der R H  wies darauf hin, dass im überprüften Zeitraum die Anzahl der 
von der SCHIG wahrzunehmenden Aufgaben zunahm, während die 

1 1 9  
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Mitarbeiterzahl abnahm. Dies deutete seiner Ansicht nach auf eine 
Steigerung der Efflzienz der Aufgabenerfullung hin. Er wies auf den 
über den überprüften Zeitraum steigenden Anteil an Mitarbeiterinnen 
hin. 

27.1 Die Mitarbeiter der SCHIG waren grundsätzlich fUnf Funkt ionsgrup­
pen, die von der SCHIG in Abstimmung mit dem Aufsichtsrat entwi­
ckelt worden waren. zugeordnet. Im überprüften Zeitraum verfUgte 
die SCHIG über keine Mitarbeiter der Funktionsgruppe I "Ferialprak­
tikanten, Lehrlinge, Au hilfskräfte". Die Verteilung der Mitarbeiter in 
den vier anderen Funktionsgruppen ist in der folgenden Tabelle ersicht­
lich: 

Tabelle 22: Verteilung der Mitarbeiter der SCHIG auf die Funktionsgruppen am 

31.  Dezember 2013 

Mitarbeiter Frau.nantei! 
Funktionsgruppe 

in VZÄl in "10 in "10 

Assistenten. Empfang. Trainees 11.0 20 91 

Referenten (Sachbearbeiter) 29.8 53 42 

Experten. fachliche Leiter 11.4 20 14 

Abteilungsleiter 4.0 7 25 

�. 541,2 100 40 

inkl. Mitarbeiterinnen in karenz 

Quellen: SCHIG; O.'stellung RH 

1 20 

Der Aufsichtsrat erteilte der SCHIG im Jahr 20\ 3 den Auftrag. die "Kri­
terien des Expertentums objektiv und sehr restriktiv zu handhaben". 
Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung waren rd. 27 % der Mitarbeiter im 
Rang eines Experten. fachlichen Leiters oder Abteilungsleiters. Objek­
tive und nachvollziehbare Kriterien zur Einstufung eines Mitarbeiters 
in den Rang eines Experten oder fachlichen Leiters fehlten. 

Ocr Anteil von Frauen in der Funktionsgruppe "Assistenten. Empfang, 
Trainees" war mit 91 % überdurchschninlich, in den Funkl ionsgrup­
pen _Experten. fachliche Leiter" und "Abteilungsleiter" aber deutlich 
unter dem durchschnitll ichen Frauenantei!. 

27.2 Der RH kritisierte. dass zur Zeit der Gebarungsüberprüfung rd. 27 % 
der Mitarbeiter in der Funklionsgruppe _Experten. fachliche Leiter" 

bzw. "Abteilungsleiter" waren. Dies stellte nach Ansicht des RH einen 
Widerspruch zum Auftrag des Aufsichtsrats. die "Kriterien des Exper­
tentums objektiv und sehr restriktiv zu handhaben", dar. 
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Er empfahl der SCHIG, objektive und nachvollziehbare Kriterien zu 
definieren, welche Qual ifIkationen und welche Aufgabengebiete für 
den Rang eines Experten bzw. eines Mitarbeiters mit Lcitungsfunk­
non ausschlaggebend sind, um die Vorgabe des Aufsicht5rats nach­
vollziehbar umsetzen zu können. 

Der RH wies kritisch auf den geringen Frauenanteil in den Funktions­
gruppen "Experten, fachliche Leiter" und "Abteilungsleiter" hin. Er 
empfahl der SCHIG, bei Nachbesetzungen eine Steigerung des Frau­
enanteils in diesen bei den Funktionsgruppen anzustreben. 

27.3 Laut Stellungnahme der SCHIG seien entsprechend der Vorgabe des 

Aufsichtsrats vom Mai 201 3, die Kriterien des Experte'1tums se'" 

restriktiv zu handhaben, keine Beförderu/lgen i/l die Fllnktio/lsgrllppe 

.. Experte" mehr vorge/lommen worden. Die Vorgabe des Eigentümers 

bzw. des A ufsichtsrats werde damit e;'1gehait'en. Des Weiteren werde 

derzeit die gesamte FU/lktio/lsgruppendejinition geme;'1 am mit der Per­

sonalvertretw,g umstrukturiert lind im Zuge dessen werde die Empfeh­

lung des RH - die Qualifikationen und A ufgabengebiete fiir Experten ZII 

definieren - umgesetzt. Der Empfehlllng des RH, bei Nachbesetzullgen 

in deli Funktiollsgruppell "Experten, fachliche Leiter" bzw . ..  Abtei­

IU/lgs/eiter" eine Steigerung des Frauenanteils anzustreben, stimmte 

die SCHIG zu. 

Mitarbeiterfluktuation und Mitarbeiterbefragung 

28.1 ( I ) Die Personalzusammensetzung der SCHIG verändene sich im über­
prüften Zeitraum gravierend. Von 68 Mitarbeitern, die per I .  Mai 2010 
bei der SCHIG beschäftigt waren, verblieben im September 201 3  ledig­
lich 36 Mitarbeiter. 
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Tabelle 23: Mitarbeiterfluktuation in der SCHIG 

2009 2010 2011 2012 2013 Durchschnitt 
2009 bis 2013 

Zugänge 15 B 10 5 5 8,6 

Abgänge 7 7 14 5 5 7,6 

Mitarbeiteranzahl 63 64 58 59 59 60,6 

in '10 

FLuktuati on srate 1 11 11 24 8 8 12,4 

berechnet aus (Abgänge / durchschnittlicher Personatstand)" 100 ,. 

Ouellen: SCHIG; Darstellung RH 
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Die Mitarbeiterfluktuation der SCHIG betrug im überprüften Zeitraum 
durchschnittlich rd. 1 2  <l\J. Allein im Jahr 201 1  verließ rund ein Vier­
tel aller Mitarbeiter die SCHIG. Die SCHIG bewertete seit Mai 201 3  die 
Mitarbeiterfluktuation als eines der Top 5 Risiken des Unternehmens 
und setzte in weiterer Folge Maßnahmen zur Erhöhung der Mitarbei­
terzu friedenheit.47 

(2) Die SCHIG ließ im Oktober 201 3  eine Mitarbeiterbefragung durch ein 
externes Unternehmen durchführen. Die Mitarbeitcrbefragung wurde 
mit einer Rück.laufquote von rd. 93 <l\J angenommen. Die Hauptkritik­
punkte der Mitarbeiter waren mangelnde Wenschätzung, Anerken­
nung und Aufmerksamkeit, keine faire Behandlung der Mitarbeiter, 
fehlende Gerechtigkeit bei Beförderungen, mangelhafter Umgang mit 
Beschwerden sowie eine fehlende Führungskompetenz des Manage­
ments. Als Stärken der SCHIG gaben die Mitarbeiter eine gute Work­
Life-Balance, gute Sozialleistungen, die Möglichkeit, Verantwortung 
zu übernehmen und eigenständig zu arbeiten und die gute Erreich­
barkeit der Führungskräfte an. 

In weiterer Folge gab es verschiedene Aktivitäten (Mitarbeiterwork­
shops, Ideen Jour ftxe) mit dem Ziel, eine wertschätzende Atmosphäre 
innerhalb der SCHIG zU schaffen. Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 
schätzten sowohl die Geschäftsfuhrung als auch die Arbeitnehmerver­
treter die seit der Mitarbeiterbefragung im Herbst 20D einsetzende 
Entwicklung als positiv ein. Weitere Mitarbeiterbefragungen waren in 
einem zweijährigen Intervall geplant. 

28.2 Der RH hielt k.ritisch fest, dass die Mitarbeiterfluktuation der SCHIG 
im überprüften Zeitraum durch chnittlich rd. 1 2  <l\J betrug und allein 

41 l.B. regelmäßige Mitarbeitergesprnchc. Fttdback.-Möglkhhiten twisc-htr\ Mitarbei· 

ler und Vorgest'lltem, orTene Kommunikalionskull\lf. Angebol einer konkreten beruf­
lichen Weilercntwid.lung. VerbC'S5crung der ArbeitSbt'dingunge:n 
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im Jahr 201 1  rund ein Vienel aller Mitarbeiter die SCHIG verließ. Aus 
Sicht des RH war dies ein Hinweis auf eine mangelnde Mitarbeiterzu­
friedenheit in der SCHIG, aber auch auf strukturelle Veränderungen 
im Unternehmen (siehe TZ 1 1 ) .  Er anerkannte die Bemühungen der 
SCHIG, durch entsprechende Maßnahmen eine Erhöhung der Mitar­
beiterzufriedenheit anzustreben. 

Der RH empfahl der SCHIG, in Abst immung mit dem BMVIT eine 
Sy tematik ftir mitarbeiterspezifIsche Entwicklungsmöglichkeiten in 
verschiedenen Aufgabenbereichen sowie innerhalb des Unternehmens 
auszuarbeiten. 

28.3 Laut Stellullgllallme der SG/IG werde die gesamte FUllktiollsgruppen­

deflllitioll umstrukturiert ulld im Zuge de seil die Empfehlullg des RH, 
eille Systematikjiir mitarbeiterspezijisclre Elllwicklungsmöglichkeiten 

ill verschiedellen A ufgabenberriclrell sowie illnerhalb de UII/enteh­

mens auszuarbeiten, umgesetzt. 

Personalkosten SCHIG vs. BMVIT 

29.1 Entsprechend den strategischen Vorgaben des Eigentümers sollten sich 
Gehaltsniveau und -abschlüsse der SCHIG am öffentlichen Dien t ori­
entieren. 

Für einen größenordnungsmäßigen Vergleich des Personalaufwands 
des BMVlT mit jenem der SCHIG zog der RH näherungsweise ftir das 
BMVIT die Normkostensälle des öfTentlichen Dienstes48 und ftir die 
SCHIG den sogenannten .Deckungsbeitrag 2" aus der internen Kosten­
rechnung heran. Die Normkostensätze des öfTentlichen Dienstes ent­
halten neben den Personal- und Personalnebenkosten auch antei· 

.. I V�rordnung d�r BundtSmmlSlenn rur FinanzC'n übt:r dIe" Absc:h l"Zung dC'f fmanzlC'lltn 

Auswirkungen auf die öfTC'ntllchC'n lfaushahC' Im RahmC'n d(,f wirkungsoritn1iC'ntn 

FolgC'nabschälZung �i RtgdungsvorhaM-n und sonstigC'n Vorhabc-n 
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Iige Gemeinkosten'9• der Deckungsbeitrag 2 der SCHIG berücksichtigt 
neben den Per.;onalkosten anteilige Gemeinkosten wie Raummiete und 
Büromaterial. aber keine Overheadkosten. 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung stellte sich der Vergleich zwischen 
BMVrr und SCHIG wie folgt dar: 

Tabelle 24: Vergleich der Normkostensätze des Bundes mit den Personalkosten der 

SCHIG inkl. anteiliger Gemeinkosten für ausgewählte Funktionsgruppen im 

Jahr 2013 

SCHIG BMVIT Differenz 
Funktionsgruppe SCHIG - BMVIT 

EUR in .,. 

Referenten (Sachbearbeiter)! 107.806 107.282 + 0,5 

Experten. fachliche Leiter, Abteilungsleiter! 157.769 130.395 + 21,0 

SCHIG: Funktionsgruppe 3 - Referenten; 8MVJT: A l/Grundlaufbahn bis 041/4, d.h. inkl. Teilen der Ableilungstelter im BMVIT 
2 SCHIG: Funktionsgruppe 4 - Experten. fachliche leiter. AbteilungsleIter; BMVJT: 1..1/5 bis 1..1/6 - Fachgruppenleiter und Teile 

der Abteilungsleiter 

QueUen: SOHG; Normkostensatze öffentlicher Dienst (Verordnung des BMF); Darstellung RH 
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Der durchschnittliche Per.;onalauFwand der SCI l IG - einschließlich 
anteiliger Gemeinkosten, aber ohne Berücksichtigung der Overhead­
kosten - lag in der Funktionsgruppe der Referenten (Sachbearbeiter) 
in etwa auf dem Niveau der Normkostensätze des öffentlichen Diens­
tes. in den Funktionsgruppen _Experten. fachliche Leiter" und _Abtei­
lungsleiter" um rd. 2 1  % über den Normkostensätzen des öffentlichen 
Dienstes. Die Mitarbeiter der SCHIG waren im Vergleich zum öffentli­
chen Dienst leichter kündbar und hauen keine automatischen Gehalts­
vorrtickungen. 

49 Der durchschninlich(' P('rsonalaufwand im öfTc-nllicht"n Dienst ('nlh h folgende Positi­

onen: I .  BezOge saml N('ben- und Sachleistungen rur die Bundt"Sht"dicnslelC'n: 2. 1,('15 

IUngt."n an die AlJgemC'lne SozialvC'rsicherung: 3. SoziallC'islung('n. sowdt sie" im 01('n51-

und Bt"SOldungsTt'Chl dnt" Grundlage hab<'n: 4. NC'btngtbOhrC'n: S. luwendungC'n na('h 

Bt'tndigung des Dienstverhältnisses: 6. OOllerung und Aunösung von Rtlckslellungen 

rur Jubiläumszuwtndungrn und Abrt'nigungt"n und 7. LdslungsprämiC'n. 

Nicht zum Personalaufwand zähltn: I .  Gtldlcistungen aufgrund von Aus­

bildungsverh hniwn fz.B. Verwallungspraktika) und lthrvtrhähl1lsscn bis lum 

Ablauf der WtlltrvC'rwC'ndungspnlcht: 2. Mitttlvtrwtndungen nach dC'r Rel5('­

gC'bOhrtnvof'S('hriO 1955. BGB!. NT. 1 33/1955. 3. sonstige' Aufwand�nt5chädigungtn 

und 4. Vorsch ih,S('. 

Oie anlC'llige'n G('mC'lnloslt."n Im dfTtnl!ichC'n DiC'nst C'ntha!tC'n den arbt'llSplatzhclo­

gt'ntn bC'triC'bllchC'n Sachaufwand in Form von lauft."ndtn VC'rwaltungssachaufwt'n­

dungen wie bC'isplt'lswC'i5C dlC' Aufwendungen rur ('111('11 übhcht."n ßOroarlK'itsplatz 

(MIt."tC'. Abschrt.bung auf ßuroausstattung usw.) 
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Die Geschäftsführung der SCHIG berichlele dem AufsichlSral regelmä­
ßig über die Defmition der Funklionsgruppen sowie die Gehallsrahmen 
(zulässige Bandbreile der Gehäller) der einzelnen Funklionsgruppen. 
Die Gehallsrahmen der Funktionsgruppen wurden zur Zeit der Geba­
rungsüberprüfung bei allen Mitarbeilern eingehahen. 

29.2 Der RH hieh fesl, dass der durchschnitlliche Personalaufwand ink!. 
anteiliger Gemeinkosten bei der SCHIG in der Funktionsgruppe der 
Referenten und Sachbearbeiter in etwa gleich hoch war wie die Norm­
kostensätze des öffentlichen Dienstes, in den Funktionsgruppen _Exper­
ten. fachliche Leiter- und _Abteilungsleiter- entgegen den strategischen 
Vorgaben des Eigentümers aber um rd. 2 \  % über den Normkosten­
sätzen des öffentlichen Dienstes lag. Er wies kritisch darauf hin, dass 
rd. 27 % der Mitarbeiter der SCHIG in den Funktionsgruppen _Exper­
ten, fachliche Leiter- und _Abteilungsleiter- beschäftigt waren (siehe 
TZ 27), und dass der Anteil der Ressourcen rur den Overhead am gesam­
ten Personalressourceneinsatz der SCIlIG mit rd. 30 % hoch war (siehe 
TZ 23). 

Der RH wies darauf hin,  dass es der SCHIG als ausgegliedenes Unter­
nehmen zwar im Gegensatz zum BMVrr möglich war, Expenen im 
technischen Bereich eine marktkonforme Entlohnung anzubieten und 
diese damit für eine Mitarbeit zu gewinnen. Der RH wies in d iesem 
Zusammenhang aber auf den Widerspruch zur Eigentümerstrategie 
hin,  die vorsah, dass sich GehallSniveau und -abschlü se am öffent­
lichen Dienst orientieren solhen, und auf seine Empfehlung in TZ 27. 

Arbei lsk rä fteü berl assu ng 

30.1 Ein Mitarbeiter der SCHIG, Fachexpene der Benannten Stelle, arbeitete 
seit Juni 20\ 2  im Rahmen einer Arbeitskräfteüberlas ung im BMVrr. 
Diese Arbeitskräfteüberlassung war zunächst auf ein Jahr befriste!. Der 
Mitarbeiter war zur Zeit der Gebarungsüberprüfung weiterhin bei der 
SCHIG ange tell!. das BMVIT refundiene der SCHIG sämtliche unmit­
telbar aus dem Dienstverhältnis mit dem Arbeitnehmer erwachsen­
den Kosten. BMvrr und SCHIG wandehen die ArbeilSkräfteüberlas­
sung nach Ablauf der Befristung in eine unbefri tete Überlassung um, 
obwohl die SCHIG den Mitarbeiler wieder selbst einsetzen wollte. 

30.2 Der RH kritisiene die Überlassung eines Mitarbeiters der SCHIG an das 
BMvrr auf unbestimmte Zeit im Rahmen einer ArbeilSkrä fteüberlas-
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III-213 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 31 von 100

www.parlament.gv.at



Organisation der SCHIG 

Effizienz der 

Leistungserbringung 

126 

R 
-

H 

sung. Für den RH stellte die Arbeitskräfteüberlassung eine Umgehung 
des Personalplans des BMVIT dar. die einer Transparenz bezüglich des 
Personalstandes des BMVIT entgegenstand. 

Der RH empfahl dem BMVlT und der SCHIG. den betToFfenen Mitar­
beiter entweder wieder in der SCHIG zu beschäftigen oder auf einer 
entsprechenden Planstelle im BMVIT einzusetzen. 

30.3 Laul lellungna/rme des BMVfT /rabe der Gilge prodrene Mirarbeiler 

auJgrund sdller Täligkeil bei der SCHIG elllspree/rendes einschlägiges 

Fadrwissell milgebradrl und /rabe da/rer oJorl Ilollwerrig im BMVIT 

eillgesclzl werden kÖllnell. 

30.4 Ungeachtet der seitens des BMVIT ins Treffen geführten vollwertigen 
Einsetzbarkeit des Mitarbeiters stand die durch den RH festgestellte 
Umgehung des Personalplans des BMV1T der Transparenz des Perso­
nalstandes des BMVIT entgegen. Er bekräftigte deshalb gegenüber dem 
BMV1T seine Empfehlung. den betroffenen Mitarbeiter - bei einer enl­
prechenden Verwendung durch das BMVlT - auf einer Planstelle des 

BMVIT einzusetzen. 

Kennzahlen 

31 .1  Die SCHIG verfUgte über ein Kennzahlensystem; sie entwickelte für die 
wesentlichen Prozesse des Unternehmens Kennzahlen und deflnierte 
Zielgrößen. um die Leisrungsfahigkeit der Prozesse zu ermitteln. Die 
SCHIG überarbeitete das Kennzahlensystem im Jahr 2012 grundlegend. 
Dabei defmierte die SCl-IlG für jede Kennzahl Messgröße. ZieIwert. 
Messmethode. Messfrequenz. einen (Prozess-)Verantwortlichen und 
die Art und Häuflgkeit des Reportings. 

Mit I .  Jänner 201 J verfügte die SCH IG über rd. 70 Kennzahlenso. wel­
che quartalsweise ausgewertet und von den Prozessverantwortlichen an 
die Geschäft führung berichtet wurden. Bei Abweichungen einzelner 
Kennzahlen von den zuvOr defmierten Sollwerten ging der jeweilige 
Prozessverantwortl iche der Ursache für die Verfehlung der Zielgröße 
nach und machte Vorschläge für Verbesserungen im betreffenden Pro­
zess. Das BMVlT zog im Jahr 2014 einzelne Kenngrößen der SCHIG (die 
Verbesserung der Kennzahl .Produktivität" in den operativen Abtei­
lungen) als Basis für eines der vier Detailziele in den MBO-Vereinba­
rungen mit der Geschäftsführung der SCHIG heran. 

r,o z.B . •  Verhältnis Erlöst: zu dngeselZlen Produklivstunden im Bereich Infraslrukturkon­

trolle Et Notifl{�d Body·; .AbwicklungseITlziel'lz Förderungen� (- jährlich ausbezahltC'S 

Fördervolumen/jährlicher Aufwand der ProzcssfUhrullg der SCHlG) 
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31.2 Der RH erachtete die Entwicklung des Kennzahlensyslems der SCHIG 
grundsätzlich als  zweckmäßig; die Anzahl der Kennzahlen war seiner 
Ansicht nach aber groß. Der RH empfahl der SCHIG, die Aussagekraft 
und Steuerungsrelevanz der Kennzahlen auf Basis zukünftiger Erfah­
rungen zu evaluieren und deren Anzahl gegebenenfalls zu reduzieren. 

Der RH empfahl dem BMVIT, bei der Gestaltung der MBO-Vereinba­
rungen mit der Geschäftsführung der SCHIG in Zukunft verstärkt auf 
relevante strategische Kennzahlen der SCHIG zuruchugreifen und 
diese mit ambit ionierten Ziel werten zu versehen. 

31.3 ( I )  Das BMVTT nallm in seiner Stellungnallme die Empfelliung des RH, 

bei MBO-Vereinbarullgen verstärkt auf relevante strategisclle Kelln­

zahlen zurückzugreifeIl, zur Kell/ltliis. Bei deli MBO-Veninbarungen 

werde bereits jetzt auf Kennzallien zurückgegriffen und dies werde aucll 

;', Zukullft so gelwndhabt werdell. 

(2) Die SCHIG teilte in illrer Stellungllahme mit, dass von Ellde 2014 
bis Mille 201 5  eille Evaillienmg des Kennzahknsystems mit dem Ziel, 

die Ke,wzaMell zu reduzierell, durellgeführt werde. Das derzeitige Kelln­

zahlensystem werde hinsicJotlicil der Orientierung all den wichtigsten 

Ullternehmenszielen u"d der A ussagekraftfür etwaige Steueruligsmaß­

,wl,mell Ilberprüft. Neu festgelegle Key Performance l"dices solilell die 

wichtigstell Ulltemehmells- ulld Qualitätsziele messbar macl,en. Seil 

der Überarbeitullg des Ke,mzahlensyslems 2012 sei auch ePli konrinu­

ierlie/,er Verbesserungsprozess inslal/im. Dabei würden sowolrl in den 

Prozessreviews als auch in den illlemen A I/dils die Ke,mzalllell hin­

sichtlich Akrualitül ulld NutzeIl hillterfragt. 

31.4 Der RH entgegnete dem BMVIT, dass für die MBO-Vereinbarungen auf 
relevante strategische Kennzahlen zuruchugreifen ist und dabei die 
Ergebnisse der von der SCHIG durchgeführten Analyse und Reduk­
tion der Kennzahlen zu berucltsichtigen sind. 

Kundenbefragungen 

32.1 Die SCHIG führte in den Jahren 2010 und 201 2  Kundenbefragungen 
durchsI. 

- 1m Jahr 2010 ließ die SCHIG 64 persönliche bzw. telefonische Inter­
views mit Kunden, Förderwerbem bzw. sonstigen (Geschäfts-lPart­
nern der SCHIG durchführen. Die Kunden bewerteten ihre Zufrieden-

SI zuvor btrtits im Jahr 2008 
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heit mit den Dienstleistungen der SCHIG nach dem Schulnotensystem 
mit insgesamt 1 ,75 und die Kundenorientierung der SCHIG mit 1 ,68. 
Die Bewenungen waren fUr jenc Bereiche, in dcnen die SCHIG eine 
Kontrollfunktion ausübte, wie l.B. technische Infrastrukturkontrolle 
(Bewenung 2,05), schlechter als fUr jene Bereiche. in denen die 
SCHIG eine Dienslleislungsfunktion innehatte, wie l.B. Register­
fUhrung. Benannte Stelle oder Förderungsabwicklung (Bewenung 
im Durchschnitt 1 ,55). 

- Im Jahr 201 2  crfolgte die Kundenbefragung online. Von insgesamt 
2 1 2  kontaktiencn Kunden langten Rückmeldungen von 78 Kunden 
ein (Rücklaufquote rcl. 37 %). Die Kunden beweneten ihre Zufrie­
denheit mit den Dienstleistungen der SCHIG auf einer Skala mit 
maximal 100 % mit 76 % und die Kundenorientierung mit 74 %. 
Die Befragung ergab Optimierungsbedarf u.a. in den Bcreichen Mit­
telverwendungskontrolle Bau, Prüfung des E ffIZienzsteigerungs­
programms, Benannte Stelle sowie Fluktuation der Mitarbeiter dcr 
SCHIG (siehe TZ 28). Die SCHIG selZte in der Folge l.B. in den 
Bereichen Mittelverwendungskontrolle Bau und Mitarbeiterfluktu­
ation Maßnahmen lU beanstandeten Punkten. 

- Die nächste Kundenbefragung plante die SCHIG fUr Herbst 2014.  

32.2 Der RH anerkannte, dass die SCHIG regelmäßig Kundenbefragungen 
durchfUhne. Er kritisiene die mangelnde Vergleichbarkeit der Ergeb­
nisse der bisher durchgefUhnen Kundenbefragungen. Der RH empfahl 
der SCHlG, bei zukünftigen Kundenbefragungen auf die Vergleichbar­
kcit der Erhebungsmethodik und des Bewcnungsschemas mit den bis­
herigen Kundenbefragungen lU achten. um im Zeitablauf über ver­
gleichbare Ergebnisse zu verfUgen. 

32.3 Laut Stellungnahme der SCHIG habe sie die EmpJehlung des RH, bei den 

KundenbeJragungen a uf die Vergleichbarkeit der Erhebung methodik 

'/Ild des Bewertungs chema zu aelHen. bereits bei der im Herbst 2014 
durchgeführten KUlldenbeJragung umgesetzt. 

33.1 Die SCHIG fUhne im Jahr 201 1 erstmalig cin Risikomanagement ystem 
ein. Für den Prozess verantwonl ich war eine direkt der GeschäftsfUh­
rung zugeordnete Risikomanagerin. Sie identiflZiene in Zusammenar­
beit mit den einzelnen Fachbereichen rd. 90 Risiken, bewenete und pri­
orisiene diese. Für die Risiken wurden Risikoveranrwonliche bestimmt 
und fUr erhebliche Risiken Maßnahmen entwickelt, um die Schadens­
höhe oder die Eintrittswahrscheinlichkeit lU senken. 

Bund 2 0 1 5/ 1 5  
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SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

Eine Risikobewenung lag erstmals fur das Jahr 201 2  vor und wurde 
jährlich neu erstellt. Die beiden Top-Risiken im Jahr 201 4 waren ein 
Ausfall der Betreibergesellschaft RTA fur den Klima-Wind-Kanal mit 
einem Ri ikowen von 147.000 EUR aufgrund des Ausfalls der Pachtzah­
lungen und das Haftungsrisiko fur die Kredite der Projektgesellschaft 
RTR für den Klima-Wind-Kanal mit einem Risikowen 1 44.300 EUR. 

33.2 Der RH wenete die Einführung des Risikomanagements der SCHIG. die 
Gestaltung des Prozesses und die Umsetzung grundsätzlich als posi­
tiv. Der RH merkte aber kritisch an. dass seiner Ansicht nach die bei­
den Top-Risiken des Jahres 20 1 4  sehr tark zusammenhingen. Sollte 
die Betreibergesellschaft des Klima-Wind-Kanals ausfallen. müsste 
die Projektgesellschart und damit die SCHIG die Rückzahlung der Kre­
dite. die über den Bestandzin fmanzien wird. selbst übernehmen. Es 
würden damit beide Risiken gleichzeitig schlagend und ein Schaden 
( 1 47.000 EUR bzw. 1 44.300 EUR) eintreten. 

Der RH empfahl der SCHIG. bei der Identifizierung und Bewenung von 
Ri iken in Zukunft besonderes Augenmerk auf die Vermeidung von 
Überschneidungen zu legen. 

33.3 Die SClIIG sagte ill ihrer Stellullgllahme die Umsetzullg der Empfeh­

IUllg des RH zu. 

34. 1 ( 1 )  Die SCHIG verfügte über ein Internes Konrrollsystem (lKS). das sie 
in regelmäßigen Abständen von externen Stellen überprüfen ließ. Im 
überprüften Zeitraum ruhrte ein Wirtschaftsprüfer im Jahr 2010 eine 
umfassende Evaluierung durch. Er bescheinigte der SCHIG ein aus­
gereiftes IKS in den Bereichen Rechnungswesen und Personalabrech­
nung und ein etwas weniger ausgereiftes System im Bereich der Förde­
rungen. Die Geschäftsfuhrung berichtete dem Aufsichtsrat im Mai 201 1 
über die Ergebnisse der Evaluierung und über gesetzte und geplante 
Schritte zur Umsetzung der Empfehlungen. wie z.B. Verbes erungen 
im Fördermanagemenl. 

(2) Die CHIG etablierte im Jahr 201 1  eine Interne Revision. Nach dem 
Abgang des rur die Interne Revision ursprünglich vorgesehenen Mitar­
beiters. der bis zu seinem Ausscheiden eine Revisionsprüfung durch­
geruhn hatte. beauftragte die SCHIG ein externes Unternehmen mit 
der Durchruhrung der Revisionsprüfungen. In den Jahren 201 2  bis 
201 3  wurden in Summe 1 8  Revisionsprüfungen (davon sechs Follow­
up-Überprüfungen) durchgefuhn. darunter regelmäßig Prüfungen mit 
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Schwerpunkt lKS. Im Jahr 201 J behandelte eine Revisionsprüfung eines 
der ftinfTop-Risiken aus dem Risikomanagement. Die Prüfungen ori­
entierten sich stark an den im internen Qualitätsmanagementsystem 
(Adonis) abgebildeten Prozessen. 

34.2 Der RH stellte fest. dass die SCHIG ein Internes Kontrollsystem ein­
gerichtet hatte. das sie regelmäßig von Externen evaluieren ließ. Die 
Geschäftsftihrung griff die Empfehlungen der Evaluierung auf und 
setzte entsprechende Maßnahmen. 

Der RH erachtete die Vergabe von Revisionsaufgaben an E xterne als 
geeignete Organisationsform für kleinere Organisationen und verwies 
auf seine entsprechenden Empfehlungen .52 

Der RH empfahl der SCHIG eine stärkere Verschränkung der Ergeb­
nisse des Risikomanagements mit der Prüfungsplanung der Internen 
Revision. 

35.1 ( 1 )  Zur Verwaltung der unterschiedlichen Finanzströme für die Auf­
gabenerfüllung ftihrte die SCHIG folgende elf Bankkonten: 

- ein allgemeines Geschäftskonto. 

- ein Konto für die Gebühren des Einstellungsregisters. 

- ein Konto für die Gebühren der Fahrerlaubni.sse. 

- ein Konto für die Abwicklung der Verkehrsdienstverträge. 

- vier Anderkonten für die Fördergelder des KJima- und Energie­
fonds. der Anschlussbahn- und TerminalfOrderung, des Schienen­
güterverkehrs und der ETCS-Förderungen, 

- ein KreditkonlO für das von der SCH1G für die RTR aufgenommene 
Darlehen. 

- das zugehörige Verrechnungskonto und 

- ein Veranlagungskonlo. 

�2 Gebarungsübcrprüfung .Interne Revisionen in ausgeglicdcncn R('chtslrägem des 

Bundes- (Reihe Bund 2010/1 )  

Bund 2015/15 
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Für diese Konten war eine kollektive Zeichnungsberechtigung ein­
gerichtet. Vom Konto fur die Abwicklung der Verkehrsdienstvenräge 
durften Überweisungen nur an defmierte Konten der Eisenbahnunter­
nehmen getätigt werden. Eine untemehmensinteme Tre orricht linie 
regelte die Verwahrung der Transaktionsnummem rrAN) der Zeich­
nungsberechtigten fur die Durchfuhrung der elektronischen Zeichnung. 

(2) Neben den oben angefuhrten Konten bestanden eit dem Jahr 201 1  
zwei weitere Konten fur die Abwicklung von Festgeldveranlagungen, 
fur die eine Einzelzeichnungsberechtigung des Geschäftsfuhrers ein­
gerichtet war. Die SCHIG teilte dem RH mit, da alle Kontenbewe­
gungen entsprechend der intemen Unterschriftenordnung in Kollek­
tivzeichnung durchgefuhrt worden waren und die beiden Konten per 
30. September 201 4  geschlossen wurden. 

(3) Um dem Werteverlust liquider Millel entgegenzuwirken, erarbei­
tete die SCHIG im Jahr 201 1 eine Richtl inie zur Veranlagung mit fol­
genden wesentlichen Inhalten: 

Für Zwecke einer Veranlagung durften keine Millel aufgenommen wer­
den und es waren au chließlich Veranlagungsprodukte einer ent pre­
chenden Bonität in Euro zulässig, die kurzfristig veräußerbar waren. Die 
zur Zeit der Gebarungsüberprüfung getätigte Veranlagung der liquiden 
Minel der SCHIG entsprach den Vorgaben der Veranlagungsrichtlin ie. 

35.2 Der RH stellte fest, das die Finanzströme fur die unterschiedlichen 
Aufgabenbereiche der SCHIG getrennt voneinander über eigene Kon­
ten gefuhrt wurden, was die Nachvollziehbarkeit und Tran parenz der 
AufgabenerRillung fOrderte. 

Der RH kritisierte die Führung von zwei Konten mit Einzeizeichnungs­
berechtigung des Geschäftsfuhrers der SCHIG, weil damit cin Mis -
brauchs risiko verbunden war. Er empfahl der SCHIG, in Zukunft aus­
schließlich Konten mit kollektiver Zeichnungsberechtigung zu fuhren. 

Ocr RH wies darauf hin, dass die Vorgaben der Veranlagungs-Richt­
linie eine risikoarme Veranlagungsstrategie gewährleisteten und die 
Veranlagungen zur Zeit der Gebarungsüberprüfung diesen Vorgaben 
entsprachen. 

35.3 Die eHIG sagre in ihrer Srellungnahme die Um erwng der Empfeh­

lung des RH zu. 

13 1  
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U.l ( I )  Die SCHIG kaufte externe Leistungen im Wesentlichen für den 
Bereich der technischen Infrastrukturkontrolle zu. Hierbei handelte 
es sich um größere Bauprojekte (Koralmbahn, Neubaustrecke Wien­
SI. Pölten, Unterinntal] und i.d.R. um Fragestel lungen, bei denen spe­
zielles Fachwissen, z.B. zur Geotechnik im Tunnelbau, notwendig war. 

In den Jahren 2009 bis 2014 beauftragte die SCHIG Leistungen im 
Umfang von rd. 1 ,6  Mio. EUR für externe Begleitende Kontrollen des 
Eisenbahninfrastruklurprojekts Unterinntal. Die Beauftragung war mit 
dem BMVrT akkordiert. 

(2] Die Benannte Stelle der SCHIG bot im Jahr 2010 Leistungen in  

30 Fachgebieten53 an.  23 der )0 Fachgebiete konnten die Experten 
der Benannten Stelle selbst abdeckten, sieben Fachgebiete wurden 
von externen Sachverständigen in Form von Beauftragungen bear­
beitet. Nach Redimensionierung der Benannten Stelle im Jahr 201 2  

(siehe TZ 1 1 ]  konnten die Experten der Benannten Stelle im Jahr 2014 

nur mehr 1 2  von 3 I angebolenen Fachgebieten selbsl abdecken, für 
1 9  Fachgebiete gab es Kooperationsverträge mit Externen. Dazu gab 
es in den Jahren 2009 bis 2014 rund zehn Beauftragungen mit einem 
Auftragsvolumen von in Summe rd. 100.000 EUR. Bei vielen der 
extern abgedeckten Fachgebiete (z.B. Aerodynamik. und Lüftungs­
technik] bestand bis zur Gebarungsüberprüfung noch keine kunden­
seitige Nachfrage. 

36.2 1 1 ]  Der RH bemängelte den Zukauf externer Leistungen im Bereich der 
technischen Infrastrukturk.ontrolle i m  Umfang von 1 ,6 Mio. EUR. Der 
RH vertrat die Ansicht, dass aufgrund der Kosten von externen Leis­
tungen vorrangig interne Res ourcen einzusetzen wären und verwies 
in diesem Zusammenhang auf seine bisherigen Feststellungen.54 Aus 
Sicht des RH wäre für die Begleitende Kontrolle des Eisenbahninfra­
sLrukturprojekts Unterinntal über die Jahre 2009 bis 2014 ein unter­
nehmensinterner Ressourcen- und Know-how-Aufbau zweckmäßiger 
gewesen, weil es sich dabei um einen Bereich handelt, der zur Kern­
kompetenz der SCHIG gehört. 

Der RH empfahl der SCHIG, unter Berücksichtigung der Ergebnisse 
einer Evaluierung (siehe TZ 3] in Abstimmung mit dem BMVlT bei tech­
nischen Infraslrukturkontrollen eine eingehende Abwägung zwischen 

.,1 2..8. EisenbahnbautKhnik. Schall- und LärmschulZ. Wasserbau und Wasscrbaulech­

nik. Brandschul2., Tunnelsicherheil. Signaht'Chnik 

� Rdhe Bund 2004{2 Jiauptprobleme dtr öffenllichen Finanzkontrolle - Heranz.iehung 

externer Berater-: Reihe Bund 200612 �Östemichische Bundtsbahnrn: eXlerne Berd­

rungslcistungcnM; Reihe Bund 2010/2 MUmSCtlUng des PPP-Konussionsmodclls OS(­

re-gion Paket 1 � 

Bund 2015/ 1 5  
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dem Zukauf von Fremdlei tungen und dem Aufbau von unterneh­
mensinternem Know-how mit entsprechenden Kosten-Nutzen-Über­
legungen vorzunehmen und gegebenenfalls unternehmensinterne Res­
sourcen aufzubauen. 

(2) Der RH hob hervor, dass die Benannte Stelle seit ihrer Redimen­
ionierung mit 1 2  stall zuvor 23 Fachgebieten wesentlich weniger 

Bereiche durch hausinterne Expenen abdecken konnte; deswegen griff 
sie im Bedarfsfall verstärkt auf externe Sachverständige in Fonn von 
externen Beauftragungen zurück. 

36.3 Die SC/-IIG sagte in ihrer Stellungnahme die Umsetzung der Empfeh­

lung des RH zu. 

finanzielle Lage der SCHIG 

Aufwendungen 37.1 Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung der Aufwendungen der 
SCHIG in den Jahren 2009 bis 201 3ss: 

Tabelle 25: Entwicklung der Aufwendungen der SCHIG 

Personalaufwand 

Aufwendungen für 
bezogene Leistungen 

Rechts- und 
Beratungsaufwand 

Mieten und Reinigung 

Abschreibungen 

sonstige Aufwendungen 

1Ib' •••• IN nl • •  In 
pe t 

Quellen: SCHIG; Darstellung RH 

Bund 2015/ 1 5  

2009 2010 2011 2012 2013 
Mittelwert Veränderung 

2009 bis 2013 2009 bis 2013 

in 1.000 EUR in ,. 

4.478 5.353 4.909 4.921 4.846 4.901 + 8,2 

772 498 388 520 304 496 - 60.6 

389 515 323 223 267 343 - 31.4 

300 327 316 328 343 323 + 14.3 

177 161 190 152 203 177 + 14.7 

647 863 550 615 636 662 - 1.7 

1.70 7.717 ... 71 1.759 l.5tI 1.103 - 2,4 

0;..,. Dlt' Zahltn an Tabtllt 9. 10 und 1 J rnthalltn niC"hl jtnC' AufwC'ndungtn bzw. ErlöSt". die' 

In gltlchtr lIöhr IX'i dtn Aufw('ndungtn und drn Ertragtß schlagC'nd wurtkn. WIC' bti­
spitlswc'lSt' bis zum Jahr 2012 dC'r Mlctcrlös ror ein Grundstuck im BC'�i('h d� Gutt'r­

Itnmnals Wt'mdorf. dC'r an dlt' GWP wt'ilC'rvt'rrt'('hnt'1 wurde:. dir inlt'mr Lt'istungs­

vtrrtthnung inntrhalb dtr SCIIIG In dtn Jah�n 201 1 und 2012 und dir Zahlungen 

an dir Ei.stnbahnuntC'mthmtn rur dir Verkrhrs<henslvertrige. Oie Zahlen der Tabd­
Icm welchrn daher um dlt'SC Bttragt von dtn Zahltn In den Jah�bschl�n ab. 

1 3 3  

III-213 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 39 von 100

www.parlament.gv.at



R 
-

H 
Finanzielle Lage der SCHIG 

Erträge 

1 34 

Mit durchschnittl ich 7 1  qu der Aufwendungen (rd. 4,90 Mio. EUR von 
insgesamt rd. 6,90 Mio. EUR) waren die Personalkosten der wesent­
liche Kostenfaktor der SCHIG. Der Personalaufwand stieg im über­
prüften Zeitraum um rd. 8 qu. Der hohe Wert für Aufwendungen für 
bezogene Leistungen zu Beginn des überprüften Zeitraums ergab sich 
aus dem Zukauf externer Leistungen bei der begleitenden Infrastruk­
turkontrolle Unterinntal. Die Aufwendungen für Rechts- und sons­
tige Beratung konnten im überprüften Zeitraum deutlich gesenkt wer­
den. In den sonstigen Aufwendungen sind u.a. die Aufwendungen für 
IT -Betrieb und Wartung, für Aus- und Fortbildung und Reise- und 
Fahrtspesen enthalten. Diese blieben über den geprüften Zeitraum 
praktisch konstant. 

37.2 Der RH hob positiv hervor, dass die SCHIG ihre Aufwendungen in den 
Jahren 2009 bis 201 3  nominell um rd. 2 qu senken konnte, obwohl sie 
im überprüf1en Zeitraum zusätzliche Aufgaben wie z.B. die Abwick­
lung der Verkehrsdienstvenräge übernahm. Die I nflation - bezogen 
auf den Verbraucherpreisindex 2005 - betrug im gleichen Zeitraum 
rd. 10,5 qu. 

38.1 Die folgende Tabelle zeigt die Enräge der SCHIG und deren zeitliche 
Entwicklung im überprüften Zeitraum: 

Bund 2015/15 
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Tabelle 26: Entwicklung der Erträge der SCHIG 

Sach- und 
Personalaufwand BMVfT 

technische Infrastruktur­
kontrolle 

ATF 

Abwicklung VDV 

Arbeitskräfteüberlassung 

Registerführung 

fahrerlaubnisse 

sonstige Erträge 

EItrIge ga.nt 

davon Erträge BHVIT 

Anteil erträge BMVlT an 
den Gesamterträgen 

Erträge vom BMVIT 

2009 2010 2011 2012 2013 

in 1.000 EUR 

4.562 5.073 3.970 4.617 4.461 

337 415 205 197 7 7  

250 250 250 167 93 

76 30 

178 133 

U" 7.110 

5.225 5.768 

81.7 80,2 

270 

33 

166 

130 

... 01 

4.894 

74,1 

300 

66 

23 

13 

105 

6.761 

5.383 

in '10 

79,6 

300 

124 

66 

15 

72 

6.5" 

5.136 

77,8 

Mittelwert Veränderung 
2009 bis 2013 2009 bis 2013 

4.537 

246 

202 

174 

38 

I 

46 

39 

124 

6.711 

5.281 

- 2,2 

- 77,2 

- 62,8 

- 13,2 

- 59,6 

J,I 

- u 

78,7 - 3,7 

• ..externe Erträge·, nicht vom 8MVIT 
ATF Anschlussbahn- und Terminalförderung 

VOV Verke h rsd iens tl/erträg e 
ppp Public Priv�te Partnership 

Quellen: S(HJG: Darstellung RH 

Bund 2 0 1 5/ 1 5  

Rund 6B % der Enräge 14,54 Mio. EUR von insgesamt 6,71 Mio. EURl 

entfielen auf den VOm BMVrr abgegoltenen Sach- und Personalauf­
wand. Aber auch die extra ausgewiesenen Erträge für die technische 
Infrastrukturkontrolle, die Abwicklung der Anschlussbahn- und Ter­
minalforderung und der Verkehrsdienstverträge. die Arbeitskräfteüber­
lassung, die Registerführung und die Ausstellung der Fahrerlaubnisse 
kamen vom BMVrr. Damit fmanzierte das BMVIT die Aufwendungen 
der SCHIG in den Jahren 2009 bis 20\ 3 durchschnittlich zu rd. 79 %. 

Die für die einzelnen Aufgaben vom BMVIT extra ausgezahlten Beträge 

135 
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deckten vielfach nicht den Aufwand flir die Aufgabenerflillung (siehe 
TZ 1 4). 

_Externe-, nicht (unmittelbar) vom BMVIT stammende Erträge (in der 
Tabelle grau hinterlegt) lukrierte die SCHlG flir die Fördcrabwick.lung 
flir den K1ima- und Energiefonds, rur die Leistungen der Benannten 
Stelle und der Seilbahnsachverständigen, flir das Bcteiligungsmanage­
ment der PPP-Projektgesellschaften und als Zuwcisungsslelle. Im Mit­
tel entfIelen rd. 1 9  'lb der Erlöse auf solche .. externen" Erträge. 

Sonstige Enräge - dazu zählten u.a. Enräge aus der Aunö ung von 
Rückstellungen - waren nicht eindeutig zuordenbar und machten 
durchschnittlich 2 'lb der gesamten Enräge aus. 

38.2 Der RH stellte fest, dass die SCHIG als zentrales Dienstleistungsunter­
nehmen des BMVff rur den Schienenverkehr zu rd. 79 'lb vOm BMVIT 
fInanziert wurde. Er wies darauf hin, dass die SCHIG rund ein Fünf­
tel der Erträge von anderen Stellen - z.B. von Eisenbahn- oder Seil­
bahnuntemehmen - für die flir diese erbrachten Leistungen lukrierte. 

Der RH wies kritisch auf die Auszahlung mehrerer, teilweise nicht 
kostendeckender Beträge durch das BMVlT flir einzelne Leistungen 
der SCHIG zusätzlich zum allgemeinen Personal- und Sachaufwand 
hin. Der RH sah darin einen adminisuativen Mehraufwand, der nicht 
zur KoslenLransparenz beitrug. 

Der RH empfahl dem BMVlT, den gesamten Aufwand der SCHIG. der 
nicht von "Externen" getragen wird, über den Sach- und Personal­
aufwand zu ersetzen. Er empfahl der SCHIG. im Gegenzug dazu dem 
BMVff über den tatsächlichen Aufwand für die ErfLillung der einzel­
nen Aufgaben und dessen Entwicklung auf Basis der Kosten- und Leis­
tungsrechnung (siehe TZ 40) zu berichten. 

38.3 (J I Das BMvrT sagte irl schIer ste/lu'lglwhme die Umse/zung der Emp­

JelPllmg des RH, den gesamten Aujivand der sCHIG, der 'Iie/lt von 

.. Erterllen" getragen wird, über deli soch- wld Perso'lalaufivmld zu 

ersetzell, zu. 

(21 Die sCHIG stimmte der Empjehlu/lg des RH zU, dem BMVIT auf 

Basis der Koslell- und Leist!mgsbereclmullg über deli tarsächlichell 

A ufivand für die Erfüllullg der eilluillen A ll/gaben und desseIl Eil/­

wicklung zu berichtell. 

Bund 2015/ 1 5  
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Betriebsergebnis 39 Die folgende Tabelle zeigt die Ergebnisentwicklung der $CHIG in den 
Jahren 2009 bis 201 J : 

Tabelle 27:  Ergebni sentwicklung der SCHG nach UGB 

Erlöse 

Aufwendungen 

EBIT 

finanzerfolg 

EGT 

Gewinn-/Ve,lustvo't,ag 

Bilanzg�winn/-y.,lust 

Quellen: SCHIG; Oarstellung RH 

Kosten- und 
Leistungsrechnung 

Bund 2 0 1 5/ 1 5  

2009 2010 2011 2012 2013 

in 1.000 EUR 

6.399 7.190 6.608 6.761 6.599 

6.763 7.717 6.676 6.759 6.599 

- 365 - 527 - 66 0 0 

41 5S 190 32 63 

- 324 -472 124 32 63 

307 - 17 - 489 - 365 - 333 

- 17 - 489 - 365 - 333 - 270 

Der Finanzerfolg der SCHIG stammte U.a. aus Zinsenrägen oder Erträ­
gen aus Haftungsentgeltcn von verbundenen Unternehmen. Die SCHIG 
war gemäß § 10 SCHIG-Gesetz von bundesge etzl ichen Abgaben mit 
Ausnahme der Umsatzsteuer befreit. 

Die SCHIG wies in den Jahren 2009 und 2010 bedingt durch die 
Benannte Stelle ein negatives Betriebsergebnis auf (siehe TZ 1 2). Im 
Jahr 201 1  erzielte die Benannte Stelle ein positives Betriebsergebnis. 
Der Verlust vor Zinsen und Steuern (EBIT) im Jahr 20 1 1  ergab sich aur­
grund von Verlusten im Bereich der Seilbahnsachverständigen (siehe 
TZ 1 3). lm Jahr 201 2  wurde die Benannte Stelle in die Abteilung Infra­
strukturkontrolle der SCl- IIG integriert. Das BMVlT glich über den 
Sach- und Personalaufwand auch Verluste der Benannten Stelle und 
der Seilbahnsachverständigen aus. 

40.1 Die SCHIG verfugte ube, eine Ressourcenplanung auf Ebene vOn 
Kostenarten (z.B. Personalkosten), Koslenslellen (z.B. Benannte Stelle) 
und Kostenträgern (z.B. einzelne Aufträge der Benannten Stelle). Im 
Rahmen der Kosten- und Leislungsrechnung erstellte die Abteilung 
Finanzen-Controlling laufend Plan-1st-Vergleiche, welche monatlich 
an die Geschäftsführung und quartalsweise an den Aufsichtsrat und 
das BMVIT berichlet wurden. 

1 3 7  
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Für die Abteilung _Technische Infrastrukturkontrolle und Benannte 
Stelle-S6 verfügte die SCHIG über ein Auftragscontrolling in Daten­
bankform. Damit konnte sie den wirtschaftlichen Erfolg jedes einzel­
nen Projekts darstellen. Bis Mitte 201 2  führte die SCHIG die Benannte 
Stelle al cigenen Rechnungskreis. Nach der Fusionierung der Benann­
ten Stelle mit der Abteilung Technische Infrastrukturkontrolle entschicd 
die SCHIG im Jahr 201 3  aus Gründcn der Verwaltungsvereinfachung, 
keine Profit Center für einzelne Teilbereiche (wie beispielsweise die 
Benannte Stelle) einzurichten. 

Auf Basis der Kosten- und Leistungsrechnung ermittelte die SCHIG 
jene Stundensätze, die für die Kalkulation von Angeboten (z.B. der 
Benannten Stelle) herangezogen wurden (siehe TZ 1 2). 

40.2 Der RH erachtete die Kosten- und Leistungsrechnung der SCHIG, das 
Auft ragscontrolling in Datenbankform sowie das Berichtswesen als 
zweckmäßig. Er merkte kriti ch an, dass die Benannte Stelle ab Mitte 
201 2  nicht mehr als eigener Rechnungskreis (bzw. Profit Center) geführt 
wurde. Damit war für den Aufsichtsrat und den Eigentümer die wirt­
chaftliche Gebarung der nunmehr redimensionierten Benannten Stelle 

nicht mehr ersichtlich und damit der Informationsgehalt betrefTend der 
wirtschaftlichen Gebarung der Benannten Stelle stark eingeSChränkt. 

Der RH empfahl der SCHIG, zumindest für wesentliche Geschäftsbe­
reiche, die am Markt externe Erlöse erwirtschaften (Benannte Stelle, 
Seilbahnsachverständige). eigene Profit Center einzurichten und diese 
im Bcrichtswesen an den Aufsichtsrat und das BMVlT aussagekräf­
tig darzustellen. 

40.3 Lallt StellUllgnaJlme der SCHIG werde sie die WinscJlQftlichkeit und 

Zweckmäßigkeit eigener Buchungskreise (Profit Cemer) für wesentliche 

Geschäftsbereiche, die am Markt externe Erläse erwinscllQftetl, prüJen 

und mit dem AuJsiciusrat über mögliclle BericiusJormCII diskutieren. 

40.4 Der RH betonte gegenüber der SCHIG, dass es im Interesse der Trans­
parenz der operativen Aufgabenerflillung geboten wäre, wesentliche 
Geschäftsbereiche, die am Markt externe Erlöse erwirtschaften, in eige­
ncn Rechnungskreisläufen darzustellen. Er blieb deshalb bei seiner 
Empfehlung, diese Bereiche in eigenen Rechnungskreisen zu erfassen 
(siehe TZ 1 2) . 

.,., _ synonym zu: T«hnischr Inrra.strukturkontrollC' und Noufu."d Body 
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Bilanz und 

Finanzierung 

41.1 Die folgende Tabelle stellt die wesentlichen Bilanzpositionen der SCHIG 
im überprüften Zeitraum dar: 

Tabelle 28: Bilanz der SCHIG in den Jahren 2009 bis 2013 

2009 2010 

Anlagevermögen 67.568 64.520 

- immaterielles Vermögen 32 10 

- Sachanlagen 17.343 17.027 

- Finanzanlagen 50.193 47.483 

Umlaufvermögen 4.777 472.228 

- Vorräte 

- forderungen u. sonst. Vermögensgegenstände 1.310 470.374 

- Kassenbestand 3.467 1.854 

Rechnungsabgrenzung 44 42 

Aktiva 72.389 536.790 

Eigenkapital 9.752 9.279 

- Stammkapital 2.000 2.000 

- Kapitalrücklagen 7.768 7.768 

- Bilanzverlust - 16 - 489 

Kostenbeiträge von Dritten 16.604 16.552 

Fremdkapital 46.033 510.959 

- Rückstellungen 549 1.854 

- Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 41.083 38.229 

- Verbindlichkeiten aus Lieferungen u. Leistungen 582 468.658 

- Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen 2.926 1.417 Unternehmen 

- sonstige Verbindlichkeiten 893 801 

Rechnungsabgrenzung 

Passiva 72.389 536.790 

Haftungen 42.677 42.298 

Tabelle enthält RundungsdiHerenzen 

Quellen: SCHIG; Darstellung RH 

Bund 2015/15 

2011 2012 2013 

in 1.000 EUR 

61.677 6.898 6.649 

75 132 138 

16.973 325 257 

44.629 6.441 6.254 

113.458 86.338 89.395 

42 40 40 

91.814 76.187 39.570 

21.602 10.111 49.785 

40 83 67 

175.175 93.319 96.111 

9.404 9.435 9.498 

2.000 2.000 2.000 

7.768 7.768 7.768 

- 364 - 333 - 270 

16.550 

147.946 83.885 86.614 

33.961 6.829 4.908 

35.375 3.188 3.000 

77.163 73.147 77.858 

1.447 721 848 

1.276 

175.176 93.320 96.112 

40.379 37.751 29.515 
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( I ) Das immaterielle Anlagevermögen der SCHIG umfasste im Wesent­
lichen Software und Homepage des Unternehmens. Zu den Sachan­
lagen zählten Grundstücke des Güterterminals Wemdorf und tech­
nische Büroanlagen. Die Grundstücke wurden im Jahr 201 2  verkauft 
- daraus ergab sich ein Buchwertabgang von rd. 1 6,6 Mio. EUR (von 
1 6,97 Mio. EUR auf 325.000 EUR). Die Finanzanlagen umfassten die 
Beteiligungen der SCHIG an den PPP-Projektgesellschaften und Aus­
Icihungen an diese. Der Beteiligungswert an der GWP und die Auslei­
hungen an diese fIelen durch den Verkauf der GWP im Dezember 201 2  

weg. Durch den Verkauf der GWP sank das Anlagevermögen der SCHIG 
von 61 ,68 Mio. EUR im Jahr 201 1 auf 6,90 Mio. EUR im Jahr 201 2. 

(2) Die SCHIG verfügte ab dem Jahr 201 1  über Vorräte in Form von 
Kartenrohlingen Für die Fahrerlaubnisse Für TriebwagenFührer. Der 
Anstieg der Forderungen ab dem Jahr 2010 (z.B. VOn 1 , 3 1  Mio. EUR 
im Jahr 2009 auF 470,37 Mio. EUR im Jahr 2010) ergab sich aus For­
derungen gegenüber dem BMVlT Für die Abwicklung der Verkehrs­
dienstverträge. Auch die hohen Kassenbestände ab dem Jahr 201 1 (z.B. 
49,79 Mio. EUR im Jahr 201 3) resultierten aus der Abwick.lung der 
Verkehrsdienstvenräge. 

Das Umlaufvermögcn der SCHIG schwankte durch die ab dem Jahr 2010 

abgewickelten Verkehrsdienstverträge und die damit in Zusammenhang 
sIehenden Forderungen und Kassenbestände stark (z.B. 4,78 Mio. EUR 
im Jahr 2009. 472,23 Mio. EUR im Jahr 2010). 

(3) Die Kostenbeiträge von Dritten waren Zuschüsse der Europäischen 
Union. des ERP-Fonds und des Bundes rur die GWP und fielen mit dem 
Verkauf der GWP im Jahr 201 2  zur Gänze weg (von 1 6.55 Mio. EUR 
im Jahr 201 1  auf 0 EUR im Jahr 201 2). 

Ab dem Jahr 2010 bildete die SCHIG Rückstellungen u.a. für einen 
drohenden Verlust aus einem Zins-Swap-Geschäft (siehe TZ 2 1 ). Im 
Jahr 201 1  kam noch eine Rückstellung für ausstehende Eingangsrech­
nungen in der Höhe von rd. 29 Mio. EUR für noch nicht abgeschlos­
sene Verkehrsdienstverträge dazu. Die Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten umfassten zwei Darlehen der ScrllG rur die GWP und 
ein Darlehen für die Rail Test EI Research GmbH. Mit dem Verkauf der 
GWP im Dezember 201 2  reduzierten sich die Verbindlichkeiten (von 
35,38 Mio. EUR im Jahr 201 1  auf 3, 19  Mio. EUR im Jahr 201 2). Die 
Verbindl ichkeiten aus Lieferungen und Leistungen umfassten ab 2010 

vor allem Verbindlichkeiten gegenüber Eisenbahnunternehmen aus 
den Verkehrsdienstvenrägen. 
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Auch das Fremdlapital reduzierte sich einerseits durch der Verkauf 
der GWP mit Ende 201 2  und nahm andererseits ab dem Jahr 2010 

- in stark schwankender Höhe - durch die Abwicklung der Verkehrs­
dienstverträge zu. 

Die Haftungsverhältnisse umfassten die Haftungen der SCHIG für die 
von den PPP-Projektgesellschaften aufgenommenen Darlehen. 

(4) Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung der Eigenkapitalquote 
im überprüften Zeitraum: 

Tabelle 29: Eigenkapitalquote der SCHIG 

Eigenkapitalquote 

QueUen: SCHIG; DarsteUung RH 

Bund 2 0 1 5/ 1 5  

2009 2010 2011 2012 2013 

13,5 1,7 5,4 10,1 9,9 

Die Eigenkapitalquote schwankte im überprüften Zeitraum entspre­
chend den Änderungen der Bilanzgrößen. Durch den im Jahr 2010 

stark a nsteigenden Wert der Verbindlichkeiten bei gleichbleibendem 
Eigenkapital sank die Eigenkapitalquote unter den im Untemehmens­
reorganisationsgesetz geforderten Mindestwert von 8 'lb. Ein Wirt­
schaftstreuhänder bescheinigte der SCHIG aufgrund der gesetzlichen 
Rahmenbedingungen für die Jahre 2010 und 201 1  eine positive Fort­
beslehensprognose. Ab dem Jahr 201 2  lag die Eigenkapitalquote wie­
der im geforderten Bereich. 

41.2 Der RH wies daraufhin, dass die Bilanzgrößen der SCHIG aufgrund des 
sich ändernden Aufgabenspekrnums - vor allem durch den Verkau r 
einer PPP-Projektgesellschaft und die Abwicklung der Verkehrsdienst­
verträge - im überprüften Zeitraum schwankten. Damit schwankten 
auch die aus den Bilanzgrößen abgeleiteten Bilanzkennzahlen und 
deren Aussagekraft war im überprüften Zeitraum eingeschränkt. 
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42 Vorbehaltlich der Ergebnisse einer Evaluierung der Aufgabenüber­
tragung (siehe TZ 3) hob der RH zusammenfassend folgende Emp­
fehlungen hervor: 

( I )  Vor einer Aufgabenauslagerung an die SCHIG bzw. an andere aus­
gegliederte Unternehmen wären primär interne Ressourcen zu nut­
zen und entsprechende Kosten-Nutzen-Überlegungen anzustellen, 
um die Kosten für die Aufgabenerfüllung gering zu halten. I m  
Rahmen einer Evaluierung wäre zu prüfen, ob die Rückführung 
bestim m ter, an die SCHIG übertragener (Kern-)Aufgabengebiete i n  
das BMVIT möglich ist. (TZ 3, 22) 

(2) Im Sinne einer Bündelung der Fachkompetenzen wären zukünf­
tig technische Infrastrukturkontrollen nur noch durch die SCHIG 
durchführen zu lassen. Im BMVIT wäre jene technische Kernkom­
petenz vorzuhalten, die erforderlich ist, um die technischen Infra­
strukturkontrollen der SCHIG beauftragen, steuern, die Ergebnisse 
der Kontrollen abnehmen und deren Umsetzung veranlassen zu 
können. (TZ 5) 

( 3 )  In Zukunft wäre verstärkt auf die U msetzung der von der SCHIG 
in Berichten über konkrete Einsparungspotenziale bei Infrastruk­
turprojekten der ÖBB aufgezeigten Verbesserungsvorschläge hin­
zuwirken. (TZ 5) 

(4) Im Rahmen einer Evaluierung wäre zu prüfen, ob die Abwick­
lung der ETCS-Level 2-Förderung nicht wieder vom BMVIT über­
nommen werden könnte, und al lenfalls die Förderabwicklung in 
das BMVlT zurückzuführen. (TZ 6 )  

( 5 )  Die Einsichtnahmen des BMVIT i n  den Abrechnungsprozess der 
Schienengüterverkehrsfdrderung wären schriftlich zu dokumentie­
ren und die von der SCHIG laut Vertrag zu legenden Berichte wären 
einzufordern. (TZ 7) 

(6) Es wäre zu evaluieren, ob das - bis 201 2  vom BMVIT abge­
wickelte - Schienengüterverkehrs-Beihi lfeprogram m  wieder vom 
BMVlT übernommen werden könnte, und diese Förderabwick.lung 
wäre gegebenenfalls in das BMVIT rück.zuführen. (TZ 7) 
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(7 )  Ein ichtnahmen des BMVlT in die Abwicklung der Schienen­

güterverkehrsförderung bei der SCHIG wären in schrifllicher Form 

festzuhaHen. (TZ 8) 

(8) In Zukunft wären Doppelgleisigkeiten durch parallele Förder­

programme zu vermeiden. (TZ 8) 

(9) Im Rahmen einer Evaluierung wäre zu prüfen, ob die Bestellung 

von Gemeinwirtschaftlichen Leistungen nicht vom BMVlT erledigt 

werden kann, und diese wäre gegebenenfalls in das BMVlT rück­

zufUhren. (TZ 9) 

( 10) Genehmigungs- und Fertigungsvorgaben für die Gemeinwirt­

chaftJichen Leistungen im Schienenpersonenverkehr wären schrift­

lich auszuarbeiten und fUr verbindlich zu erklären. (TZ 9) 

( I  I )  Eine Veräußerung der Anteile einer der beiden Benannten Stei­

len, an denen das BMvrr beteiligt war, wäre zu prüfen. (TZ 1 0) 

( 1 2) Die weitere wirtschaftliche Entwicklung der Benannten Stelle 

wäre zu verfolgen und darauf aufbauend eine Entscheidung über 

den Fortbestand der Benannten Stelle zu treffen. (TZ 1 1 )  

( 1 3) Es wäre darauf hinzu wirken. dass die Kommissionsgebühren für 

Leistungen der amtlichen Seilbahnsachverständigen auf ein kosten­

deckendes Niveau angehoben werden. (TZ 1 3) 

( 1 4) Der zukünftige Bedarf an Seilbahnsachverständigen wäre abzu­

schätzen und gegebenenfalls entsprechende amtliche Sachverstän­

dige im BMVIT - u.a. durch Übernahme der nichtamtlichen Sach­

verständigen der SCHIG ins BMVlT - aufzubauen. (TZ 1 3 ) 

( 1 5) Eine ZusammenfUhrung der Ausstellung und Verwaltung von 

Fahrerlaubnissen im Bereich Wasser, Schiene und Luft und der Füh­

rung von Registern in einer zentraJen Stelle wäre zu evaluieren und 

diese Aufgaben gegebenenfalls in diese Stelle überzuführen. (TZ 1 4) 

( 1 6) Da die Bearbeitung von Forschungsprojekten nicht im Kernkom­

petenzbereich der SCHIG aJs Erbringerin von Dienstleistungen für 

das BMVIT lag, wäre der von § 3 Abs. I Zi. 3 des SCHIG-Gesetzes 

umfasste Aufgabenbereich der SCHIG zu konkretisieren. (TZ 1 5) 

( 1 7) Hinsichtlich der Vergabe von Ad-hoc-Trassen wäre auf eine 

Meldung dieser entsprechend des Bestimmungen des EisbG 1 957 
hinzuwirken. (TZ 1 6) 
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( 1 8) Auf eine Änderung des SCHIG-Gesetzes wäre dahingehend hin­

zuwirken, dass die SCHIG auch bei der Übernahme von Haftungen 

für Kredite der Tochtergesellschaften das Einvernehmen mit dem 

BMVlT und dem BMF herstellen muss. (TZ 2 1 )  

( 1 9) I m  Rahmen des Bundesrechnungsabschlusses wären die Haf­

tungen der SCHIG für Kredite der Tochtergesellschaften als Even­

tualverbindl ichkeiten vollständig anzuführen. (TZ 2 1 )  

(20) Die Eigentümer trategie de BMVIT fü r  die SCHIG wäre auf 

Basis der bisher von der SCHIG umgesetzten strategischen Ziele 

weiterzuentwickeln. (TZ 24) 

(2 1 )  In Zukunft wären nur Personen für die Vertretung de Bun­

desministers für Verkehr, Innovation und Technologie in der Gene­

ralversammlung zu bevoUmächtigen. die nicht Mitglieder de Auf­

sichtsrats der SCHIG sind. (TZ 25) 

(22) Bei der Gestaltung der MBO-Vereinbarungen mit der Geschärts­

führung der SCHIG wäre in Zukunrt verstärkt auf relevante strate­

gische Kennzahlen der SCHIG zurückzugreifen und diese mit ambi­

tionierten Ziel werten zu versehen. (TZ 3 t )  

(23)  Der gesamte Aufwand der SCHIG, der nicht von nExternen" 

getragen wird. wäre über den Sach- und Personalaufwand zu erset­

zen. (TZ 38) 

(24) Die Geschäftstätigkeit der Benannten Stelle wäre auch nach 

der Umstrukturierung in einem eigenen Buchungskreis darzustel­

len. (TZ 1 2) 

(25) Weiterhin wären alle erforderlichen Maßnahmen zu trerren, 

um den Anforderungen an die Unabhängigkeit und Unparteilich­

keit der Benannten Stelle zu genügen. (TZ 1 2) 

(26) In Zukunft wäre dem BMVIT als Eigentümer laufend über den 

Personalaufwand für Forschungsprojekte zu berichten. weil dieses 

den nicht durch Förderungen gedeckten Mehraufwand über den 

Personal- und Sachaufwand zu decken hat. (TZ 1 5) 

(27) Der Geschäftsverlauf der Rail Tec Arsenal Fahrzeugversuchs­

anlage GmbH (RTA) wäre weiterhin zu verfolgen und bei einer ent­

sprechenden wirtschaftlichen Entwicklung des Unternehmens und 
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einer positiven Entwicklung des Marktumfeldes wären neuerlich 

Verkaufsverhandlungen zu führen. (TZ 1 9) 

(28) Mit der Hafenverwaltung Regensburg wären entsprechende 

Nachverhandlungen zu fUhren. um eine Indexierung des Bestand­

zinses zu vereinbaren. die Laufzeit des Bestandvertrags an die Refi­

nanzierungszeit der Darlehen anzupassen und das Nachfragerisiko 

fUr den Güterterminal RoLa Regensburg auf die Hafenverwaltung 

Regensburg zu übertragen. (TZ 20) 

(29) Es wären weiterhin Möglichkeiten zum Verkauf des RoLa­

Güterterminals Regensburg zu suchen, entsprechende Verhandlungs­

grundlagen zu schaffen. Verhandlungen zu fUhren und diese zu 

dokumentieren. (TZ 20) 

(30) Ein Teil der l iquiden Mittel der SCHIG wäre fUr ein internes 

Darlehen an die Rail Tee €I Re earch GmbH (RTR) wr Deckung des 

Liquiditätsbedarfs der RTR zu nutzen. (TZ 2 1 )  

( 3 1 )  Die administrativen Tätigkeiten der SCHIG wären zu evalu­

ieren und mögliche Rationalisierungspotenziale w heben. (TZ 23 )  

(32)  Objektive und nachvollziehbare Kriterien wären zu  definieren, 

welche Qualifikationen und welche Aufgabengebiete fUr den Rang 

eines Experten bzw. eines Mitarbeiters mit Leitungsfunktion aus­

schlaggebend sind. (TZ 27) 

( 33 )  Bei Nachbesetzungen wäre eine Steigerung des Frauenanteils 

in den Funktionsgruppen .Experten. fachliche Leiter" bzw . •  Abtei­

lungsleiter" anzustreben. (TZ 27) 

(34) In Abstimmung mit dem BMVlT wäre eine Systematik fUr 

mitarbeiterspezifIsche Entwicklungsmöglichkeiten in verschiedenen 

Aufgabenbereichen sowie innerhalb des Unternehmens auszuarbei­

ten. (TZ 28) 

( 35) Die Aussagekraft und Steuerungsrelevanz der Kennzahlen de 

Kennzahlensystems wäre auf Basis zukünftiger Erfahrungen zu eva­

luieren und deren Anzahl gegebenenfalls zu reduzieren. (TZ 3 1 )  

(36) Bei zukünftigen Kundenbefragungen wäre auf die Vergleich­

barkeit der Erhebungsmethodik und des Bewertungsschemas mit 

den bisherigen Kundenbefragungen zu achten. (TZ 32) 
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(37)  In Zukunft wäre bei der IdenLiflzierung und Bewertung von 

Risiken besonderes Augenmerk auf die Vermeidung von Überschnei­

dungen zu legen. (TZ 33)  

(38)  Die Ergebnisse des Risikomanagement sollten in  Zukunft stär­

ker mit der Prüfung planung der Internen Revision verschränkt 

werden. [TZ 34) 

(39) In Zukunft wären ausschließlich Konten mit kollektiver Zeich­

nungsberechtigung zu führen. (TZ 35) 

(40) Bei der technischen Infrastrukturkontrolle wäre unter Berück­

sichtigung einer Evaluierung gemäß TZ 3 in Abstimmung mit 

dem BMVIT eine eingehende Abwägung zwischen dem Zukauf 

von Fremdleistungen und dem Aufbau von unternehmensinter­

nem Know-how mit entsprechenden Kosten-Nutzen-Überlegungen 

vorzunehmen und gegebenenfalls unternehmen interne Ressourcen 

aufzubauen. [TZ 36) 

(41 ) Dem BMVIT wäre über den tatsächlichen Aufwand für die Erfül­

lung der einzelnen Aufgaben und dessen Entwicklung auf Basis der 

Koslen- und Lcistungsrechnung zu berichten. [TZ 38) 

(42) Für die wesentlichen Ge chällsbereiche. die am Markt externe 

Erlö e erwirtschaften (Benannte Stelle. Seilbahnsachverständigel. 

wären eigene Profit Center einzurichten und diese im Berichtswesen an 

den Aufsichtsrat und das BMVIT aussagekräftig darzu teilen. [TZ 40) 

(43) Vor einer weiteren Teilnahme an einem EU-Projekt wären die 

organisatorischen Rahmenbedingungen U.a. für die First Level Con­

trol zu diskutieren. In Zukunft sollte die SCHIG nur dann an EU­

Projekten teilnehmen. wenn die Rahmenbedingungen eine Entlas­

tung der Projektadministration erwarten lassen. (TZ 1 5) 

(44) Die Geschäftsordnung der Geschäftsführung der SCHIG wäre um 

eine Genehmigungspflicht für Haftungsübernahmen der SCHJG für 

Kredite der Tochtergesellschaften durch den Aufsichtsrat zu ergän­

zen. (TZ 2 1 )  

(45) Der im Rahmen der Arbeitskräfteüberlassung i m  BMVIT arbei­

tende Mitarbeiter der SCHIG wäre entweder wieder in der SCHIG 

zu beschäftigen oder auf einer entsprechende Planstelle im BMVIT 

einzusetzen. [TZ JO) 
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Entscheidungsträger 

des überprüften U nternehmens 

Anmerkung: 

AN HANG 
Entscheidungsträger 

im Am! befmdliche En!schcidungs!räger in Blaudruck 
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Schieneninfrastruktur-DienstLeistungsgeseLLschaft m b H  
(SCH IG) 

Mag. Manin SANTER 
( I .  April 2005 bis 3 1 .  März 2010) 

Ing. Gonfried SCHUSTER 
( I .  Februar 2006 bis 3 I .  Jänner 201 1 )  

DI Dr. Ulrich PUZ, MBA 
(seit I .  Mai 2010) 

Mag. Dr. Gerhard Günlich 
(30. April 2005 bis 20. September 2010) 

DI Herben KASSER 
(20. September 2010 bis 1 2. N ovember 201 3) 
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Glossar 

Begünstigte 

Begünstigte (z.B. öffentliche oder private Unternehmen bzw. Einrichtungen) 

führen Vorhaben (Projekte) durch, üblicherweise auf Basis von Förderver­

trägen, mit Finanzierung aus öffentlichen (EU- und nationalen) bzw. pri­

vaten Mitteln. 

Förderfahige Kosten 

Jener Teil der Projektgesamtkosten, der gemäß den programmrelevanten 

Förderfahigkeitsregeln bzw. Förderrichtlinien als förderf<ihig (zuschussfa­

hig) anerkannt und aus ESF-Mineln und nationalen Kofmanzierungsmit­

tein (Bund, Länder) gefördert werden kann. 

Geteilte Mittelverwaltung 

Im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung übernehmen die Mitgliedstaaten 

Aufgaben beim Vollzug des EU-Haushaltsplans. Der Europäischen Kom­

mission kommt dabei eine mit Sanktionsrechten ausgestattete Aufsichts­

funktion zu. 

Kofmanzierung 

Gemäß dem Grundsatz der Kofinanzierung erfordern aus den EU-Struktur­

fonds flnanzierte Programme eine finanzielle Mindestbeteiligung de Mit­

gl iedstaates. 

Programm 

Ein (operationelles) Programm ist ein vom Mitgliedstaat - im Einklang mit 

den strategischen Rahmenvorgaben der EU sowie dem nationalen strate­

gischen Rahmenplan - erstelltes und von der Europäischen Kommission 

genehmigtes Dokument zur Festlegung der Z iele, Prioritäten und Finanz­

mittel für eine mehrjährige Programmperiode. 
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Vcrwaltungs- und Kontrollsystcm 

Das Verwaltungs- und Kontrollsystem [VKS) umfasst die Für jedes EU-Pro­
gramm einzurichtende Aulbau- und AblauforganisaLion für eine EU-kon­
forme Programm- bzw. ProjekrumselZung. 

Vorhabensprüfungen einer Referenzperiode 

Die Prüfbchörde wählt jährlich ESF-kofInanziene Vorhaben anhand geeig­
neter Stichproben aus und überprüft diese im Hinblick auf die der Europä­
ischen Kommission gemeldeten Ausgaben. Das Kalendeljahr. aus dem die 
Stichproben stammen. wird als Referenzperiode bezeichne!. Der Prüfzeit­
raum beginnt jeweils zur Jahresmitte. z.B. f,el die Referenzperiode (Kalen­
deljahr) 201 2  in den Prüfzeitraum I .  Juli 201 2 bis 30. Juni 2013 .  Der Jahres­
kontrollbericht 201 3  war bis Ende 201 3  zu erstellen und der Europäischen 
Kommission vorzulegen. 

Bund 2 0 1 5 / 1 5  
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B 

Wirkungsbereich der Bundesministerien für 

Arbeit, SoziaLes und Konsumentenschutz 

Bildung und Frauen 

Europäischer Sozialfonds ( ESF) - Prüfbehörde 

Das BMASK reorganisierte im Jahr 201 1 mit hohem Aufwand die 

Priifbehörde des Programms "Beschäftigung Österreich 2007-201 J" 

[Volumen 2007 bis 201 3 :  rd. 1 Mrd. EUR, davon rd. 470 Mio. EUR 

aus dem Europäischen Sozial fonds - ESF). Grund daflir war, dass die 

Europäische Kommission im Herbst 2010 schwere Mängel in der Ver­

waltung und Kontrolle des Programms festgestellt hatte - etwa Prii­

fungsriickstände sowie eine ungenügende Überwachung von dele­

gierten Priifaufgaben - und in der Folge die ESF-Zahlungen fiir ein 

Jahr stoppte. Um einen Programmstillstand und ESF-Mittelverfall zu 

vermeiden, leisteten programmumsetzende Stellen des Bundes und 

der Länder Zwischenfmanzierungen von rd. 70 Mio. EUR aus natio­

nalen Budgets. Die Auszahlungen fiir Zwecke der Priifbehörde belie­

fen sich im Zeitraum 2009 bis 201 4  auf insgesamt rd. 5,8 Mio. EUR, 

davon rd. 3 Mio. EUR flir Entgelte externer Dienstleister. 

Die Organisation der Prüfbehörde beruhte ab 201 J de facto zur 

Gänze auf extern zugekauften operativen Priifungsleistungen, deren 

Qualität - wegen der Letztverantwortung und Haftung des BMASK 

fiir die ESF-Mittel - durch verwaltungseigenes Personal überwacht 

wurde. Der Wettbewerb der Anbieter bewirkte keine Kostenvor­

teile fiir das BMASK, weil die Tagsätze externer Dienstleister um 

bis zu 200 % über jenen vergleichbar qualifIzierter Verwaltungsbe­

diensteter lagen. Dariiber hinaus bestanden für das BMASK neben 

hoher Abhängigkeit von ex1ernem Know-how- und Kapazität auf­

bau auch Kostenrisiken sowie die Gefahr eines Verlusts an Steue­

rungskompetenz. 

Das BMASK verabsäumte es, die Struktur der ESF-Umsetzung in 
Österreich - mit 2 1  zwischengeschalteten Stellen und 1 9  nachge­

ordneten bzw. regionalen Einrichtungen sowie externen Dienst­

leistern - im Hinblick auf Kosten und Fehlerrisiken strategiscll 

neu auszurichten. Für die Programmperiode 201 4-2020 hatte das 

BMASK punktuell zweckmäßige Verbesserungen, z. B. die AI1I�cn­

dung von Pauschalen sowie eine Standardi ierung der Verfahren 

1 59 
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und des Formularwe ens geplant. Die beabsichtigte Einführung von 

Pauschalen scheiterte vorerst an der nicht zeitgerechten Vorberei­

tung und fehlenden BMAKS-internen Abstimmung. Weitere Maß­

nahmen zur Vereinfachung der ESF-Umsetzung gerieten u.a. man­

gels geeigneter Projektorganisation in Verzug. 

Ziel der Gebarungsüberprüfung war die Beurteilung der Aufgaben­

wahrnehmung, Organisation und Kosten der im BMASK eingerich­

teten Prüfbehörde des Programms "Be chäftigung Österreich 2007-

201 3" (ESF-Prüfbehörde) sowie der nationalen Rahmenbedingungen 

im Zeitraum 201 1 bis 201 3 und der getroffenen Weichenstellungen 

für die Periode 20 1 4-2020. Das Programm wurde aus Mitteln des 

Europäischen Sozial fonds (ESF) owie aus nationalen Mitteln fman­

ziert. (TZ I )  

Österreich setzte i n  der Periode 2007-201 3 zwei ESF-Programme um 

und erhielt dafür in Summe ESF-Mittel LB.v. 524,4 Mio. EUR, davon 

entfIelen rd. 90 % (472,3 Mio. EUR) auf das Programm .. Beschäfti­

gung Österreich 2007 -20 1 3" des BMASK. I Dieses umfasste fünf the­

matische Schwerpunkte: Anpassungsfahigkeit von Arbeitnehmern 

und Unternehmen, Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, arbeits­

marktferne Personen, lebensbegleitendes Lernen sowie territoriale 

Beschäftigungspakte. Die Mittel des Programms waren mit Stand 

November 2 0 1 4  zur Gänze gebunden und Vorhaben im Umfang 

von über I Mrd. EUR (ESF und nationale Kofmanzierung) bewilligt. 

Laut BMASK hätten die zuständigen Stellen in begrenztem Umfang 

(Reserve-)Vorhaben bewilligt, um eine dann eintretende Nichtaus­

schöpfung von ESF-Mitteln hintanzuhalten. Diese seien - nach Aus­

schöpfung aller verfügbaren ESF-Mittel - gegebenenfalls au nati­

onalen Mitteln auszuflllanzieren. (TZ 2) 

Zur Programmdurchführung hatte das BMASK ein Verwaltungs­

und Kontrollsystem einzurichten sowie eine Verwa.ltungsbehörde, 

eine Bescheinigungsbehörde und eine Prüfbehörde zu benennen. 

Die Funktion dieser Programmbehörden nahmen drei Abteilungen 

des BMASK wahr. (TZ 3) 

I Oi(' verbleibt'ndt'n rd. 10 � 152. I Mio. EUR) ('",(I('\('n auf das Programm Phasmg-Oul 

Burg<nland 2007-201) - ESr. 
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Europäischer Sozialfonds (ESF) - Prüfbehörde 

Die EU-rechtlichen Anforderungen an die Verwaltungs- und Kon­

trollsysteme sowie an die Programmbehörden der Mitgliedstaaten 

stiegen in der Periode 2007-20 1 3 deutlich, ebenso der Grad an Ver­

bindlichkeit und Formalisierung. Die Aufsichtsfunktion der Europä­

ischen Kommission erfuhr durch umfa sendere Informationsrechte, 

präventive Kontrollen und rasch wirk ame fmanzielle Sanktionen 

eine Stärkung, wobei die Beweislast dem Mitgliedstaat oblag. Vor 

dem Hintergrund der strengeren EU-Regelungen der Periode 2007-

201 3 verabsäumte es das BMASK, die Funktionen und Aufgaben 

sowie Rechte und Pflichten der Programmbehörden im BMASK bzw. 

an der Schnittstelle zur Europäischen Kommission ebenfalls ver­

bindlicher zu regeln. (TZ 3) 

Teilaufgaben der Verwaltungsbehörde waren per Ende 201 4 an elf 

zwischengeschaltete Stellen delegiert. Diese bedienten sich 1 9  wei­

terer nachgeordneter bzw. regionaler Stellen und Fachbereiche. 

Die Bescheinigungsbehörde verfUgte über zehn zwischengeschal­

tete Stellen. Die Prüfbehörde stützte sich auf drei, mit operativen 

Prüf tätigkeiten beauftragte externe Dienstleister. Die Vielzahl an 

involvierten Stellen mit unterschiedlichen Prozessen und Rechtsvor­

schriften erhöhte den Koordinations-, Steuerungs- und Kontroll­

aufwand jeder der drei Programmbehörden. Die heterogene Struk­

tur barg auch ein erhöhtes Risiko fUr Fehler. (TZ 4) 

Der RH hatte in zwei Gebarungsüberprüfungen (Prüfungszeitraum 

November 2006 bis Jänner 2007 sowie Juni 2009 bis Jänner 201 0) 

Mängel im System der ESF-Umsetzung in Ö terreich (Periode 2000-

2006 bzw. 2007-20 1 3) aufgezeigt, u.a. Kontrolldef.zite, Zeitverzug 

bei der Einrichtung EU-konformer Verwaltungs- und Komrollsys­

teme sowie Abstimmungsdef.zite in der dezentralen ESF-Umset­

zungsorganisation. Das BMASK setzte Empfehlungen des RH, etwa 

die Aufgaben der Prüfbehörde und der Bescheinigungsbehörde zu 

ze ntral i ieren, nicht um. Es traf erst Abhilfemaßnahmen, nachdem 

die Europäische Kommission im Herb t 2010 neuerlich unzuläng­

liche Kontrollen und Systemmängel beanstandet hatte. (TZ 5) 

Dabei stellte die Europäische Kommission u.a. Prüfungsrückstände 

sowie die ungenügende Qualitätsaufsicht über die an externe Dienst­

leister delegierten Aufgaben fest und veranlasste eine Unterbre­

chung bzw. Aussetzung der ESF-Zahlungen. Das BMASK erstellte 

daraufhin einen Aktionsplan mit Abhilfemaßnahmen und setzte die­

sen bis Ende 201 1 mit erheblichem Aufwand weitgehend um. Die 

rasche Reorganisation der Prüfbehörde war zweckmäßig,jedoch ver­

absäumte es das BMASK. die institutionellen Strukturen der ESF-
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Umsetzung zu vereinfachen. etwa auch im Bereich der Bescheini­

gungsbehörde. Infolge des einjährigen ESF-Zahlungsstopps erfolgten 

nationale ZwischenfInanzierungen i.H.v. rd. 70 Mio. EUR zu Lasten 

nationaler Budgets. um einen Programmstillstand und VerfaIl von 

ESF-Mitteln zu verhindern. (TZ 6) 

Oie Zentralisierung der zuvor dezentral organisierten Prüfbehörde 

im Oktober 201 1 im Zuge des Äktionsplans war zweckmäßig für 

eine EU-konforme Qualitätsaufsicht über die Prüftätigkeiten exter­

ner DienstJeister. Damit wurde auch eine Empfehlung des RH aus 

dem Jahr 2008 umgesetzt. (TZ 7 )  

Das BMASK übertrug die operativen Prüftätigkeiten der Prüfbehörde 

de facto zur Gänze an externe Dienstleister. obwohl es EU-rechtlich 

die Letztverantwortung für die Qualität der lahreskontroIlberichte 

und der dafür relevanten Prüfungsergebnisse trug. Zur Qualitäts­

sicherung begleitete die Prüfbehörde im Zeitraum 201 1 bis 201 J 

u.a. knapp ein Drittel aller Systemprüfungen sowie ein Viertel aIler 

Vorhabensprüfungen der externen Dienslleister. Wenngleich die 

im Hinblick auf die Letztverantwortung des BMASK unverzichtbar 

war. so verringerte der laufende Einsatz verwaltungseigener Res­

sourcen für die Qualitätsaufsicht den Nettonutzen aus dem Zukauf 

externer Leistungen. Zudem erhöhte die Vielzahl an involvierten 

teIlen den Aufwand für die Qualitätsaufsicht (etwa die Anzahl der 

Sitzungen. Prüfberichte und prüfbegleitungen). (TZ 8) 

Das ab Juli 201 1 geltende Prüfhandbuch mit verbindlichen und ein­

heitlichen Maßstäben für die Prüftätigkeit war zweckmäßig. Check­

listen gewährleisteten in standardisierter bzw. dokumentierter Weise 

eine entsprechende Prüfungsqualität für die JahreskontroIlberichle 

der prüfbehörde. Fragen zur Kontrolle der Recht- und Ordnungs­

mäßigkeit standen dabei jedoch mehr im Fokus als Fragen der Ziel­

erreichung. (TZ 9) 

In der Referenzperiode 2010 bestanden bedeutende Systemmängel. 

weshalb die Prüfbehörde die Sicherheit mehrerer Teilsysteme in die 

Kategorie J (.erheblicher Verbesserungsbedarf") einstufte. Auch in 

den Folgejahren teIlte die Prüfbehörde - trotz des Aktionsplans -

Mängel fest. weshalb ie ihre Bewertung durchwegs nur auf die 

Kategorie 2 (.bestimmte Verbesserungen erforderlich") anhob und 

in ihrer Gesamtbewertung an die Europäische Kommission jeweils 

eine _eingeschränkt positive SteIlungnahme" abgab. AIIerdings wie­

sen auch EU-weit nur 1 J von insgesamt 1 1 7  ESF-Programmen für 

Bund 2015/I:> 
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Europäischer Sozialfonds (ESF) - Prüfbehörde 

das Ja.hr 201 3 eine uneingeschränkt positive Bewertung auf, wäh­

rend zwei Drittel - darunter Österreich - eine eingeschränkt posi­

tive Bewertung erhielten. Die bei Systemprufungen festgestellten 

Mängel stellten in der Regel nicht nur Verstöße gegen EU-Vorschrif­

ten, sondern auch gegen nationale Bestimmungen dar. Wegen der 

Vielzahl an involvierten Stellen hatte die Prulbehörde in Summe 

48 Systempriifungen bzw. Follow-up-Priifungen durchzulUhren; 

die EU-Vorgaben erforderten zudem auch Systempriifungen seitens 

der Verwaltungs- und der Bescheinigungsbehörde. Eine geringere 

Anzahl involvierter Stellen bätte die Anzahl der durchzulUhrenden 

Priifungen verringert, womit den ESF-Programmbehörden Perso­

nalkapazitäten etwa IUr eigene Priifungstätigkeiten zur VerlUgung 

gestanden wären. (TZ 1 0) 

Knapp vier Fünftel der von der Priifbehörde gepriiften 1 . 346 Vorha­

ben der Jahre 2009 bis 201 3 entfIelen auf das Arbeitsmarktservice 
Österreich (AMS), davon ein hoher Anteil (93 %) auf risikoarme 

AMS-IndividuaIf6rderungen. Die wenig risikoorientierte Sti hpro­

benauswahl trug zu den geringen FehJerquoten des ESF-Programms 

" Beschäftigung Österreich 2007-20 1 3" von jeweils unter 2 % IUr 

die Ja.hre 2009 bis 201 2 maßgeblich bei. Ab dem Jahr 201 1 legte die 

Priilbehörde ihren Priifungsschwerpunkt auf Projekte und Werk­

verträge. In ihrem (vorläufIgen) JahreskontroUbericht 201 4 ver­

zeichnete sie erstmals einen Anstieg der FehJerquote auf 2,5 %. Mit 

dem Wegfall der risikoarrnen AMS-Individualf6rderungen verän­

derte sich in der Periode 201 4-2020 das potenzielle Fehlerrisiko 

des Programms. (TZ 1 1 )  

Die Aufnahme systemisther Priifungsfragcn in die Priifung von 

Einzelvorbaben war zweckmäßig, weil damit allfall ige Schwächen 

in den Verfahren und Systemen der Förder teilen - 2.B. die man­

gelnde Dokumentation vOn Verfahrensschritten sowie Nachvollzieh­

barkeit von Nachweisen - frühzeitig entdeckt und behoben wer­

den konnten. Das BMASK zog daraus im Allgemeinen jedoch keine, 

über die einzelnen Vorhaben hinausgehenden Schlussfolgerungen 

IUr Maßnahmen zur System- und Verfahrensverbesserung. (TZ 1 2) 

Die Priilbehörde zeigte wiederholt Schwächen in der Antragsprii­

fung der Förderstellen auf. Mangelhafte Anträge konnten zu inte­

gralen Vertragsbe tandteHen werden, wobei nicht plausibilisierte 

Plankosten und unspezifische Ziele auch die Beurteilung der Ziel­

erreichung sowie der Zuschussfahigkeit der Ausgaben erschwerten. 

Die Fragen der Priilbehörde zum Antragsprüfvermerk stellten kon­

zeptiv nicht auf die Angemessenheit der beantragten Mittel im Ver­

hältnis zu den angestrebten Zielen ab. (TZ 1 3 ) 
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Die ESF-Verträge wiesen teilweise Mängel auf und enthielten nicht 

immer die in der Bund-Länder-Vereinbarung gemäß Art. 1 5a B-VG 

vorgegebenen MindestinhaHe. Insbesondere waren (aliquote) Mit­

telkürzungen unzulänglich geregelt und die Bedingungen für eine 

Rückzahlung von ESF-Mittdn ZU wenig präzise. um eine verur­

sachergerechte Rückforderung zu gewährleisten. Auch fehlten in 

mehreren Fällen die Adressen der Begünstigten, der Standort bzw. 

räumliche Wirkungsbereich von Vorhaben konnte nicht nachvollzo­

gen werden und für die Aufbewahrung der Projektunterlagen gal­

ten unterschiedliche fristen. Die Prüfbehörde hatte zu keinem die er 

vom RH überprüften und als mangelhaft zu bewertenden Verträge 

Feststellungen getroffen. (TZ 1 4) 

Das in einem Fördervertrag vereinbarte Ziel einer ausgewogenen 

Teilnahme von Frauen und Männern wurde laut Projektunterlagen 

zu keinem Zeitpunkt auch nur annähernd erreicht. Eine Anpassung 

der vertraglichen Projektziele erfolgte nicht und auch alWillige Rück­

fragen und Prüfungen der Förderstelle waren nicht dokumentiert. 

etwa ob diese beim Projektträger eine Ziclerreichung einmahnte. 

Ebenso blieben unvollständige Quartal berichte des Projektträgers 

ohne dokumentierte Reaktion. Auch die Prüfbehörde traf in ihrer 

Vorhaben 'prüfung keine Fe tstellungen zu den Verfahrensmängeln 

der Förderstelle. (TZ 1 5) 

Fehler mit finanziellen Auswirkungen stellIen häufIg sowohl Verstöße 

gegen EU-Vorschriften wie auch gegen nationale Bestimmungen dar, 

z.B. fehlerhafte Personalkostenabrechnungen, nichl oder nur zum Teil 

berücksichtigte Projekleinnahmen sowie Kosten außerhalb des För­

derzeitraums. ohne Projektbezug oder ohne angemessene Nachweise. 

Die gebotene Risikoorientierung bzw. Verhältnismäßigkeit wurde bei 

Förderfähigkeitsprüfungen von Kleinstbctragsrechnungen sowie bei 

Kürzungen in Bagatellhöhe nicht immer beachtet. (TZ 1 6) 

Die Prüfbehörde stellte in ihren jährlichen Vorhabensprüfungen 

bei 1 80 von insgesamt 1 . 346 überprüften Vorhaben aus den Jah­

ren 2009 bis 20I J fll1anziellc Fehler fest. die zu Rückforderungen 

vOn in Summe rd. 1 ,47  Mio. EUR (ESF- und nationale Mittel) 

führten. Ein knappes Fünftel der 1 80 fehlerbehafteten Vorhaben 

wies Rückforderungen von über 1 0.000 EUR auf. Bei der Hälfte 

aller beanstandeten Fälle betrug die Rückforderung weniger als 

1 .650 EUR, bei 25 Vorhaben ( 1 4  0J0) sogar weniger als 1 00 EUR. Die 

Verwaltungskosten pro Rückforderung beliefen sich auf zumindest 

rd. 1 00 EUR. Ein überproportional hoher Anteil ( 33 , 3  Oio) der feh­

Icrbehafteten Vorhaben fIel in den Bereich der Länder. obwohl ihr 

Bund 2015/ 1 5  
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Anteil an den Vorhabensprüfungen nur 6 Ofo ausmachte. Einzelne 

zwischengeschaltete SteUen forderten die zu Unrecht ausbezahJten 

ESF-Beträge - u.a. mangels präziser Vertragsbestimmungen - nicht 

von den Begünstigten zurück, sondern erstatteten sie dem ESF aus 

nationalen öffentlichen Mitteln. Dies gewährlei tete keine verursa­

chergerechte finanzielle Berichtigung. (TZ 1 7) 

Organisation und 

Kosten der Prüf­

behörde 

Das BMASK stellte Prüfungskapazitäten, die es für die Dauer der 

meJujäh.rigen ESF-Programme kontinuie.rlich benötigte, nicht dur h 

inte.rne PersonaJ.rekrutiemng, sondern durch exte.rnen Leistungszu­

kauf be.reit, wobei der Personalbezug der Auszahlungen für externe 

Dienstleister im Rechnungswesen des BMASK nicht aufschien. Damit 

bestand keine Transpa.renz über den tatsächlichen Personalressour­

ceneinsatz der prüfbebörde. (TZ 1 8) 

Das BMASK lagerte die operativen KontroUtätigkeiten der Prüfbe­

hörde de facto zur Gänze an externe Dienstleister aus. Dies erforderte 

- wegen der Letztverantwortung und Haftung des BMASK für die 

ESF-Mittel - ein hohes Maß an QuaJitätsaufsicht durch verwaJtungs­

eigenes Personal, womit sich der Nettonutzen aus dem Leistungszukauf 

verringerte. Zudem bestanden für das BMASK neben hoher Abhängig­

keit von extern aufgebautem Know-how bzw. extem vorgehaJtenen 

Kapazitäten auch Kostenrisiken. Das BMASK lief mit der Auslagerung 

venvaJtungseigener Kemaufgaben Gefahr, an VerwaJtungsfachwissen 

und Steuerungskompetenz zu verlieren. (TZ 1 8) 

Tagsätze externer Dienstleister gemäß Werkvertrag 

Dienstleister Leistung (progrommumsotzonde Stelle) V!rtr�gsda.Ufr 

A Vorhabensprüfungen (AMS) 2010-2015 

B Systemprüf.ngen (länder) 2010-2015 

Vorhabens prüfungen (länder, Sozial� 

C ministeriumservice); Systemprüfungen 
2009-2015 (So,ialministeriumservice. BMBF, Verwalt.ngs-

• nd Besehei nigu ngsbehörde) 
verwaltungsIntern. ragsätze - Allgemein. Verwaltung. Vertragsbedienstete b.w. Beamte' 
Akademiker, Höherer Dienst 2 (,.B. Abteilungslei!er) 

Akademiker, Höhe,er Diens! 3 
Jahr 2013 

Tagsätze unterlagen Preisanpassungsklauseln und wurden wiederho�t adaptiert. 
Misctlstundensatz; Auftragsentgelt mit einem vereinbarten Höchstbetrag gedeckelt 
kalkulierter Mischsatz gemäß Anbot 

rogsot. inkl. USt 

in EUR' 

702 

876' 

1.336' 

594 bis 729 

441 bis 593 

durchschnittlicher Personalaufwand pro Jahr (1.680 Leistungsstunden), in klo 35 % betrieblicher Sachaufwand (15 '" Sileh· 
aufwendungen, 20 % Gemeinkosten). ohne kalkulatorische Zuschläge 

QueUen: Werkverträge des BMASK; FinanzieUe-Auswirkungen-Verordnung des 8MF (WFA-FinAV), BGBL 11 Nr. 61/2014; Anlage 1 
zum Beamten-Dienstrechtsgesetl (Richtverwendungen); Darstellung RH 
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Die Tagsätze der externen Dienstleister der Prüfbehörde (Werk­

verträge aus den Jahren 2009 bis 2010) lagen um bis zu 200 <vo 
über den durchschnittlichen Tagsätzen vergleichbar qualifIzierter 

Verwaltungsbediensteter. Der Wellbewerb der Anbieter bewirkte 

daher keine Kostenvorteile für da BMASK. Die in den Jahren 20 1 2  
bzw. 201 4 abgeschlossenen Werkverträge mit Leistungsabgeltung 

auf Basis von Pauschalsätzen verbesserten zwar die Planbarkeit der 

Kostenje Prüfvorhaben und reduzierten den internen Aufwand des 

BMASK für die Rechnungskontrolle. Pauschalsätze bargen tenden­

ziell jedoch das Risiko einer Qualitätsminderung. Das BMASK sah 

keine periodische Beurteilung der Angemessenheit der Pauschalent­

geIte vor, um als Auftraggeber dem Risiko eines wachsenden Infor­

mationsdefIzits zu begegnen. (TZ 1 9) 

Die Auszahlungen für Zwecke der Prüfbehörde im Programm 

"Beschäftigung Österreich 2007-20 1 3" beliefen sich im Zeit­

raum 2009 bis 201 4 auf rd. 5,8 Mio. EUR, davon entfIelen knapp 

52 <vo auf den Zukauf von externen Dienstleistungen. Von 2010 
auf 201 1  verdoppelten sich die jährlichen Gesamtausgaben vor­

übergehend infolge des BMASK-Aktionsplans zur Behebung der 

im Herbst 2010 festgestellten Systemmängel, jene für extern zuge­

kaufte Leistungen verdreifachten sich kurzfri tig sogar. Das BMASK 

halte in seiner Programmfmanzplanung keine ESF-Mittel (Tech­

nische Hilfe) für Zwecke der Prüfbehörde reserviert. Bis Ende 201 4  
erfolgte deren Finanzierung zur Gänze aus nationalen Budgetmit­

teln, u.a. weil die Inanspruchnahme von ESF-Mitteln laut BMASK 

zu verwaltungsaufwendig gewesen wäre. (TZ 20) 

Infolge der zu Beginn der Programmperiode aufgetretenen Verzöge­

rungen in der Programmumsetzung und der Systemmängel musste 

das BMASK der Vermeidung einer allfallig drohenden EU-Finanz­

korrektur und der Behebung der Prüfungsrückstände in den ersten 

Monaten des Jahres 201 1 höchste Priorität einräumen. Aufgrund 

der früheren Versäumnisse sowie mangels eigener Prüfkapazitäten 

musste das BMASK kurzfristig auch hohe Preisaufschläge externer 

Dienstleister akzeptieren. Zur Behebung der von der Europäischen 

Kommission im Jahr 2010 festgestellten Systemmängel fIelen insge­

samt beträchtliche, bis Ende 201 4  vorwiegend au nationalen Bud­

getmilleln getragene, direkte und indirekte Ko ten an. Das BMASK 

hielt die Gründe für die Beauftragung externer Dienstleister nicht 

immer schriftlich und nachvollziehbar fest. (TZ 2 1 ,  22) 

Bund 2015/15  
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Weichenstellungen 

für die Periode 

2014-2020 

Bund 2015/15  

Europäischer Sozialfonds (ESF) - Prüfbehörde 

Die Prüfbehörde im BMASK beauftragte einen externen Dienstleis­

ter mit der Begutachtung de Entwurf der geplanten ESF- onder­

richtlinie, die auch Bestimmungen zur künftigen Gestaltung von 

Prüfungen im Bereich des ESF enthielt und damit potenziell auch 

I nteressen des Auftragnehmers berührte. Für die Vielzahl der an der 

ESF-Umsetzung beteiligten Verwaltungsstellen und externen Dienst­

leister bestand kein schriftlicher Verhaltenskodex, um institutio­

nellen oder personellen Interessenkonflikten vorzubeugen. (TZ 23)  

Die Kommis ionsdienststellen erachteten die Verwaltungsstruktur 

der ESF-Programme als komplex, aufwendig und latent fehleranfal­

Iig und regten im Oktober 201 2  Anpassungen für die Periode 201 4-
2020 an. Das BMASK griff diese Hinweise - etwa Pauschalen anzu­

wenden und Verfahren zu standardisieren - zwar punktuell auf, 

ohne sie jedoch in eine Gesamt trategie zur Vereinfachung der nati­

onalen ESF-Umsetzung bzw. Steigerung der Effizienz und Geba­

rungssicherheit der ESF-Umsetzung einzubetten. Insbesondere setzte 

das BMASK keine Maßnahmen, die komplexen Verwaltungsstruk­

turen (Anzahl der programmbeteiligten Stellen) zu vereinfachen. Es 

bestand die Gefahr, dass be tehende Verbe serungspotenziale unge­

nutzt blieben und die Anforderungen der Periode 201 4-2020 nur 

mit hohem Aufwand - u.a. auch zu Lasten nationaler Budgetmit­

tel - bewältigt werden konnten. (TZ 24) 

Die geplanten Maßnahmen des BMASK zum Bürokratieabbau rur 

die Begünstigten - Pauschalen, vereinfachte Nachweiserbringung 

und elektronische Verfahren - waren grundsätzlich zweckmäßig 

und geeignet, auch die Verwaltung elbst zu entlasten. Die vom 

BMASK geplante ESF-Sonderrichtlinie für die Periode 201 4-2020 
war - vor dem Hintergrund der heterogenen institutionellen Struk­

tur der ESF-Umsetzung - zweckmäßig zur Selbstbindung aller betei­

ligten Stellen und zur Gewährleistung einheitlicher Standards der 

Programmumsetzung. (TZ 25) 

Die öffentlichen (ESF- und nationalen) Mittel der österreichischen 

ESF-Programme ijeweils inkl. Burgenland} reduzierten sich von 

rd. 1 .080,50 Mio. EUR (2007-201 3) um rd. 205 Mio. EUR (rd. 1 9  %) 

auf rd. 875,74 Mio. EUR (201 4-2020). Auch die thematischen und 

finanziellen Schwerpunkte des ESF in Österreich veränderten sich 

deutlich, u.a. infolge geänderter EU-Vorgaben. Der finanzielle Anteil 

arbeitsmarktbezogener Maßnahmen reduzierte sich von 57 % auf 

rd. 1 2  %. Der Anteil der Maßnahmen für berufliche Bildung und 

leben begleitendes Lernen stieg von 1 2  % auf 49 %, jener für sozi­

ale Eingliederung und Armutsbekämpfung von 27 % auf 32 %. 
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Das AMS, das mehr als die Hälfte der Mittel der Periode 2007-20 1 3 

umsetzte, nimmt in der Periode 201 4-2020 nicht mehr als zwi chen­

geschaltete Stelle an der ESF-Umsetzung teil. Oie auf die Länder ent­

fallenden ESF-Mittel verdoppelten sich, ebenso jene des BMBF und 

des BMASK. Oie Prütbehörde stellte in der Periode 2007-20 1 3 v.a. 

im Um etzungsbereich der Länder einen vergleichsweise hohen Anteil 

an fehlerbehafteten Vorhaben mit fmanziellen Rückforderungen fest, 

der einen Handlung bedarf auf Länderebene anzeigte. (TZ 26) 

Oie von österreichischen Vergaberechtsbestimmungen freiwillig 

abweichenden, restriktiveren Regelungen der nationalen ESF-Um et­

zung führten zu einem vermeidbar höheren Verwaltungs- und Prüf­

aufwand sowie Fehlerrisiko. Oie geplante Einführung von Pauscha­

len verzögerte sich wegen Defiziten in der Steuerung, Abstimmung 

und Projektorganisation des BMASK, weshalb die Periode 2014-

2020 nicht wie vorgesehen mit einem vereinfachten Modus der 

Kostenabrechnung beginnen konnte. (TZ 27) 

Oie geringe Intensität und Verbindlichkeit der sektionsübergrei­

fenden Steuerung der technisch-administrativen Vorbereitung der 

Periode 201 4-2020 im BMASK gewährleistete keine zeitgerechten 

Entscheidungen über die konkrete Umsetzung geplanter Vereinfa­

chungsmaßnahmen. Oie vom BMASK seit 20 1 2  als zentrale Maß­

nahme zur künftigen Vereinfachung der ESF-Umsetzung geplante 

Einführung von Pauschalen scheiterte vorerst, weil es das BMASK 

verabsäumte, ein ressortintern konsensfahiges Pauschalierungsmo­

deli zeitgerecht zu erarbeiten und - vor Befassung der Europäischen 

Kommission - intern abzustimmen. Wegen der mangelnden Koor­

dination im BMASK musste die bisherige Ist-Kosten-Abrechnung 

vorläufig verlängert werden, um den Programmstart 201 4-2020 

nichl zu gefahrden. (TZ 28, 29) 

Das BMASK verabsäumte es, rechtzeitig eine angemessene Projekt­

organisation zur Vorbereitung der ESF-Umsetzung 201 4-2020 ein­

zurichten, weshalb geplante Maßnahmen und administrative Vor­

kehrungen - etwa die Erarbeitung der ESF-Sonderrichtlinie mit 

Bestimmungen für Pauschalen oder die Vereinfachung der Verfah­

ren und des Formulanvesens - in Verzug gerieten. (TZ 30) 

Der Benennung der Venvaltungs- und der Bescheinigungsbehörde 

für da Programm .Beschäftigung Österreich 201 4-2020· gingen 

aufwendige Vorarbeiten voraus. Oie offIZielle Benennung der Behör­

den bildete die Voraussetzung für den ersten Zahlungsantrag an die 

Kommi sion. (TZ 3 1 )  

Bund 201 5/1 5 

III-213 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)74 von 100

www.parlament.gv.at



R 
-

H 
Europäischer Sozialfonds (ESF) - Prüfbehörde 

Kenndaten zur Prüfbehörde des ESF-Programms "Beschäftigung Österreich 2007-2013" 

EU-Recht 
P.riod. 2007-2013 

P�riode- 2014-2020 

Verordnung (EG) Nf. 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 mit allgemeinen Bestimmungen 
aber den Europäischen Fonds ruf regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und dl!!n 
Kohäsionsfonds. ABt. L 201 vom 31. Juli 2006 (AUg. SF-VO 2006) 

Verordnung (EG) Nf. 1081/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 über 
den Europäischen SQzialfonds. ABL. L. 210 vom 31. Juti 2006 (E$F-VO 2006) 

Verordnung (EG) Nr. 1828/2006 der kommission vom 8. Dezember 2006 zur Festlegung von 
Oun;hfOhn,mg$yors,(:hriften zur Verordnung (EG) Hf. 1083/2006 und zur Verordnung (EG) 
Hr. 1080/2006. A8l. L 4S vom 15. F�bruar 2007 

Verordnung (EU) Hr. 1303/2013 mit gemeinsiilme-n Bestimmungen über die ESI-Fonds des 
EUl'opäisch�n Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013, ABL l 347 vom 20. Dezember 2013 
(Allg. SF-VO 2013) 

Verordnung (EU) Hr. 1304/2013 des Europäischen Parlilments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
übe-r den Europäischen Sozialfonds. A8l. l 347 vom 20. Dezember 2013 (ESF-VO (013) 

Vereinbarung zwischen dem Bund und den ländern gemäß Art. lSa B-VG Ober das Verwattungs- und 
KontrotlsySlem in ÖSletreich tot die EU-Sttukturfonds in der Periode 2001-2013. 8GBl. I Nr. 60/2008 

Verordnung des Bundesministers für Finanzen über Allgemeine Rahmenrichtlinien tür die Gewährung 
von F6rderungen aus Bundesmitteln - ARR 2004. BGBl. 1I Nr. 51/2004 i.d.g.F. bzw. ARR 2014. 
BGBI. 11 Hr. 208/2014 

Schwerpunkte des Programms 
.. Besc.hiftigung Österreich 
2007-201l" 

öffentlich .. Jl4lrtel (HF 
und niltlonil) liut Pun 

(Sund April 2012) 

Umset.tung (Stind November 2014) 

bewilligte Mittel 

1. Anpassungsfähigkeit von 
ArbeitnehmerInnen und Unternehmen 

2. Bekämpfung d�, Arb�iulosigkeit 

3. arbeitsmilrktferne Personen 

4. tebensbegleitendes lernen 

5. territoriale Be.s.chiftigungspakte 

6. Technische Hilfe 

, ·1 - (- � �  

Pl'rsonilstand der 
Prüfbehörde 

davon 
Prü/bflh6rd. 8'fASK 

Prüfstelle BHUKK' 

Priif>ttll. AIW 

Bund 2015/ 1 5  

2009 

1,2 

2.J 

1.9 

1.0 

in Mio. EUR in ,. 

205.6 20.3 

362.0 l5.8 

276.3 27.l 

1/2.0 IZ.I 

13.6 1.3 

ll.\ l.1 

L01I,O 100.0 

ZOIO 2011 

'.2 ... 

J.3 5.9 

1.9 1.9 

1.0 1.0 

in "'io. EUR in '" 

204.5 99.5 

l62.4 100,1 

287.' 104.0 

13Z.4 108.5 

tl.1 99.1 

28,4 90.2 

1.oa.. 101.7 

Z012 ZOU 

VIÄ 

'.0 7.' 

1.0 5.9 

1.9 1.9 

0.0 0.0 

in Mio. EUR 

191,6 

350.8 

241.8 

96.1 

13,2 

20.8 

110.' 

2014 

5.7 

5.l 

0.0 

0.0 

in " 

96.\ 

96.9 

87.5 

78.8 

97.1 

66.1 

'1,0 

Durch.schn1tt 
2009-2014 

5.0 

J.6 

0.5 
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Fortsetzung: Kenndaten zur Prüfbehörde des ESF-Programms "Beschäftigung 
Österreich 2007-2013" 

Suhlusg,ben 

.xterne Dienstlelstung,n 

davon 
Pnifb<hl!rdt BHASK 

Pni/st.lI. AllS 

durchgeführte 'rüfung,n 

SystemprOfunge:n 

jlhrllche 
Vorh,be:nsprufungenJ 

Ausg,b,nmeldun" n' ,n 
EUfOpllsche Kommlss'on 

fOr Vorh.ben (Projekte) 

Rundungsdifferenzen m6qhch 

2009 

29.40 

26.15 

3.25 

6 

o 

200.35 

2010 2011 

451.34 1.391.81 

398.34 1.041.27 

53.00 350.60 

33 

9614 224 

140.24 53.28 

2012 

in 1.000 (UR 

118.58 

718.58 

0.00 

3 

16 

in Mio. EUR 

2n.41 

201l 

126.31 

126.31 

0.00 

49 

185.85 

2014 
Summe 

2009-2014 

314.28 JAll,77 

3J4.28 ........ 

0.00 

0 .. 

36 U4I 

149.95 . ..... 

Person,lkipUlt't der Prufbehorde im BMASK und der PruhteU. AHS inkludlert .. ueh P,ogTilmm .Phning-Out Burgenlilnd"' 

PrufsttU. "MS lufgetost Im J,hr 2011. PruhteU. 8MUKK lufgel6st Im JoIhT 2011 

Zuordnung gem�ß J,hresl!:ontrollbenchten der Prufbehorde in dIe [UIOpilsche KommiSSion (ptr ) I .  Duember tlnes J-Ihres) 

gtm"ß der e,ganzlen hnung des JilhresltontroUbenchh 2010 vom 15. April 2011 

oHentlich� und pnv.lte ProJekt.lusg.ben Uewells Grundges.Jmtheit bzw. 8uIs fur die Im FolgeJ.Jhr .JuSly"".hltndtn und durchlufuhrtnden 

Vorh.btnsprufungen) 

QueUen: 8MASk, Verw.ltungsbehorde. OP Btsch.ftlgung 2001-2013. St.nd Aprll 2012; Umsetzungsst.nd November 2014, AMS; O.JnteUung 

und BerKhnungen: RH; gemeldete Ausg.btn 2009 bis 2013 I.ut J.hrtskontrollberichten 2010-2014, 20t4 I.ut Z.hlungs.lntrlg 

N, 17 vom JO. September 2014 

Prüfungsablauf und 

-gegenstand 

1 7 0  

1 ( I )  Der RH überprüfte von August bis Dezember 201 4  die im BMASK 

eingerichtete Prüfbehörde rur das Programm _Beschäftigung Öster­

reich 2007-201 3". Das Programm wurde aus Milleln des Europäischen 

Sozialfonds (ESF) sowie aus nationalen Millcln fmanzien. 

Ziel der Überprüfung war die Beuneilung der Aufgabenwahmehmung. 

Organisation und Kosten der ESF-Prüfbehörde owie der nationalen 

Rahmenbedingungen im Zeitraum 201 1 bis 201 3 und der gelroffenen 

Weichenstellungen rur die Periode 201 4-2020. 

(2) Die Überprüfung betraf in erster Linie das BMASK. Sie umfas le fer­

ner das BMBFl und das ArbeilsmarktselVice Österreich (AMS), soweit 

diese im Zeitraum 201 1 bis 201 J als Prüfstellen mit Aufgaben der Prüf­

behörde betraut waren. 

BundtsmlnlliU'rium für Bildung und Frau�n: bis ��bruar 2014: Bundrsmmlslrnum für 
UnlC'mcht. Kunst und Kultur (BMUKK) 

Bund 2015/15  
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Der RH überprufte die Tätigkeit der Prufbehörde u.a. anhand von deren 

Prufberichten und -unterlagen zu 1 4  ESF-Vorhaben mit Gesamtaus­

gaben von 5,86 Mio. EUR (das sind rd. 1 9  % der von der Prufbehörde 

im Zeitraum 2010 bis 201 3  gepruften Ausgaben). Au wahlkriterien 

des RH waren: von der Prufbehörde geprufte Projekte, Projekte aU5 

verschiedenen Jahren (Referenzperioden) und Förderbereichen, ver­

schiedene Vertragsformen (z.B. Förderung, Beauftragung), Betragshö­

hen, Projektspezifika (z.B. Projekte mit Einnahmen, Vergabeverfahren), 

horizontale Ziele (z.B. Gleichstellung) und von verschiedenen exter­

nen Diensllcistern der Prufbehörde überprufte Projekte. Die meisten 

der 1 4  ausgewählten ESF-Vorhaben erfüllten mehrere der genannten 

Kriterien. Die Beurteilung der recht- und ordnungsgemäßen Umset­

zung einzelner ESF-Vorhaben selbst war nicht Prufungsgegenstand. 

(J) Zu dem Ende April 201 5  übermittelten Prufungsergebnis nahm das 

BMASK Ende Juli 201 5 Stellung. Das BMBF und das AMS verzichte­

ten auf eine Stellungnahme. Der RH erstattete seine Gegenäußerung 

an das BMASK im Oktober 201 5. 

(4) Das BMASK teilte in seiner Stellungnahme zusammenfassend mit, 

dass zu zahlreichen Empfehlungen und Feststellungen des RH Maßnah­

men in den geltenden Verordnungen geregelt oder bereits in Umset­

zung seien. Ferner bescheinige die Europäische Kommission mit Schrei­

ben vom 1 6. Juni 201 5, dass sie ich bezüglich der Prufsicherheit der 

ESF-Programme der Periode 2007 bis 20t )  auf die Stellungnahme der 

Prufbehörde im BMASK verlassen könne.) 

(5) Der RH erwiderte dem BMASK, dass seine Feststellungen und Emp­

rehlungen insbesondere aur Mängel in den institutionellen, organisato­

rischen und rlnanziellen Rahmenbedingungen der ESF-Prufbehörde im 

ö terreichischen Verwahungssystem abstellten, etwa die komplexe und 

potenziell rehleranfallige institutionelle Struktur, die kostenaufwen­

dige Organisation und die fehlende interne Koordination bei der tech­

nisch-administrativen Vorbereitung der Programmperiode 201 4-2020. 

ESF-Programmperiode 2007-2013 in Österreich 

ESF-Ziele, Programm­

schwerpunkte und 

finanzielle Mittel 

Bund 2 0 1 5/ 1 5  

2 ( I )  Der ESF - eines der Instrumente der EU zur Stärkung des wirt­

schaftl ichen und sozialen Zusammenhalts in Europa - förderte in der 

Periode 2007-201 3  U.a. Maßnahmen zur Bewältigung des wirt chaft­

lichen Wandels, rur einen verbe serten Zugang benachteiligter Per-

) Bt"$('h�inigung gemäß An. 7) Abs. 3 dr:r Allg. SF-VO: Anmerkung R U :  Demnach wird 

die Europäische Kommission nur bei Nachweisen auf Mängel des Systems eigene Vor­

On-Prüfungen vornehmen. 

1 7 1  
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sonen zum Arbeit markt und zur sozialen Eingliederung sowie Bünd­
nisse flir arbeitsmarkt- und beschäft igungsrelevante Innovationen. 

(2) Österreich setzte in der Periode 2007-201 )  zwei ESF-Programme um 
und erhielt daflir in Summe ESF-Mittel i.H.v. 524.4 Mio. EUR. davon 
entfIelen rd. 90 'Ib (472.) Mio. EUR) auf das Programm "Beschäfti­
gung Österreich 2007-20 1 )" des BMASK.4 Das von der Europäischen 
Kommission genehmigte Programm verfUgte in der Periode 2007-201 ) 
- einschließlich der nationalen Kofmanzierung - über örrentliche Mit­
tel i.H.v. rd. 1 .01 1  Mrd. EUR. 

() )  Das Programm fmanziene Vorhaben (Projekt- und Individualför­
derungen. Werkvenr'Jge) aus flinf thematischen Schwerpunkten: 

Anpassungsfahigkeit von Arbeitnehmern und Unternehmen. 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, 
arbeitsmarktferne Personen. 
lebensbegleitendes Lernen, 
territoriale Beschäftigungspakte. 

Für Maßnahmen zur Vorbereitung, Verwaltung. Begleitung, Bewer­
tung. Information und Kontrolle des Programms standen die Mittel 
der Technischen Hilfe (6. Schwerpunkt) zur Verfligung. 

(4) Die bewilligten nationalen und ESF-Millel des Programms belie­
fen sich mit Stand November 201 4  auf rd. 1 .028.6 Mio. EUR und lagen 
damit um rd. 1 7.6 Mio. EUR (+ 1 .7 IIb) leicht über dem Programm­
fmanzplan ( 1 .01 1  Mio. EUR). Laut BMASK sei die fmanzielle Umset­
zung unter Ausschöpfung aller ESF-Mittel nicht punktgenau planbar; 
vielmehr sei damit zu rechnen. dass einzelne ESF-Vorhaben nicht mehr 
rechtzeitig umgesetzt oder getätigte Projektausgaben letztlich nicht zur 
Gänze als ESF-förderfahig anerkannt werden. Um eine dann eintre­
tende Nichtau chöpfung von ESF-Milleln hintanzuhalten, hällen die 
zuständigen Stellen in begrenztem Umfang (Reserve-)Vorhaben bewil­
ligt. Diese seien - nach Ausschöpfung aller verfligbaren ESF-Mittel -
gegebenenfalls aus nationalen Milleln auszuflnanzieren. 

-4 Oll' vtrblC'lbt-nden rd. 10 '*' IS2.1 Mlo. EUR) rnlrU:lt'n aur das Progr.lmm Phasang-Out 

Burg<nland 2007 -201 3 - ESF. 

8und 201 5/ 1 5  
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Programmzuständige 
Stellen in Österreich 

3.1 ( 1 )  Die Allg. SF-VO 20065 schuf in der Periode 2007-20 1 3  einen ver­
bindl ichen Rahmen für das Finanzmanagement und die Kontrolle6 der 
EU-Strukturfonds, deflniene hohe Anforderungen an die Programm­
behörden und fonnalisiene deren Beziehungen.1 Die AuFsichtsfunk­
tion der Europäischen Kommission erfuhr durch umfassendere Infor­
mationsrechte, präventive Kontrollen und rasch wirksame finanzielle 
Sanktionen eine Stärkung, wobei die Beweislast dem Mitgl iedstaat 
oblag": 

Tabelle 1 :  Neue Anforderungen a n  die Verwaltung und Kontrolle von 

Strukturfonds-Programmen in der Periode 2007-2013 

funktionelle 
Zentralisierung 

umfassende 
Informationspflichten 
der Mitgliedstaaten 

präventive Kontrollen 

raschere Sanktionen 

Oie Programmverwaltung und -kontrolle obliegt primär den Mitgliedstaaten, 
die Aufsicht dagegen der Europäischen Kommission (Art. 12 und Art. 70). 

- jährliche Durchführungsberichte (Art. 67), 
- jährliche Kontrollberichte (Art. 62), 
- umfassende Beschreibung des Systems zur Verwaltung und Kontrolle des 

EU-Programms binnen zwölf Monaten nach Programmgenehmigung (Art. 71) 

Oie erste Zahlung von EU-Mitteln an ein Programm erfolgt erst nach 
präventiver Prüfung der EU-Konformität des Verwaltungs- und Kontrollsystems 
durch die Prüfbehörde (oder eine unabhängige Stelle) (Art. 71). 

Enthält ein Bericht eines nationalen oder EU-Prüforgans Hinweise auf 
erhebliche System mängel, so kann der zuständige Generaldirektor eine 
sofortige Unterbrechung der Zahlungsfrist für bis zu sechs Monate veranlassen. 
Oie Unterbrechung endet, wenn der Mitgliedstaat die erforderlichen 
Maßnahmen getroffen hat (Art. 91). 

QueUen: AU9 . SF-VO 2006; OarsteUung RH 

Bund 2015/ 1 5  

') V('rordnung (EGJ Nr. 1083/2006 des Rates mit al lgemeinen Bcslimmungen über den 
EFRE. den ESF und den Kohäsionsfonds (kurz: Allg. SF-VO 2006) 

6 Im drcistuflgcn Kontrollsystem der geteilten Mitlclvcrwaltung sind die primäre und 
sekundäre Kontrollstufe (fIrst level bzw. scrond level comTol) auf Ebene der Mitglied­
staaten angesiedelt. Leitlinien der Europäischen Kommission regeln Kontrollmetho­
den und -berichte. Die primäre Kontrollstufe (Verwaltungsbehörde. Bescheinigungs­
behörde) unterliegt der Überwachung durch die sekundäre Kontrollstufe (Prüfbchördc). 
Die Europäische Kommission (tertiäre Kontrollstufe) überwacht die nationalen Systeme 
insgesamt. 

1 vgl. auch RH Reihe Positionen 2010/1 MAktuelle EntWicklungen der EU-Finanzkon­
trolle: Reform der EU-Haushaltsordnung- sowie RH Reihe Positionen 2012/1 .Wirt­
schafts- und flskalpolilische Steuerung in der EU - Beitrag der externen öfTentlichen 
Finanzkontrolle" 

8 vgl. Antonio-Martin Porrns-G6mc:z. Metagovernancc: and Control of Multi-level Gover­
nanee Frameworks: Th(' Case ofthe EU Structural Funds Financial Ex�ulion. in: Regi­
onal and Federal Studies (2014) Val.  24. No. 2. S. 173- 188 

173 

III-213 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 79 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H 

ESF-Programmperiode 2007-20 1 3  
i n  Österreich 

174 

(2) Zur Programmdurchführung halle das BMASK ein Verwaltungs­
und Konlrol lsystem gemäß Allg. SF-VO 2006 einzurichten und nach­
stehende Behörden9 zu benennen: 

eine Verwaltungsbehörde, die das Programm verwaltet und durch­
führt, 

eine Bescheinigungsbehörde, die die Ausgabenerklärungen und die 
Zahlungsamräge an die Europäische Kommission bescheinigt, sowie 

eine Prüfuehörde, die das effektive Funktionieren des Verwaltungs­
und Kontrollsystems des Programms prüft. 

Die Funktion dieser Programmbehörden nahmen drei Abteilungen des 
BMASK wahr, deren EU-rechtlich deftnierte Aufgaben nachfolgender 
Tabelle zu entnehmen sind: 

9 Es handelt sich dabei nicht um Behörden im Sinne des östcm:ichischcn Verwaltungs­
rechts. 

Bund 2 0 1 5/ 1 5  
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Tabelle 2: Aufgaben der EU-Programmbehörden 

VEIlrALTUH&SIEH6IDE 
...... Art. 10 der V ....... u .. 
(E&) Hr. 1011/2006 

IESCHDNI"'H&SIEH6IDE 
...... Art. 61 der VeronInuIII 
(E&) Hr. 1011/2006 

l'IIOnIII6IDI 
..... Art. I2 ... V-.... 
(I&) !Ir. 1C11J/2OO6 

IMASK. Abteilung VI/A/9 und elf zw1schengeschaltete SteUen 

Die Verwaltungsbehörde 
- ist u.a. dafür verantwortlich. dass das Programm nach dem Grundsat. der 

wirtschaftlichen Haushaltsführung verwaltet und durchgefUhrt wird. 
- stellt sicher. dass die Vorhaben nach den Programmkriterien ausgewählt 

werden und ihre Durchführung den Recht5vorschriften der EU und 
Österreichs entspricht, 

- vergewissert sich, dass die kofinanzierten WirtschaftsgOter und Oienst� 
leis.tungen geliefert bzw. erbracht und die vom Begünstigten geltend 
gemachten Ausgaben tatsächlich und gemäß den Vorschriften der EU und 
O'terreichs getätigt wurden. 

- stellt sicher, dass die Begünstigten und sonstige beteiligte Stellen -
unbeschadet der österreichischen Vorschriften - über die Vorhaben 
entweder gesondert Buch führen oder einen geeigneten Buchführungscode 
verwenden, 

- stellt die Aufbewahrung aller prüfungsrelevanten Belege und Unterlagen 
sicher, 

- stellt sicher. dass die Bescheinigungsbehörde alle Informationen erhält. 

BMASK. Abteilung VI/A/6 und zehn zwischengeschaltete SteUen 

Oie Bescheinigungsbehörde 
- übermittelt bescheinigte Ausgabenerklärungen und lahlungsanträge an 

die Europäische Kommission. 
bescheinigt. dass die Ausgabenerklärungen wahrheitsgetreu sind. auf 
zuverlässigen Verfahren und überprüfbaren Belegen beruhen, für nach 
den Kriterien des Programms ausgewählte und rechtskonforme Vorhaben 
getätigt wurden. 

- stellt sicher, dass hinreichende Angaben der Verwaltungsbehörde vorliegen 
und berücksichtigt die Ergebnisse von Prüfungen der Prüfbehörde, 

- führt in elektronischer Form Buch über die bei der Europäischen 
Kommission geltend gemachten Ausgaben sowie über wieder einzu7 
ziehende bzw. einbehaltene Beträge. 

IMASK. AbteUung I/B/I0 

Die Prüfbehörde 
- ist funktional vollkommen unabhängig und nicht an der Verwaltung I/on 

Programmen oder Einzelvorhaben beteiligt. 
- gewährleistet. dass das effektive Funktionieren des Verwaltungs- und 

Kontrollsystems für das jeweilige Programm geprüft wird. 
- stellt sicher. dass Einzelvorhaben anhand geeigneter Stichproben geprüft 

werden, 
- legt der Europäischen Kommission eine Prüfstrategie yor, aus der die 

prüfungszuständige Stelle sowie Methode und Zeitplan hervorgehen. 
- übermittelt der Europäischen Kommission jährlich einen Kontrollbericht 

sowie eine Programmabschlusserklärung, 
- gewährleistet die Berücksichtigung internationa\ anerkannter Prüf· 

standards. 

Quellen: Allg. SF-VO 2006. Beschreibung des Verwaltungs- und iControllsystems des Programms .. Beschäftigung Ös.terreich 
2007-2013" i.d.F. Juni 2014 gemäß Art. 71 Alig. SF-VO; Darstellung RH 

Sund 2015/ 1 5  1 75 
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Die Prüfbchörde lo fUhrte bei Programmbeginn zudem eine präventive 
Prüfung der EU-Konformität des Verwaltungs- und Kontrollsystems 
als Voraussetzung fUr den ersten Zahlungsantrag an die Europäische 
Kommission durch. 

(J) Die Programmbehörden hallen somit in erster Linie EU-rechtlich 
definierte Aufgaben sowie BerichlspOichten an die Europäische Kom­
mission wahrzunehmen. Gemäß Art. 59 Allg. SF-VO 2006 üblen sie 
diese im Einklang mit dem institutionellen, rechtlichen und finanzi­
ellen System des MilgliedslaalS aus. Dieser regelte seine Beziehungen 
zu den Programmbehörden. deren Beziehungen untereinander sowie 
zur Europäischen Kommission näher. 

In Österreich trafen der Bund und die Länder fUr alle EFRE- und 
ESF-Programme der Periode 2007-201 J eine Vereinbarung gemäß 
Art. 1 5a B-VGI I, die das Zusammenwirken der Programmbehörden 
und die Organisationsverantwortung, Haftung und Kostentragung der 
zuständigen nationalen Stellen grundsätzlich regelte. Die Aufbau­
und Ablauforganisation der Programmbehörden war Für jedes Pro­
gramm in der Beschreibung des Verwaltungs- und Kontrollsystems 
gemäß Art. 7 1  Allg. SF-VO 2006 umfanglich darzustellen. Das Doku­
ment umfa ste flir das Programm .. Beschäftigung Österreich 2007-

20 I )" )40 Seiten sowie etwa 1 20 Beilagen. 

Trotz der höheren EU-Anforderungen der Periode 2007-20 1 3  und 
rascheren Sanktionsmechanismen der Europäischen Kommission waren 
die Funktionen und Aufgaben der Programmbehörden und ihr Zusam­
menwirken innerhalb der Organisation des BMASK nicht näher gere­
gelt, etwa der sachliche Geltungsbereich der Funkt ionellen Unabhän­
gigkeit der Prüfbehörde oder die Wahrung nationaler Budgetinteressen 
bei der Umsetzung der ESF-Programme. Ebenso fehlte eine Festlegung 
der Rechte und POichten der Programmbehörden an der Schnittstelle 
zwischen dem BMASK und der Europäischen Kommission, etwa eine 
Geschäftsordnung, die u.a. Dienstweg und Approbationsbefugnisse 
sowie die Vertretung nach außen regelte (siehe dazu TZ 28 f.). 

3.2 Der RH betonte, dass die EU-rechtlichen Anforderungen an die Ver­
waltungs- und Konlrollsysteme sowie an die Programmbehörden der 
Mitgliedstaaten in der Periode 2007-20 1 3  deutlich stiegen, eben 0 der 
Grad an Verbindlichkeit und Formalisierung. Die Aufsichlsfunklion der 
Europäischen Kommission erfuhr durch umfassendere Informations­
rechte, präventive Kontrollen und rasch wirksame flllanzielle Sank-

10 bis Anrang 2009 in der Zuständigkeit des vormaligen ßMWA. slI:ht:' Tl S. Tabelle ) 

11 6GBL I Nr. GOI200B. iche- Kenndalt'n 

Bund 2015/15 
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Bund 2015/ 1 5  

tionen eine Stärkung, wobei die Beweisla t dem Mitgliedstaat oblag. 
Der RH kritisierte. dass es das BMASK - vor dem Hintergrund der 
strengeren EU-Regelungen der Periode 2007-20 1 )  - verabsäumte. die 
Funktionen und Aufgaben sowie Rechte und Pnichten der Programm­
behörden im BMASK bzw. an der SchnittStelle zur Europäischen Kom­
mission ebenfalls verbindlicher zu regeln. Er empfahl dem BMASK, die 
Funktionen und Aufgaben der EU-Programmbehörden im Verantwor­
tungsbereich des BMASK zu präzisieren und ihre Rechte und POich­
ten an der Schnillstelle zwischen dem BMASK und der Europäischen 
Kommission - etwa in einer Geschäftsordnung - näher zu regeln. Er 
verwies dazu auch aufseine Ausführungen zur techni ch-administra­
tiven Vorbereitung der Periode 201 4-2020 in TZ 28 f. 

3.3 Laur Srellungnallnle des BMASK seien die Recille und Pjlichlrll der im 

BMASK angesiedeIren Behörden in den EU-Vorscllrijlenl2 eindeutig 

definierr. Die vom Bundesminisrer ulllerferrigre Verpjlicllrungserklärong 

pezijiziere die A ufgaben, Recille ulld Pjlichren der einzeillen Behör­

den. Die Prozesse und Verfaltren seieIl auch hinsicllllich der Zusam­

menarbeir mir der Europäischen Kommission im Ven/Jalrungs- und 

KOlllrollsysrem ausfiihrIich bescllrieben und die Behörden in der 

GesclläJtseillleilUllg des BMASK verankerr. 

Gleichwohl werde der Vor chlag des RH zur Emdlung einer " Geschäfts­

ordnung über das Zusammellwirken der drei im Sozialmillisrerium 

a ngesiede/ren Behörden " aufgegriffen und die A usarbeirullg eiller 

schriftlicheIl Regelullg in AuJtrag gegebell, um eille weirere Oprimie­

rollg im Zusammenwirken der Behördell zu ulllersrürzell. 

3.4 Der RH erwiderte dem BMASK, dass - ungeachtet der genannten EU­
Vorschriften und -Verfahren - Mängel in der sektionsübergreifenden 
Koordination der EU-Programmbehörden bestanden und unzulänglich 
abgestimmte Vorschläge an die Europäische Kommission herangetra­
gen wurden [ iehc TZ 28 f.). Er bewertete die vom BMASK bekundete 
Bereitschaft. eine entsprechende Ge chäftsordnung zu beauftragen, 
positiv. 

" An. 60 bIS 62 d., Allg. SF-VO und Abschnitt 1 d., V.rordnung IEGI Nr. 1828/2006 

177  

III-213 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 83 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H 

ESF-Programmperiode 2007-20 1 3  
i n  Österreich 

1 78 

4.1 ( I )  Der Mitgliedstaat konnte einige oder alle Tätigkeiten der Verwal­
tungsbehörde sowie der Bescheinigungsbehörde - nicht jedoch deren 
jeweilige Letztverantwonung - an zwischengeschaltete Stellen über­
tragen oder externe Dienstleister damit beauftragen. Auch die Prüfbe­
hörde konnte sich auf andere Stellen (Prüfstellen) stützen oder externe 
Dienstleister mit operativen Prüfiätigkeiten beauftragen. 

(2) Teilaufgaben der Verwaltungsbehörde des Programms _Beschäfti­
gung Österreich 2007-20I r waren per Ende 2014 an elf zwischenge­
schaltete Stellen I J  - in vier Programm-Umsetzungsbereichen 14 - dele­
gien. Diese bedienten sich 1 9  weiterer nachgeordneter bzw. regionaler 
Stellen I S  und Fachbereichel6. Die Bescheinigungsbehörde verfügte über 
zehn zwischengeschaltete Stellen. Die Prüfbehörde stützte sich auf 
drei. mit operativen Prüftätigkeiten beauftragte externe Dienstleister. 

(3) Die Zahl von insgesamt 21  zwischengeschalteten Stellen (Verwal­
tungs- und Bescheinigungsbehörde) sowie mindesten 1 9  weiteren 
Stellen (Verwaltungsbehörde), die ihre Aufgaben nach jeweils unter­
schiedlichen Prozessen und Rechtsvorschriften erfiillten, erhöhte den 
Koordinations-, Steuerungs- und Kontrollaufwand jeder der drei Pro­
grammbehörden. Nachstehende Abbildung illustrien den Umfang der 
involvienen Stellen: 

I J AMS: BMBF (vonnals BMUKK): Sozialministrrium�rvi� Ivormals: Bundt'Ssozialarnl'. 

sic})(-n AmteT der Landt'Srq{icrungen und der Wiener Arkitnchmcrlnnt"n Förderungs­

fonds (kun:: warn 

14 AMS. BMBF. Sozialmimslenurnscrviet. Landef (Amtef dC'r Landt'Srq:icrung('n und warn 

IOj Landögt'SChäftsstcllen dt'S AMS und LandrsstcUen drs Sozialmmlstcriumstrviet i n  

allen Bundrslandem aulkr Burgenland 

16 BMBF-Fach�rTl('h(' Schule. Erwachsenenbildung und WisSt'nschart 

Bund 2015/15 
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Abbildung I :  Zwi chengeschaItete und weitere Stellen der ESF-Programmbehörden 

1 1 

thematiKhe Umsel2UngsbfrficM - 11 zwiscMngeschaltete Stellen für Urnseuungsbereich AM5 unmi�lb,lr zustJndig M 

10 zwischengesc:halate Stellen 
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teriumservicel lJnder 

Kin' 

NÖ' 

OÖ' 

Sbg' 

Stmicl 

Ti,ol' 

Vbg' 

Wien I. 1 

externer Dienstleister C 

legende: 
21 zwischengeschaltete Stellen (der Verwaltungs­

und Bescheinigungsbehörde) 19 weilere SteUen (der Verwaltungsbehörde) 

I mindestens einmal durch die ESF-Prüfbehörde geprüft (System prüfung; siehe Tl 11) 
1 Wiener Arbeitnehmer'nnen Forderungsfonds (waff) 
! Bei Vorhaben im Fachbereich SchuLI! des BMBf waren auch dil! jeweils zUj.tandigl!!n Landesschulräte bzw. der 5tadtschulrat Wien involviert. 

Quellen; BMASK. BeSChreibung des VerwaLtungs- und Kontrollj.ystems; DarsteUung RH 

Bund 2015/ 1 5  

(4) I m  Oktober 2012 regten die KommissionsdienslStcllen an, die kom­
plexe Struktur der österreich ischen ESF-Umsetzung 2007-20 1 3  zu 
überdenken und die Prüfbehörde sowie die Bescheinigungsbehörde 
zu zentralisieren (vgl. TZ 24). Das BMASK schuf bis Ende 201 3  eine 
zentrale Prüfbehördc (siehe TZ 7), beließ die Strukrur der Bescheini­
gungsbehörde jedoch unverändert. 

(5) 1m Gegensatz zu den ESF-Programmen verfügten die neun EFRE­
Regionalprogramme in der Periode 2007-2013  über eine zentrale Beschei­
nigungsbehörde l7 im BKA; dies obwohl das Volumen der EFRE-Mittel 
(rd. 680 Mio. EUR) über jenem der ESF-Mittel (rd. 524 Mio. EUR) lag. 
17 ichc Bericht des RH . •  EU-Fördcrungcn (EFRE) au Sicht der Förderungsempfänger mit 

Schwerpunkt auf die Vereinfachung von Vorschriften", Reihe Bund 201 )/ 1 1 . TZ 1 4  
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4.2 Der RH slelile kritisch fest, dass die Vielzahl an involvierten Stellen 
mit unterschiedlichen Prozessen und Rechtsvorschriften den Koordi­
nations-, Steuerungs- und Kontrollaufwand jeder der drei Programm­
behörden beträchtlich erhöhte. Die heterogene Struktur barg auch ein 
erhöhtes Risiko für Fehler. Er empfahl dem BMASK, das System der 
ESF-Umsetzung in Österreich institutionell grundlegend zu verein­
Fachen, um den Aufwand ftir die Verwaltung und Kontrolle des Pro­
gramms sowie das Fehlerrisiko zu reduzieren. 

4.3 Laul SlelJungnal""e des BMASK sei die Kompleritäl des bestel,e" den 

Syslems, insbesorldere im Bereicll der Verwalttlllgsbellörde, erforder­

lidl, da die Um etzung der ESF-Maßllallmen dureI' die dafür vorge­

sellelle" und .,ielll durclI neu geschaffelle Srrukturell erfolgeIl solle. 

Diese vorllallde"e" Strukture" seieIl einerseits dureIl die ill der ESF­

va lIorgegebene" Illhalle bedingt ulld alIdererseils d'lTeI, die Kompe­

lellzllerteilung zwischell BUlld ,/lid Ui"denl. So würden Maßnallmell 

für Mellscllen mil Bellillderullg durch das Sozialmillisleriumserllice 

ulld Ma/J11allllle" zur A rmulsbekämpfullg durch die Lällder umgeselzl. 

Ei"e Reduklioll der illvolviertell Siellell würde auch eine Redllklio/l VOll 

I/lnZU elzcllde" Ma/J"al,mell bedeulen, 

4.4 Der RH entgegnete dem BMASK, dass die Bund-Länder-Kompetenzen 
gerade in der privatwirlSchaftlichen Förderungsverwaltung - bei ent­
sprechender Kooperationsbereitschaft und Flexibilität - unterschied­
liche institutionelle Lösungen erlaubten, wie u.a. das Beispiel der zentra­
len Beseheinigungsbehörde tUr neun EFRE-Regionalprogramme und der 
weitgehenden zentralisienen ESF-Bescheinigungsfunktion (siehe Stel­
lungnahme des BMASK zU TZ 5) zeigt. Auch verwies der RH auf seinen 
Bericht .Sozialabteilung der Landesregierung Steiermark und Bundesso­
zialamt - Koordination und Parallelitäten" (Reihe Steiermark 201 2/7), 

in dem er nicht gehobenes Kooperations- bzw. Abstimmungspotenzial 
zwischen Bund und Land aufgezeigt hatte. Der RH verblieb daher bei 
seiner Empfehlung, die ESF-Umsetzung mittelfristig auch institutio­
nell zu vereinfachen, um den Verwaltungsaufwand und das Fehlerri­
siko ZU verringern. 

Bund 2 0 1 5/ 1 5  
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Programmumsetzung 2007 bis 2011  

Ausgangslage 5.1 Nachstehende Tabelle stellt wesentliche Ereignisse rund um die Pro­
grammumselZung bis zum Jahr 2010 dar: 

Tabelle 3: Programmrelevante Ereignisse und Prüfungshandlungen des RH, 
Ende 2006 bis Ende 2010 

November 2006 
bis Jänner 2007 

2007 

März 2008 

Februar 2009 

Ende 2009 

Juni 2009 bis 
Jinner 2010 

Dezember 2009 

August 2010 

Herbst 2010 

November 2010 

Prüfung des RH': Das Verwaltungs- und Kontrollsystem der Periode 2000-2006 
wies bedeutende Kontrolldefizite (Umfang, Zeitverzug) auf. Der dezentralen 
Organisation mangelte es an Abstimmung und gemeinsamer Interpretation von 
Verantwortung, Zuständigkeiten, Vorschriften. Der RH empfahl für die Periode 
2007-2013 u.a. eine Zentralisierung der Aufgaben der Prüfbehörde. 

Einreichung des Pro�rammentwurfs .Beschäftigung Österreich 2007-2013· bei der 
Europäischen KommISsion 

Einrichtung einer Prüfstelle im vormaligen BMUKK (nunmehr BMBF) 

Novelle zum Bundesministeriengesetz: Zuständigkeit des BMWA als EU-Finanz­
kontrolle und ESF-Prüfbehörde ging ab 1. Februar 2009 an das BMASK 

Nachfragenrfahren 2008 des RHz: Oie Umsetzung der RH-Empfehlung, die 
Aufgaben der Prüfbehörde und der Bescheinigungsbehörde zu zentralisieren, 
blieb offen. 

Prüfung des RH]: Das System der ESF-Umsetzung 2007-2013 stützte sich 
verstärkt auf externe W"tschaftsprüfer mit unterschiedlich hohen ragsätzen 
und wies bedeutende Kontrolldefizite sowie Zeitverzug bei der Einrichtung des 
Verwaltungs- und Kontrollsystems und beim Beginn der Prüftätigkeit auf. 

Übermittlung der Beschreibung des Verwaltungs- und Kontrollsystems am 
15. Dezember 2009 an die Europäische Kommission mit beinahe einjähriger 
Verspätung; das BMASK konnte damit die Rückforderung des erhaltenen EU­
Vorschusses (35,42 Mio. EUR) verhindern. 

formelle Einrichtung einer PrüfsteUe im AMS 

Prüfung der Europiiischen �ommission: Im Verwaltungs- und Kontrollsystem des 
Programms .Beschäftigung Osterreich 2007-2013· bestanden bedeutende Mängel. 
wie u.a. Prüfungsrückstände und mangelnde Qualitätsaufsicht. 

Der zuständige Generaldirektor der Europäischen Kommission veranlasste.�ufgrund 
der festgestellten Mängel die Unterbrechung der Zahlungsfrist einer von Osterreich 
beantragten ESF-Zahlung (gemäß Art. 91 Allg. SF-VO). 

1 
.. Verwaltungs- und Kontrolhystem hir Fördermittel des Europaischen Sozialfonds in Osterreich" (Reihe Bund 2008/3) 

l Nachfrageverfatnen 2008 (Reihe Bund 2009/14), S. 116 f. 
) .. Kosten der Kontrolle - Operationelles Programm Beschäftigung in Österreich 2007 bis 2013" (Reihe Bund 2011/3) 

Quellen: BMASK; Darstellung RH 

Bund 2015/ 1 5  

5.2 Der R H  unterstrich. dass er i n  zwei Gebarungsüberprüfungen (Prü­
rungszeitraum November 2006 bis Jänner 2007 sowie Juni 2009 bis 
Jänner 2010) Mängel im Syslem der ESF-Umsetzung in ÖSlerreich 
(Periode 2000-2006 bzw. 2007-20 1 3) aurgezeigt hatte, u.a. Kontrollde­
r,zite. Zeitverzug bei der Einrichtung EU-konrormer Verwaltungs- und 
Kontrollsysteme sowie Abstimmungsdertzite in der dezentralen ESF-
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Umsetzungsorganisation. Er kritisierte, dass das BMAsK EmpFehlungen 
des RH, etwa die Aufgaben der Prüfbehördc und der Beschein igungs­
behörde zu zentralisieren, nicht um etzte, sondern erst Abhilremaß­
nahmen traf, nachdem die Europäische Kommission im Herbst 2010 

neuerlich unzulängliche Kontrollen und System mängel beanstandet 
harte (siehe TZ G). 

5.3 Laul Stellungnahme des BMASK hättell sich die RH-Prüfungell der 

Jahre 2006 und 2007 an das vomw/ige BMWA (nunmehr BMWFWj 

als Ven1iallung behörde, Zahlstelle unil Pru./hehörde gerichtei; dOr/­

hin sei auch die Empjehlung des RH zur Zenlra/isienmg der Behörden 

ergal/gen. Das BMASK sei nur als PrüjSlelle im eigenen Aujgabellbe­

reich geprüft worden, habe jedoch die empfohlene ZellIralisierung der 

Prü./hehörde nach Übernahme der Agenden vom BMWA u mgeselzl. 

Die Bescheinigung in der Periode 2007-20/ 3  sei weitgellend zentral 

erjolgl, da gut 90 % des ESF-Budgetllolumells 110m AMS umgeselzt 

worden seieIl und die rechtHche Möglichkeit des direkten Zugriffs a uj 

die administratillen Systeme des AMS bis wr Belegsebene bestanden 

habe. Zudem gewährleiste die Datenbank ATMOS für alle zwiscl,en­

geschalteteIl Stellen eine verein/leitHeilte Übemahme stalldardisiert 

erfasster DateII, was deullich llIr Vereinjachung der Prozesse beige­

tragen habe. 

5.4 Der RH erwiderte dem BMASK, dass der Wechsel in der ESF-Zustän­
digkeit am materiellen Inhalt seiner früheren Empfehlungen zur Zen­
tralisierung der Programmbehörden nichts geändert haue, und hielt 
weiters fest, dass nicht die Übernahme der Agenden im Februar 2009, 

sondern erst die Prüfung der Europäischen Kommission im Herb t 2010 

das BMASK dazu veranlasst harte, die Prüfbchörde zu zentralisieren. 

Der RH nahm die administrativen und EDV-technischen Vorkehrungen 
zur weitgehenden Zentralisierung der Bescheinigungsfunktion in der 
Periode 2007-201 3, die auch aus Sicht des BMASK eine VereinFachung 
bewirkten, zur Kenntnis und bekräftigte unter Verweis auf eine Emp­
fehlung in TZ 4, auch in der Periode 201 4-2020 entsprechende Ver­
einfachungen durch die Zentralisierung von Funktionen der Beschei­
n igungs- und der Verwaltungsbehörde anzustreben. 

6.1 ( I )  Die Europäische Kommission überprüfte im Herbst 2010 U.a. das Ver­
waltungs- und Kontrollsystem de Programms .. Be chäftigung Öster­
reich 2007-20 1 r  und erachtete dessen wirksames Funktionieren als 
nicht gewährleistet, u.a. weil die Programmbehörden die delegierten 
Aufgaben nicht ausreichend überwachten. Dies betraf die Prüfbehörde 

Bund 2 0 1 5/ 1 5  
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und die Bescheinigungsbehörde im BMASK sowie zwischengeschal­
tete Stellen der Verwaltungs- und Bescheinigungsbehörde im BMBF. 
Bei der Prüfbehörde, der eine Schlüssel rolle zukam, da sie die Prüfung 
des effektiven Funktionierens des Verwaltungs- und Kontrollsystems 
zu gewährleisten haue, stellte die Kommission folgende Mängel fest : 

Tabelle 4: Prüffeststellungen der Europäischen Kommission zur ESF-Prüfbehörde, 

Herbst 2010 

Feststellungen 

mangelhafte Übertragung 
von Aufgaben an Dritte 

mangelhafte Prüf tätigkeit 

Quell!:!:n: BMASK; Darstellung RH 

Bund 2015/15 

Beschreibung 

- keine einheitlichen Verfahren für die Prüfbehörde, PrüfsteUen und 
externe Dienstleister (v.a. Mängel bei Handbüchern, Checklisten und 
Berichtersta ttH ng) 

- ungenügende Uberwachung der Arbeit der Prüfstellen und externen 
Dienstleist�r durch die Prüfbehörde (v.a. ungenügende Anleitung, 
fehlender Uberblick über Prüffortschritt und Prüfmethoden. fehlende 
Qualitätssicherung) 

- Rückstand bei den geplanten Systemprüfungen; Nicht-Einhaltung der 
bei Erstellung der Prüfstrategie durchgeführten Risikoanalyse; Mängel 
bei der Qualität der Prüfberichte (eingeschränkte Nachvollziehbarkeit 
der Ergebnisse) 

- Rückstand bei Vorhabensprüfungen; keine einheitliche 
Stichprobenziehung 

(2) Der zuständige Generaldirektor der Europäischen Kommission 
unterbrach lB im November 2010 zunächst die Zahlungsfrist flir eine 
vom BMASK kurz davor beantragte ESF-Zwischenzahlung i.1 1.v. 
rd. 14 , 1  Mio. EUR. Die flir bis zu sechs Monatc zulässige Unterbre­
chung hane zur Folge, dass die beantragten ESF-Minel nicht binnen zwei 
Monaten 19, sondern erst im Mai 201 1  an Österreich überwiesen wurden. 

Im April 201 1  leitete die Europäische Kommission sodann ein Verfah­
ren zur formellen Aussetzung von Zahiungen20 (Zahlungsstopp) ein. 
Die Kommission stützte sich dabei auf ihre eigenen Prüfungsfeststel­
lungen vom Herbst 2010 sowie auf die von der Prüfbehörde im Jahres­
kontrollbericht 2Q10 aufgezeigten Systemmängel (v.a. unzulängliche 
Dokumentationen der Prozesse bei Unregelmäßigkeiten, der Überwa­
chung der Technischen Hi lfe, der Projektantragsprüfung und der First 
Level-Kontrolle) und forderte das BMASK auf, binnen zwei Monaten 
Abhilfemaßnahmen (Aktionsplan) zu erarbeiten und die der Kommis­
sion gemeldeten Ausgaben zu korrigieren. Damit flossen bis Novem­
ber 201 1  keine weiteren ESF-Minel nach Österreich. 

11 Unu:ror«:hung der Zahlungsfrist gemäß An. 91 Alig. SF-VO 2006 
" gemäß Art. 87 A1lg. SF-VO 2006 
20 Aussetzung von ZahJungen ge.mäß An. 92 Allg. SF-VO 2006 
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(3) Ab Ende 2010 veranlasste das BMASK - mit erheblichem Aufwand 
(siehe nachfolgende TZ 7 sowie TZ 20 r. zu den Kosten der Behebung 
von Systemmängeln) - u.a. eine Reorganisation der prüfbehörde. eine 
verstärkte Überwachung von delegierten Aufgaben und eine Behebung 
der Prüfungsrückstände. Der Aktionsplan vom Juni 201 1  umfasste fol­
gende Maßnahmen: 

Tabelle 5: Aktionsplan des BMASK zur Neuausrichtung der Prüftätigkeit, Juni 2011 

Maßnahmen 

Reorganisation und 
Zentralisierung der 
Prüfbehörde 

Qualttätsstcherung 
und Uberwachung 
der Aufgaben 
externer 
Dienstleister 

Verbesserung der 
Prüf tätigkeit 

Beschreibung 

Neubesetzung der Leitung (Dezember 2010), Aufstockung des Personals (erstes 
Halbjahr 2011), Auflösung der Prüfstelle im AMS und Rückübertragung ihrer 
Aufgaben an die Prüfbehörde (Oktober 2011) 

Qualitätssicherung und -kontrolle der Arbeit externer Dienstleister: 
einheitliches Prüfhandbuch ab 1. Juli 2011 mit standardisierten Checklisten 
und Prüfberichten, Prozess der Teilnahme der Prüfbehörde an Vorhabens- und 
Systemprüfungen, Überprüfung der Prüfberichte externer Dienstleister 

Überwachung vorgegebener Aufgaben und Fristen, vierteljährliche Treffen mit den 
Prüfstellen und externen Dienstleistern 

Durchführung ausständiger Prüfungen: Vorhabensprüfungen (bis 15. April 2011); 
Systemprüfungen (bis 31. Dezember 2011) 

Ziehung einer Stichprobe für das gesamte Programm: Beauftragung der 
Statistik Austri. (im April 2011) 

Quellen: BMASK; Darstellung RH 

184 

(4) Die Europäische Kommission bewertete den Aktionsplan des BMASK 
als zweckmäßig und hob die Aussetzung der Zwischenzahlungen im 
November 201 1  auf, ohne finanzielle Berichtigungen2 1 vorzunehmen. 
Um einen Programmstillstand und ESF-Mittelverfall wegen zu lang­
samer flOanzielier Umsetzung - in folge des wegen der Systemmän­
gel verhängten Zahlungsstopps - zu vermeiden, leisteten das BMASK 
und andere nationale Stellen Zwischenlinanzierungen der ESF-Mittel 
von rd. 70 Mio. EUR zu Lasten nationaler Budgets. 

(5) Die Europäische Kommission überzeugte sich m zwei weiteren 
Syslemprüfungen (November 201 1 ,  März 20 1 2) von der Umsetzung 
des Aktionsplans des BMASK und bewertete die Systeme als funkti­
onsfahig. 

6.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass die Europäische Kommission 
im Herbst 2010 Systemmängel in der Programmumsetzung feststellte 
- U.3. Prüfungsrückstände sowie die ungenügende QualitätsaufsichI 
über die an externe Dienslleisler delegierten Aufgaben - und eine 
Unterbrechung bzw. Aussetzung der ESF-Zahlungen veranlasste. Das 

H gemäß Ar1. 99 Alig. Sf-VO. Abschnin 2 Finanzielle Berichtigungen durch die Kom­
m ission 

Bu nd 2015/15  
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BMASK erstel lte daraufhin einen Aktionsplan mit Abhilremaßnahmen 
- v.a. für den Bereich der PTÜfbehörde - und setzte diesen bis Ende 201 1  

mit erheblichem Aufwand weitgehend um. Ocr RH bewertete die Reor­
ganisation der PTÜfllehörde als zweckmäßig, k.ritisiertejedoch, dass das 
BMASK es verabsäumte, die institutionellen Strukturen der ESF-Umset­
zung in Österreich zu vereinfachen (siehe TZ 4), etwa auch im Bereich 
der ßcscheinigungsbehörde. Der RH hob ferner k.ritisch hervor, dass 
das ßMASK und andere programmumsetzende Stellen Zwischenfman­
zierungen von rd. 70 Mio. EUR zu Lasten nationaler Budgets leisteten, 
um einen Programmstillstand und Verfall  von ESF-Mitteln in folge des 
einjährigen ESF-ZahlungsslOpps zu verhindern. 

6.3 Lala Stellungna/llne de BMASK habe der RH die Hölle der Zwiscllen­

finanzierungen der ESF-Mil1el aus nationalen Budgets bzw. der erst zu 

einem späteren Zeitpunkt einlG/lgenden Zalllungell der Europäiscllen 

KOlllmission nicht korrekt dargestellt. Der RH lrabe Zwiscllellfinanzie­

rUPlgell eingerec/lllet, die u'lObhängig vom Zaillullgsstopp im Rahmen 

der Ilormalen ESF-Abwicklung anfieleIl. Das BMASK Sc/lätze die Zwi­

sc!leltfinanzierrlllgen auf rd. 50 Mio. EUR anstelle VOll rd. 70 Mio. EUR. 

Der Za!rlungsstopp lIabe keine A uswirkungen auf die Ilatiollale fi.IO.I­

zielle Umsetwllg der in diesem Zeitra u m  durchgefillrten Vorhaben 

gell abt. Ebenso Wellig seien Mittel in Folge des einjä/lrigen Za/llungs­

stopps verfallen. Der Za!tlungsstopp hätte noch ein Jahr länger bestellen 

kÖllllen, ohne dass hierausfinallzielle KOllsequenzcll härten erwachse'l 

können. Selbst fir diesen unwahrscheinlichen Fall häNen Maßnallmen 

zur Venneidullg eilles theoretisch möglichen Mittelverfalls existiert. 

6.4 Der RH erwiderte dem ßMASK, dass - infolge des Zahlungsstopps 
vom November 2010 - erst im Oktober 201 1 ,  knapp ein Jahr spä­
ter, eine Ausgabenmeldung an die Europäische Kommission erging. 
Die e enthielt ausschließlich Ausgaben des AMS (rd. 53 Mio. EUR, 
siehe Kenndaten). Alle anderen Ausgabenmeldungen bzw. Zahlungs­
anträge des Jahre 201 1  verschoben sich in das Jahr 2012, das mit 
rd. 273 Mio. EUR deutlich über allen anderen jährl ichen Ausgaben­
meldungen lag (siehe Kenndaten). Der RH rechnete keine Zwischenfl­
nanzierungen ein. 

Der RH verwies ferner auf die Ministerinformation der Sektion I des 
BMASK vOm August 201 1 , wonach aufgrund der drohenden Zahlungs­
aussetzung rd. 70 Mio. EUR nicht VOn der Europäischen Kommission 
abgerufen werden konnten. Diese Min isterinformation wies ausdTÜck­
lieh auch auf die Gefahr eines ESF-Mittelverlustes hin, falls die Zah­
lungsaussetzung nicht mehr abgewendet werden könnte. 

185 
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Prüfbehörde 

7.1 I n  Umsetzung seines Aktionsplans (siehe TZ 6. Tabelle 5) löste das 
BMASK ab Oktober 20 1 1  die Prüfstelle AMS auf. Die Prüfbehörde im 
BMASK übernahm deren Aufgaben und das BMASK stieg anstelle des 
AMS als Auftraggeber in den Werkvenrag ein. den das AMS - zur 
Unterstützung der Prüfstelle AMS - mit einem externen Dienstleister 
geschlossen hatte (siehe dazu TZ 22). 

Im Dezember 201 3  löste das BMASK die Prüfstelle im BMBF (vormals 
BMUKK) auf und beauflragte einen externen Dienstleister mit den bis 
dahin verwaltungsintern erbrachten Prüfungsleistungen.Z2 Au Sicht 
des BMASK vereinfachte die Zentrali ierung die verbleibenden Koor­
dinations- und Überwachungsaufgaben der Prüfbehörde über die mit 
operativen Prüflätigkeiten beauftragten externen Dienstleister. Z J  

7.2 Der R H  erachtete die Zentralisierung der zuvor dezentral organisienen 
Prüfbehörde als zweckmäßig rur eine EU-konforme Qualitätsaufsicht 
über die operative Prüflätigkeit der externen Dien lIeister der Prüfbe­
hörde. Es wurde damit eine Empfehlung des RH aus dem Jahr 2008 
umgesetzt. Er verwies bezüglich des Zukaufs externer Dienstleistungen 
jedoch auf seine grundSätzlichen Ausruhrungen und Empfehlungen in 
TZ 18 f. 

Qualität der prüfbehördlichen Tätigkeit 

Qualitätsaufsicht über 

die Prüftätigkeiten 
externer Dienstleister 

186 

8.1 ( I )  Das BMASK übenrug die operativen Prüf tätigkeiten der Prüfbe­
hörde de facto zur Gänze an externe Dien tleister. EU-rechtlich blieb 
der Mitglied taat (das BMASK als Prüfbehörde) jedoch letztverant­
wonlich dafür, das die extern beauftragten Prüftätigkeiten gemäß den 
internationalen Prüfungsstandards. den Vorsch riflen der EU und der 
Prüfslrategie der Prüfbehörde durchgeruhn wurden und rur die Jah­
reskontrollberichte der Prüfbehörde Prüfung ergebnisse von entspre­
chender Qual ität vorlagen. 

Zu den Aufgaben der Prüfbehörde zählten daher neben Prüfungspla­
nung. Risikobewenung. Prüf trategie und Berichten an die Europä­
ische Kommission vorrangig auch die Anleitung, Koordinierung. Über­
wachung und Qualitätssicherung der operativen Prüf tätigkeit externer 

12 Dir Aufgabc-n dt'T C'htmaligrn PrtifSltlir im BMBF haut'n emschl.agig quahrtzlt'nt' RtOj­
sonbroit'nstt'tt' ncbc-n ihfC'n Aufgabtn gt'mäß Gt-SChUtstlnlt'i lungrn (u.a. Budgctangr­
Itw"nheittn. Buchhaltung. Revision) wahrgenommt'n. 

1) O("T Ril hatte' rint ltntralisirrung �r('lIs 1m Jahr 2008 rmpfohlt'n, \It'ht Srncht 
drs RI! . . Verwaltungs- und Konlrollsyslem für Fordcrmmrl des ESF in ÖSIt'm:ich", 
Rtlht Bund 200813. TZ 63. 
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Dienstleister im Rahmen der System- und Vorhabensprüfungen der 
Prülbehörde (siehe TZ 10 bis 1 7). 

(2) Der hohe Umfang der Qualitätssicherung und Koordination ergab 
sich auS der nicht delegierbaren Verantwortung der Prüfbehörde und 
aus den in einem Leitfaden der Europäischen Kommission spezifi­
zierten Anforderungen2' an die Qualitätsaufsicht über externe Dienst­
leister. Die erforderliche Bereitstellung verwaltungseigener Ressourcen 
für Zwecke der Qualitätsaufsicht über zugekaufte Prüfungsressourcen 
reduzierte jedoch den Nertonutzen aus dem Zukauf externer Dienst­
leistungen (vgl. TZ 1 B). 

Zudem erhöhten die heterogene Struktur der ESF-Umsetzung und die 
Vielzahl an involvierten Stellen den Umfang der Qualitätsaufsicht und 
Koordination. Zur Vorbereitung des Jahreskontrollberichts 201 4  etwa 
führte die Prülbehörde 16 Besprechungen - u.a. zum Umsetzungsstand 
der Prüfungen und Vorgaben der Prülbehörde - mit zwei externen 
Dienstleistern durch. Beide verrechneten dem BMASK jeweils Vorbe­
reitungs- und Anwesenheitszeiten. 

(3) Zur Qualitätssicherung begleiteten Mitarbeiter der Prüfbehörde die 
externen Dienslleister regelmäßig bei System- und Vorhabensprü­
fungen bzw. nahmen an Einführungs- und Abschlussgesprächen teil. 
Sie kontroll ierten die Prüfberichte auf Verständlichkeit und Nachvoll­
ziehbarkeit und vermittelten bei Bedarf in der Kommunikation zwi­
schen externen Prüfern und überprüften Stellen. Nachstehende Tabelle 
illustriert den Umfang der Prüfbegleitungen: 

Tabelle 6: Begleitung von Prüfungen externer Dienstleister durch die Prüfbehörde 

Systemprüfungen' Vorhabensprüfungen3 

Jahrl Anzahl davon in OJo Anzahl 
insgesamt Begleitungen insgesamt 

2011 33 7 21 76 

2012 3 3 100 49 

2013 1 1 100 36 

Summe 37 11 30 161 

1 Zu den Prüfbl!gte;tungen der Jahre 2009 und 2010 lagen keine zuverlässigen Zahlen vor, 
l siehe Tabelle 7 SystemprUfungen 
] siehe Tabelle 9 Vorhabensprüfungen 

QueUen: lahreskontrollberichte und Daten der Prüfbehörde; DarstelLung und Berechnungen RH 

davon 
Begleitungen 

7 

15 

19 

41 

in Ofo 

9 

31 

53 

25 

24 Europäische Kommis ion. GuidancC' Note on the concept of reliance on the work of 

ather audito� COCOF 09/0002/01 (2009): Europäische Kommission. Entwurfeines Leit­

rade", zur prür'trat.gi. COCOF 00/0038/01 [20071 
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Von 201 1  bis 201 3  nahm die Priilbehörde an 30 % der Systemprii­
fungen sowie an 25 % der Vorhabenspriifungcn teil. 

8.2 Der RH wies kritisch darauf hin. dass das BMASK dir operativen Priif­
tätigkeiten der Priilbehörde de facto zur Gänze an externe Dienstleis­
ter übenrug, obwohl es EU-rechtlich die Letztvenontwonung für die 
Qualität der Jahreskontrollberichle und der darur relevanlen Priifungs­
ergebnisse trug. Zur Qualitätssicherung begleitete die Priilbehörde im 
Zeitraum 201 1  bis 201 3  u.a. knapp ein Drillei aller Systempriifungen 
sowie ein Vienel aller Vorhabenspriifungen der externen Dienstleister. 
Wenngleich dies im Hinblick auf die Letztverantwonung des BMASK 
unverziehtbar war, so bemerkte der RH jedoch kritisch, dass der lau­
fende Einsatz verwaltungseigener Ressourcen für die Qualitätsaufsirht 
den Nettonutzen aus dem Zukauf externer Leistungen verringene. 
Zudem erhöhte die Vielzahl an involvienen Stellen den Aufwand für 
die Qualitätsaufsicht (etwa die Anzahl der Sitzungen, Priilberichte und 
Priilbegleitungen). Der RH verwies nachdriicklich auf eine Empfeh­
lungen zum Zukauf externer Dienstleistungen (siehe TZ 1 8) sowie auf 
seine Empfehlung zur Vereinfachung der ESF-Umsetzung in institu­
tioneller Hinsicht (siehe TZ 4). 

8.3 Das BMASK wies ill s611er SrellulIgllallme darauf Irill. dass Kosrell für 

Vorberrirungs- und A nwesenlr61 zeiren nur bei einem Teil der genallll­

len Besprrcllungell mir den exlernen Diensrkisrern verreclrner worden 

seien. Dies habe die mir SrulldCllsärzen abgerrclmelen Venräge berrof­

fen. Für die über PauschaleIl abgerrc/Illeren Venräge eien dazu k6ne 

Kosren a ngefalleII. 

8.4 Der RH entgegnete dem BMASK, dass die externen Dienstleister mehr 
als die Hälfte der Vorhabenspriifungen des Jahreskontrollberichts 201 4  

nach Zeit [fagsätze) abrechneten. I m  Übrigen bezog sich die Kritik des 
RH vor allem auf die Kosten rur den laufenden Einsatz verwaltungs­
eigener Ressourcen, die zwecks Qualitätsaufsicht über die externen 
Dienstleister anfIelen. 

9.1 ( I )  In Umsetzung seines Aktionsplans zur Behebung der von der Euro­
päischen Kommission im Herbst 2010 festgestellten Mängel (siehe TZ 6, 

Tabelle 5) veranlasste das BMASK die Ausarbeitung eines ESF-Priif­
handbuchs, welches sich an die Priilbehörde selb t sowie an die (vor­
maligen) Priifstellen2S und externen Dienstleister der Priilbehörde rich­
tete. Es trat ab Juli 201 1  in Krall und enthielt verbindliche Anweisungen 

J� bis zu dt'rtn Aunösung Lm Jahr 2011 (PnlfSltlir AMS) bzw. 20I J (Pnlfstd": BMBFI 

Bund 20b/ 1 5  
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fü r  ein einheitl iches. EU-konformes Prüfverfahren sowie Prüfbehelfe. 
z.B. Standard formulare und Checklisten. 

(2) Die Check.li ten zur Prüfung von Fördervercinbarungen umfassten 
Fragen zu den Vorhabenszielen bzw. zur Zielerreichung owie zur 
Recht- und Ordnungsmäßigkeit von Ausgaben. Letzteren widmete die 
Prüfbehörde hohe Aufmerksamkeit. So etwa wiesen Fragen zur Kont­
rolle der Recht- und Ordnungsmäßigkeit eine erheblich stärkere Tie­
fengliederung auf als jene zur Kontrolle der Plausibilitätsprüfungen 
der Förderstellen betreffend die angestrebten bzw. erreichten Vorha­
ben ziele. 

(3) Neben Spalten. in denen Zutreffendes26 anzukreuzen war. sahen 
die CheckHsten auch Platz rur erläuternde Bemerkungen vor. Bei ein­
zelnen der vom RH überprüften Vorhabensprüfberichte hatte die För­
derstelle die Erreichung der Vorhabensziele bestätigt. Die Prüfbehörde 
bzw. deren externe Dienstleister übernahmen diese Bestätigungen in 
ihre Checkli ten. meist ohne deren Plausibilität zu erläutern. Der RH 
konnte diese Angaben zur Zielerreichung - etwa angestrebte Teilneh­
meranzahl - anhand der ihm vorliegenden Unterlagen nicht immer 
nachvollziehen. v.a. wenn die Projektziele im Antrag zu allgemein for­
mulien waren und quantitative bzw. sonstige Angaben fehlten (siehe 
TZ 1 3  zu Mängeln der Antragsprüfung sowie TZ 1 5  zur Überprüfung 
der Plausibilität der Zielerreichung). 

(4) Der Europäische Rechnungshof kritisiene in seinem Jahresbericht 
zum Haushaltsjahr 2013.  dass die Mitgliedstaaten der Einhaltung der 
Rechtsvorschriften bei EU-gefOrdenen Projekten tendenziell mehr Auf­
merksamkeit widmeten als der Gewährleistung der Erreichung der Ziele 
und erwaneten Leistungen. 

9.2 Der RH erachtete das ab Juli 201 1  geltende Prüfhandbuch mit verbind­
lichen und einheitlichen Maßstäben rur die Prüftätigkeit als zweckmä­
ßig. Checklisten geWährleisteten in standardisiener bzw. dokumentiener 
Wei e eine entsprechende Prüfungsqualität rur die Jahreskontrollbe­
richte der prüfbehörde. Er bemerkte jedoch - wie bereits der Europä­
ische Rechnungshof - k.ritisch, dass dabei Fragen zur Kontrolle der 
Recht- und Ordnungsmäßigkeit mehr im Fokus der Aufmerksamkeit 
der Prüfbehörde standen als Fragen der Zielerrcichung. Der RH emp­
fahl dem BMASK, bei den Prüfungen der Prüfbehörde in angemessener 
Weise sowohl auf die Recht- und Ordnungsmäßigkeil von Ausgaben als 
auch auf die Erreichung von Vorhabenszielen ZU achten und verwies 

26 ja. n�in odtr n/a (für nicht anwtndbar) 
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auch auf seine Ausführungen zur Antragsprüfung (siehe TZ 1 3) und 
Erreichung von Gleichstellungsziel.n auf Projektebene (siehe TZ 1 5). 

9.3 Das BMASK hielt zur KlarsteIlung fest, dass die Priijbe/lörde das 

ESF-Priijl,alldblld, ohne Beteiligung anderer im BMASK angesiedel­

ter Behördell erstelle, da es sich h ierbei um eille a llssclJließlidl der 

Priijbehörtle in ihrer Behördenfunktion zukommende Aufgabe handle. 

Die Überpriifung der Recht- und Ordnungsmäßigkeit der in den Zah­

lungsallträgell erfassten Ausgaben stelle verordnungsgemäß die zentrale 

Aufgabe der Priijbehörde dar. Daher widme sie der Priifung der Kosten 

und Einnahmen höchste A ll/merk amkeit, da sie a nsonsten ihren Ver­

pjlichtungell gegenüber der Europäi ehen Kommission nicht nadrkom­

mell ulld Suspendierungsverfa/rrfn riskieren würde. 

G/richwolJl greife das BMASK (die Prüjbehördcj die EmpfelJllmg des 

RH auf, llIsätzlich llIr Recht- und Ord"Ullgsmäßigkeit auch die Wir­

kunge" der Vor/raben lmd die Zie/- bzw. Indikarorenerreiel lUng einer 

verstärkte" und detaillierteren Priifu"g zu u lllerziel,en, wie in den 

EU- Verordllungen für die neue Programmperiode vorgesehen. Eine 

Anpassung der Priifungs-Checkliste werde vorbereitet, u m  künJlig bei 

Nichterreichung der im Fördervertrag definierten Ziele gegebenenfalls 

Pausehalkorrekturen durehfiihrer, zu können. 

9.4 Der RH entgegnete dem BMASK, dass seine Empfehlung - ohne die 
Überprüfung der Recht- und Ordnungsmäßigkeit von Zahlungsanträ­
gen einzuschränken - auf die aus Sicht des RH wie auch des Europä­
ischen Rechnungshofs ebenso erforderliche Prüfung der Erreichung 
von Vorhabenszielen abzielle. Der RH nahm die Ankündigung des 
BMASK, künftig auch die Zielerreichung und die Wirkungen der Vor­
haben zu überprüfen, positiv zur Kenntnis. 

Dcr KJarstellung des BMASK zur Ausarbeitung des Prüfhandbuchs 
hielt der RH entgegen, dass die Prüfbehörde dazu externe Dienstleis­
ter beizog (siehe TZ 20). 

10.1 ( I )  Im Rahmen ihrer Systemprüfungen hatte die Prüfbehörde die Funkti­
onsfahigkcit des programmeigenen Verwaltungs- und Kontrollsystems 
zu beuneilen. Gemäß EU-Vorgabe sollten alle Teilsysteme gewährleis­
ten, dass Fehler und Unregelmäßigkeiten großteils vermieden oder 
zumindest frühzeitig korrigiert wurden. Die Prüfbehörde wählte die 
zu überprüfenden Stellen gemäß ihrer Risikoanalyse und dem Zeit­
plan ihrer Prüfungsslrategie aus. 

Bund 2 0 1 5 / 1 5  
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(21 Bis Ende 201 4  fanden 48 Systemprüfungen bzw. Follow-up-Prü­
fungen dazu stan, der Großteil davon im Jahr 201 1  (siehe TZ 6, Akti­
onsplan zur Aurarbeirung der Prürungsrückständel, wie rolgende 
Tabelle zeigt : 

Tabelle 7: System prüfungen inkl. follow-up-Prüfungen 

davon Umutzung5bereich: 

Jahr Referenz.· Anuhl 
periode gesamt AMS Sozialministeriu m- BMBF länder Verwaltungs- und 

service Bescheinigungsbehörde 

2009 ti 1 5' 
2009 

2010 5 1 4 

2011 2010 H 10 4 16 3 

2012 2011 3 3 

2013 2012 1 I' 

41 Z 15 • 11 4 

IT-Systemprüfung (endgültiger Bericht an die Europäische Kommission im Jahr 2014) 

davon eine System prüfung aus 2009. die nicht anerkannt und daher im Jahr 2011 wiederholt wurde 

QueUen; BMASK. P,Ufbehö,de; O.rstellung RH 

Bund 201 5/ 1 5  

Die Systemprürungen betraren V.a. zwischengeschaltete Stellen der 
Verwaltungs- und der Bescheinigungsbehörde im Bereich der Länder 
sowie des BMASK (Sozialministeriumservice. vormals Bundessozial­
amt) (siehe TZ 4. Abbildung I ). 

(3) Die Kemanforderungen an die Systeme der Programmbehörden 
(deren zwischengeschaltete Stellen) - z.B. klare Festlegung, Zuord­
nung und Trennung von Funktionen; angemessener Prüfpfad; zuver­
lässige Computersysteme - waren in Leitlinien" der Europäischen 
Kommission sowie im Prüfhandbuch der Prüfbehörde definiert, ebenso 
die Bewertungskategorien zur Beurteilung der Funktionsfahigkeit der 
Teilsysteme : 

17 Europä.i$('h� Kommission. Leitlinien :zu einer einhcitl it'ht'n Methode für die Bcwt'nung 

von Vcrwaltungs- und Kontrollsystemen in den Mitgliedstaaten. COCOF 08/0019/01-

OE (20081 

191 

III-213 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 97 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H 

Qualität der prüfbehördlichen Tätigkeit 

Tabelle 8: 8ewertungskategorien für System prüfungen 

Kategorie funktionsfähigkeit erforderliche Systemsicherheit Stichprobenumfang 
Maßnahmen Vorhabensprüfungen 

1 gut geringfügige hoch klein Verbesserungen 

2 vorhanden bestimmte durchschnittlich mittel Verbesserungen 

3 teilweise gegeben erhebliche durchschnittlich mittel Verbesserungen 

4 nicht vorhanden formeller Aktionsplan niedrig groß 

Quellen: leitlinien der Europäischen Kommission COCOF 08/0019/01; Prurhandbuch der PrtJfbehorde 2014; Darstellung RH 

Die Einstufung in eine der Kategorien wirkte sich auf den Umfang der 

jährlichen Vorhabensprüfungen aus: Je besser die Funkt ionsfahigkeit, 

desto sicherer das System, desto geringer der jährl iche Stichprobenum­

fang (siehe nachfolgende TZ 1 1 ), Für die Referenzperiode 2010 stufte die 

Prüfbehörde die Sicherheit mehrerer Teilsysteme28 wegen erheblicher 

Mängel - u.a. nur teilweise Funktionsfahigkeit in den Bereichen Aus­

wahlverfahren von Vorhaben, Verwaltungsprüfungen und Prüfpfad -

noch in Kategorie 3 ein. Ab der Referenzperiode 201 1  verbessene sie 
die Einstufung dagegen durchwegs auf die Kategorie 2, nachdem die 

Systemsicherheit infolge der Umsetzung des Aktionsplans stieg. 

(4) Systemprüfungen zeigten typischerweise Probleme im Bereich der 

Internen KontTollsysteme sowie der Verfahren der Förderstellen auf. In 

der Regel handelte es sich dabei nicht allein um Verstöße gegen EU­

Besrimmungen, sondern auch gegen vergleichbare nationale Bestim­

mungen. 

Beispiele für feststellungen aus System prüfungen des Jahres 2013 (laut JahreskontroHbericht 2013): 
- Vier-Augen-Prinzip nicht durchgängig eingehalten bzw. dokumentiert 

- mangelnde Aufgabentrennung zwischen Prüfern und Begünstigten bei Werkverträgen von zwischen-
geschalteten Stellen der Verwaltungsbehörde 

- mangelnde bzw. fehlende Dokumentation der Prüfungshandlungen 

- unzureichende Verwaltungsprüfungen 

- Abschluss von Fördervereinbarungen erst nach Beginn der Förderlaufzeit 

- Genderkonzept liegt nicht vor 

21 Bcschcinigungsb<:"hördr und deren zwischengrschallttc Stclltn in Salzburg. Steiermark. 

ObtröstC'lTtich und im BMBF 

192 Bund 2015/15 
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(5) Aufgrund dieser Feststellungen gab die Prürbehörde i n  den Jah­
ren 201 1  bis 2014 in ihrer Gesamtbewertung an die Europäische Kommis­
sion weiterhin einejeweils _eingeschränkt positive· Stellungnahme ab. 

Die Europäische Kommission bewertete zwei Drittel der EU-weit 1 1 7  ESF­
Programme - darunter auch Österreich - für das Jahr 201 3 als .ein­
geschränkt positiv".29 Nur 1 3  ESF-Programme ( 1 1  '1\)) wiesen uneinge­
schränkt funktionsfahige Vetwaltungs- und Kontrollsysteme auf. 

(6) Neben der Prüfbehörde hatten sich die Vetwaltungs- und die 
Bescheinigungsbehörde auch selbst zu vergewissern, dass ihre (Teil-) 
Systeme funktionierten. Im Jahr 201 1  wurden einige zwischengeschal­
tete Stellen daher mehrfach überprüft. Um den Aufwand der überprüF­
ten Stellen zu verringern, koordinierte die Bescheinigungsbehörde ihre 
System prüfungen ab dem Jahr 201 2  mit jenen der prüfbehörde. 

10.2 Der RH hielt kritisch fest, dass in der Referenzperiode 2010 bedeutende 
Systemmängel, v.a. im Bereich der I nternen Kontrollen und Verfahren 
der Förderstellen bestanden, weshalb die Prüfbehörde die Sicherheit 
mehrerer Teilsysteme in die Kategorie 3 ( .. erheblicher Verbesserungsbe­
darf") einstuf1e. Auch in den Folgejahren stellte die Prüfbehörde - trotz 
des Aktionsplans - Mängel fest, weshalb sie ihre Bewertung durch­
wegs nur auf die Kategorie 2 (.bestimmte Verbesserungen erforder­
lich") anhob und in ihrer Gesamtbewertung an die Europäische Kom­
mission jeweils eine .eingeschränkt positive Stellungnahme· abgab. 
Allerdings wiesen auch EU-weit nur I 3  von insgesamt 1 1 7  ESF-Pro­
grammen für das Jahr 201 3  eine uneingeschränkt positive Bewertung 
auf, während zwei Drittel - darunter Österreich - eine eingeschränkt 
pOSitive Bewertung erhielten. 

Der RH wies auch kritisch daraufhin, dass die bei Systemprüfungen fest­
gestellten Mängel in der Regel nicht nur Verstöße gegen EU-Vorschriften, 
sondern gleichermaßen auch gegen nationale Bestimmungen darstellten. 

Er kritisierte Ferner, dass die Prürbehörde wegen der Vielzahl an invol­
vierten Stellen in Summe 48 Systemprüfungen bzw. Follow-up-Prü­
fungen durchzuführen hatte und die EU-Vorgaben zudem auch System­
prüfungen seitens der Vetwaltungs- und der Bescheinigungsbehörde 
erforderten. Eine geringere Anzahl involvierter Stellen hätte aus Sicht 
des RH die Anzahl der durchzuführenden Prüfungen verringert, womit 
den ESF-Programmbehörden Personalkapazitäten etwa für eigene Prü-

29 Siehe European Commission. Annual AClivity Rcport 2013. Employment. Social Affairs 

and Indusion. Die Kommission stützte: sich dabd auf Jahreskontrollberichte der Prüf­

behörden der EU-21 lohne Kroatien) sowie auf ihre eigenen Prfifungen in den Mit­
gliedstaaten. 
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fungstätigkeiten zur Verfügung gestanden wären. Der RH unterstrich 
daher seine Empfehlung in TZ 4, die ESF-Umsetzung in Österreich 
institutionell grundlegend zu vereinfachen. 

Vorhabensprüfungen Umfang von Vorhabensprüfungen und jährliche Fehlerquoten 

194 

11.1  ( I )  Diejährlich zu prüfenden Vorhaben wählte die Prüfbehörde gemäß 
EU-Vorgabe mittels einer geeigneten Stichprobe aus den der Europä­
ischen Kommission gemeldeten Ausgabenerklärungen der Projektträ­
ger eines Kalenderjahres (ReferenzperiodeJO) aus. Folgende Abbildung 
illustriert den zeitlichen Ablauf der jährlichen Vorhabensprüfungen. 

Abbildung 2 :  Ablauf der Vorhabensprüfungen (Beispiel Referenzperiode 201 2 

und 201 3,  Jahreskontrollbericht 201 3 und 201 4) 

Ouellen: Prüfhandbuch der Prüfbehörde 2014; Darstellung RH 

Das BMASK beauftragte - in Umsetzung seines Aktionsplans (siehe 
TZ 6) - erstmals im Jahr 201 1  die Statistik Austria mit der Ziehung 
einer einheitlichen StichprobeJI für das Programm "Beschäftigung 
Österreich 2007-201 3". 

JO Die Referenzpeliode entsprichl dem Kalenderjahr. aus dem die Stichproben stam­

men. Die ausgewähllen Vorhaben bzw. Ausgahenerk.lärungen wurden im rrüfzeit­

raum 1 .  Juli 2012 bis 30. Juni 201 )  geprüft. Der lahrcskontrollbcricht 201 3  über die 

Referenzperiode 2012 war bis Ende 201 )  zu erstellen und der Kommission vOl'1.ulegen. 

) 1 nach Vorgaben der Prüfuehörde anhand eines stalistischcn Verfahrens (Mclhodc der 

geschichteten DifTerenzenschätzung) 

Bund 201 5/ 1 5  
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